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I 



Alle Rechte vorbehalten. 



Seit mehr denn Jahresfrist hat die Frage staatlicher Unter- 
stützung der Seeschiffahrt die öffentliche Diskussion in Deutschland 
aufs lebhafteste beschäftigt. Und nicht nur über die Fortführung der 
bisherigen Subventionspolitik in den südeuropäischen Ländern und in 
Japan sprach man, sondern auch und ganz besonders über das even- 
tuelle Beschreiten bisher nicht gekannter Wege in den beiden Ländern 
angelsächsischer Zunge, in Grofsbritannien und den Vereinigten 
Staaten. Natürlich wurde dabei auch die etwaige Stellung, die 
Deutschland selbst einzunehmen haben würde, eifrig besprochen. Da 
die Diskussion sich ausschliefslich auf Parlament und Tagespresse be- 
schränkte, so kann es nicht wundernehmen, dafs fast nur der Partei- 
standpunkt zur Geltung kam. Andererseits konnte man auf beiden 
Stellen oft genug die Wahrnehmung machen, dafs schon die Kenntnis 
der rein tatsächlichen Verhältnisse eine mangelhafte war, wodurch 
natürlich die betreffenden kritischen Auslassungen nicht an Wert ge- 
wannen. 

Der Mangel in der deutschen und — soweit mir bekannt — auch 
in der ausländischen einschlägigen Literatur an einer Arbeit, die eine 
alle Länder umfassende Behandlung des Gegenstandes gibt, veran- 
lafste mich zu den nachstehenden Ausführungen. Dieselben sind als 
ein erster Versuch anzusehen, die Subventionsfrage von ihrer theo- 
retischen uud praktischen Seite umfassend und ohne parteiliche Vor- 
eingenommenheit zur Darstellung zu bringen. 

Da die vorliegende Arbeit gegen Ende des vorigen Jahres ab- 
geschlossen wurde, konnte der zweite Bericht der englischen Parla- 
mentskommission (veröffentlicht Mitte Dezember 1902) und das kürz- 
lich erschienene Buch von K. Wiedenfeld „Die nordwesteuropäischen 
Welthäfen in ihrer Verkehrs- und Handelsbedeutung" (Berlin) leider 
nicht mehr benutzt werden. 

Altona-Elbe, März 1003. 

W. Gr. 
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L Der Strom der Zeit. 



Wohl keine Epoche in der Geschichte der Menschheit hat auf 
wirtschaftlichem Gebiete so allgemeine Fortschritte, eine so all- 
gemeine Entfaltung und Anspannung aller produktiven 
Kräfte aufzuweisen wie das vergangene Jahrhundert — das erste 
Jahrhundert, das den Begriff „Weltwirtschaft" zur Wirklichkeit werden 
liefs. Eine technische Umwälzung, eine Entwicklung der Verkehrs- 
mittel und eine Bevölkerungszunahme sondergleichen, die Bildung 
neuer grofser Volkswirtschaften auf der Grundlage nationaler Ein- 
heitsstaaten, die weite Verbreitung kosmopolitischer Ideen — eins 
das andere fördernd und eins durch das andere gefördert — das 
alles hat die Daseinsbedingungen der Völker von Grund auf ver- 
ändert. Die Bedeutung des neunzehnten Jahrhunderts im Rahmen 
der gesamten bisherigen Menschheitsentwicklung werden erst späte 
Jahrhunderte voll würdigen können, wir heute Lebenden stehen noch 
inmitten der Entwicklung, die sich erst vor zwei oder drei Menschen- 
altern Bahn zu brechen begann. 

Bei dieser „Welt K -Entwicklung hat naturgemäfs die Seeschiffahrt 
eine Hauptrolle zu spielen, da sie dem Menschen ein Mittel gibt, den 
grofsen Weg der Welt , das Meer , zu betreten. Alle Kulturvölker 
sahen und sehen sich in den Strom der Zeit gerissen, wenn sie nicht 
stillstehen und zurückgehen wollen. — Daher ein mächtiges all- 
gemeines Drängen an und auf das Meer; jedes Volk, wenn 
es der ihm von der Geschichte zugewiesene Platz nur irgend erlaubt, 
will teilnehmen an den Segnungen des Meeres, des Vermittlers des 
Weltverkehrs. Der moderne Staat als Hüter und Förderer der Wohl- 
fahrt seiner Glieder unterstützt und schützt dieses Streben nach 
seinen Kräften. Zu den volkswirtschaftlichen Vorteilen gesellt sich 
für ihn, wenn er etwas bedeuten kann und will, noch ein zweites: 
der politische Vorteil. „Aus endlosen Horizonten," sagt Friedrich 

Oreve, SeeschifTahrts-Subventionen. 1 
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Ratzel 1 ) sehr schön, „wachst ein grofser Zug von Kühnheit, Ausdauer 
und Fernblick in den Geist und Charakter der Seevölker hinein. 
Seevölker haben am wesentlichsten beigetragen zur Vergröfserung 
der politischen Mafsstäbe. Die enge territoriale Politik ist ihrem 
Wesen nach kurzsichtig; das weite Meer erweitert den Blick nicht 
blofs des Kaufmanns, sondern auch des Staatsmannes. Nur das 
Meer kann wahre Weltmächte erziehen." Was hier von den Grofsen 
gesagt wird, gilt in verändertem Mafsstäbe auch von den Kleinen. 

Die wirtschaftlichen und politischen Vorteile, die die Seefahrt 
einem Volke bringt, stehen in engen Wechselbeziehungen zueinander. 
Ohne eine tüchtige Handelsflotte wird auch an eine politische Macht- 
entfaltung zur See nicht zu denken sein ; die Handelsflotte liefert 
Transport- und eventuell AufklärungsschifTe sowie Ersatz- und Reserve- 
mannschaften — Grund genug, den Staat zu veranlassen, der Handels- 
flotte seine Fürsorge zuzuwenden. 

Im folgenden soll uns allein die wirtschaftliche Seite der 
Vorteile, die die Handelsschiffahrt 2 ) der Volkswirtschaft bringt, be- 
schäftigen. Um sie seiner Volkswirtschaft zugute kommen zu lassen, 
wird der Staat gemäfs den Verhältnissen , die er jeweils vorfindet, 
dreierlei Wege gehen : entweder hat sein Volk die ihm von der Natur 
gebotene Gelegenheit zum Seeverkehr überhaupt noch nicht oder nicht 
in nennenswertem Mafse benutzt — der Staat wird ihm helfen zur 
Ausnutzung dieser Gelegenheit; oder sein Volk treibt bereits See- 
schiffahrt — er wird ihm neue Wege zur Betätigung seiner Kraft 
weisen; oder endlich, die Seeschiffahrtsgelegenheit wird mehr oder 
weniger von fremden Völkern benutzt — er wird einen möglichst 
grofsen Teil dem eigenen Volke zuzuwenden suchen. Alle drei Wege 
kann man gegenwärtig bei den verschiedenen Völkern beobachten, 
wie später im einzelnen zu zeigen sein wird. 

Als das Hauptmittel, um zu dem gemeinsamen Ziele, einer hohen 
Entwicklung des Seeverkehrs, zu gelangen, treten uns heutigen Tages 
die Subventionen entgegen. 

') Ratzel, Das Meer als Quelle der Völkergröfse. München, 1900, S. 40. 

2 ) Demnach scheidet die Seefischerei aus der Betrachtung aus. Wenn 
sie sich auch oftmals staatlicher Förderung erfreut, so ist sie doch in ihrem 
Wesen anders geartet als die Handelsschiffahrt. Si£ ist ein besonderer Zweig der 
Urproduktion, wie etwa der Bergbau oder die Forstwirtschaft, und vom wirt- 
schaftlichen Standpunkte aus mit der dem Handel dienenden Seefahrt, mit der 
sie eben nur das Betreten des Meeres gemein hat, nicht in Parallele zu stellen. 
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IL Theorie und Praxis der Seeschiffahrts 

Subventionen. 



Subvention , oder auch Subsidie , heifst schlechthin Unter- 
stützung, und zwar materielle. Auf volkswirtschaftlichem Ge- 
biete versteht man unter Subvention eine von einem öffentlichen. 
Organe, in dem hier zur Erörterung stehenden Falle von dem obersten 
öffentlichen Organ, dem Staate, ausgehende Unterstützung an privat- 
wirtschaftliche Unternehmungen. Sinngemäfse Voraussetzung ihrer 
Anwendung ist das Vorhandensein eines ungedeckten Bedarfes, eines 
Defizits, oder auch eines die private Kapitalsanlage zu wenig anlocken- 
den Gewinns des betreffenden Unternehmens. Die Subvention hat 
die Aufgabe 1 ), die normale Rentabilität eines Privat- 
unternehmens herzustellen, zum mindesten Einnahmen und 
Ausgaben balancieren zu lassen. 

Es handelt sich also bei der Seeschiffahrts-Subventionierung um 
Unternehmungen, die an sich einen p r i v a t wirtschaftlichen Nutzen 
nicht oder nicht in billiger Weise bringen. Um das Eingreifen des 
Staates zu rechtfertigen, müssen sie dafür aber einen volkswirt- 
schaftlichen Nutzen bringen 2 ). Denn nur in diesem Falle ist es zu 
rechtfertigen — und nach der heute herrschenden Anschauung vom 
modernen Staate zugleich auch eine Pflicht, dafs die Mittel der All- 
gemeinheit zugunsten Einzelner in Anspruch genommen werden; 
Sonderinteresse und Gemeinwohl sind eben in diesem Falle eins. Es 
ergibt sich also erstens, dafs die Subventionen nur dann berech- 
tigt sein können, wenn sie dem Gesamtinteresse Nutzen 
bringen. — Zweitens ist aber klar, dafs eine Subvention nur so 
lange berechtigt sein kann, als der Mangel privatwirt- 
schaftlicher Rentabilität dauert, uud nur so weit, als 
zur Herstellung der normalen Rentabilität erforder- 
lich; mit anderen Worten: die Subvention mufs in Wegfall 
kommen, sobald das Unternehmen auf eigenen Füfsen stehen kann, 
bezw. sie mufs um das das nötige Mafs Überschreitende verringert 



') Vgl. (auch zum folgenden) Grofs S. 32, 37; Borght V. S. 68ff.; 
Borght H. S. 472; Philippovich S. 102; Schaye S. I29ff. 

2 ) Grofs S. 27 unterscheidet, in Anlehnung an Stein's Finanzwissenschaft I, 
S. 346, „direkte" und „indirekte" Rentabilität. Ich halte die Bezeichnung „privat- 
wirtschaftliche" (= direkte) und „volkswirtschaftliche", ev. „politische" (= indirekte) 
Rentabilität für klarer und zutreffender. 

1* 
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werden. Denn in beiden Fällen würde sie sonst eine ungerechtfertigte 
Bereicherung Einzelner auf Kosten der Gesamtheit darstellen. 

Hätte man sich diese prinzipielle Begründung der Subventionen 
stets in der Theorie klar gemacht und in der Praxis dem- 
entsprechend gehandelt, es wären nicht so viele und oft so be- 
rechtigte Vorwürfe gegen sie erhoben und nicht so viele Fehler bei 
ihrer Anwendung begangen. Allerdings kaDn man ihre Berechtigung 
a principio auch bestreiten, wenn man nämlich die Anschauung ver- 
tritt, der Staat habe kein Recht und keine Pflicht, in das wirtschaft- 
liche Leben einzugreifen, wie das das Glaubensbekenntnis des Frei- 
handels ist. Es ist hier nicht der Ort, das Für oder Wider in diesem 
alten Streite zu beleuchten — Tatsache ist heute, dafs in der Theorie, 
wie ganz besonders in der Praxis die Anschauung, die dem Staate 
positive Aufgaben gegenüber der Volkswirtschaft zuweist, die 
herrschende ist. Wie weit der Staat alsdann im einzelnen Falle zu 
gehen hat, ob überhaupt ein Vorgehen im Interesse des Ganzen liegt, 
das zu entscheiden, wird oft sehr schwer sein und Meinungsver- 
schiedenheiten hervorrufen. Bei der Subventionierung des Seeschitt- 
fahrtsgewerbes, dessen hervorragende Bedeutung für das ganze Volk 
eingangs gekennzeichnet wurde, liegt aber ein Eingreifen des Staates 
doppelt nahe, weil hier die Betriebskosten und das Risiko ganz aus- 
nehmend hoch sind, so dafs zur Gründung eines Reedereiunternehmens 
schon an sich grofse Unternehmungslust, Wagemut und Ausdauer 
gehören. — Ein subventioniertes Schinahrtsunternehmen wird also 
in der Regel ein solches sein, das ohne staatliche Unterstützung 
aus der privaten Initiative allein nicht hervorgegangen sein würde, 
wenigstens nicht für den Augenblick. Der Staat schaut hier weiter 
vorwärts, als der Privatmann kann und will. Er sieht nicht nur den 
gegenwärtigen Stand seiner Volkswirtschaft, er sieht auch in die 
weitere Zukunft, und er sieht nicht nur die eigene Volkswirtschaft, 
er sieht auch die Weltwirtschaft — und dies ist, wie wir sahen, 
heute von besonderer Bedeutung. Der Staat hat die Pflicht, dafür 
zu sorgen, dafs seine Volkswirtschaft in dem weiteren Rahmen der 
beginnenden Weltwirtschaft den ihr zukommenden Platf erhält und 
behauptet. Selbstverständlich darf der Staat nur da Unterstützungen 
gewähren, wo nach menschlicher Berechnung auch wirklich ein Nutzen 
für die Gesamtheit zu erwarten ist, er darf sich nicht in vage 
Spekulationen einlassen. 

Die durch die Seeschiff ahrts- Subventionen verfolgten wirtschaft- 
lichen Ziele sind bereits oben kurz angedeutet worden. Sie richten 
sich nach den jeweiligen Verhältnissen, in denen die einzelnen Länder 
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und Völker sich befinden, und treten uns heute, wie mir scheinen 
will, in drei Hauptformen entgegen, die sich allerdings oft gegenseitig 
berühren ; denn ihnen allen liegt ja derselbe Gedanke zu Grunde : den 
Blick aufs Meer zu lenken. 

Das primärste Ziel, das durch staatliche Subventionen erstrebt 
werden kann, geht dahin, eine Ausnutzung der von der Natur 
dargebotenen Gelegenheit, an Seeschiffahrt und Welt- 
verkehr teilzunehmen, überhaupt erst herbeizuführen 1 ). 
Solches Streben kommt naturgemäfs nur bei Staaten vor, deren Volks- 
wirtschaft noch auf einer minderentwickelten Stufe steht oder deren 
eigene Schiffahrt aus irgend einem Grunde den Ansprüchen des 
Landes nicht genügen kann. Ihnen kommt es nur darauf an, dafs 
ihre Küsten überhaupt in den Seeverkehr, besonders in den regel- 
mäfsigen, einbezogen werden, einerlei, wem die kommenden und gehen- 
den Schilfe gehören. Ohne materielle Unterstützung der Unternehmer 
würde aber eine Heranziehung des Schiffsverkehrs nicht zu erreichen 
sein. So ergibt sich denn die uus sonderbar anmutende Erscheinung, 
dafs Subventionen ans Ausland gezahlt werden, ein markanter 
Beweis, wie sich die Erkenntnis von den günstigen Wirkungen des 
Seeverkehrs auf die Entwicklung eines Volkes Bahn gebrochen hat. 
Wie nicht anders zu erwarten, spielen diese Subventionen nur eine 
untergeordnete Rolle. Die Regel ist natürlich die Unterstützung von 
inländischen Unternehmern, wie das bei den beiden anderen Zielen 
der Fall ist. 

Die allgemeinste Verbreitung haben augenblicklich die Subven- 
tionen gefunden , welche zur Erreichung des zweiten Zieles helfen 
sollen: der Erschliefsung oder dem weiteren Ausbau be- 
stimmter Wege. Das bedeutet heute, in der Zeit der Dampf- 
schiffahrt, vor allem: Schöpfung regelm äf siger Linien. Sie 
sind für die Entwicklung des Seeverkehrs von gröfster Bedeutung 2 ). 
Regelmäfsige, zuverlässige Verbindung ist erfahrungsgemäfs ein Haupt- 

') Sonderbarerweise finde ich diesem Ziele nirgends die ihm gebührende Be- 
achtung geschenkt, es vielmehr meistens gänzlich übersehen. 

*) Den Ausführungen Chlumeckys (S. 9 ff.) über das Verhältnis der regel- 
mäßigen (gebundenen) Schiffahrt zur freien kann ich, wie an dieser Stelle kurz 
bemerkt sei, nicht unbedingt zustimmen. Die regelmäfsigen Linien stellen m. E. 
eine höhere Organisationsform der Schiffahrt dar, die sich überall, wo eine hin- 
reichende Verkehrsentwicklung vorhanden ist, naturnotwendig durchsetzt, und zwar 
auch im reinen Güter-(Fracht-)Verkehr. Die freie Schiffahrt wird dementsprechend 
auf die Routen mit mindcrentwickeltem Verkehr zurückgedrängt und auf den 
anderen Routen mehr und mehr nur aushilfsweise in Anspruch genommen. Die 
regelmäfsigen Linien sind also mehr als nur das „Gerippe" für die freie Schiffahrt. 
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forderer des Personen- und Warenverkehrs; regelinäfsige Linien sind 
die unerläfsliche Voraussetzung des modernen Postverkehrs und 
insofern, wie auch zur notwendigen Verbindung mit den Kolonien, 
zur Ablösung der Mannschaften der Kriegsschiffe auf den Auslands- 
stationen u. dergl. von erheblicher politischer Bedeutung. Um aber 
die Befahrung solcher Linien privatwirtschaftlich rentabel zu machen, 
wäre ein stark entwickelter Verkehr erforderlich, an dem es jedoch 
anfänglich meist fehlen wird. Die Betriebskosten andererseits werden 
noch dadurch gesteigert, dafs eine möglichst häufige und schnelle 
Verbindung sehr erwünscht ist. Durch jene politischen Momente 
mehr oder weniger mitbestimmt, leistet der Staat mittels der Sub- 
vention einen Beitrag zur Deckung der Unkosten. — Zu den erwähnten 
wirtschaftlichen Momenten tritt oft genug noch ein wichtiges anderes 
hinzu: der Wunsch, dem Auslande bei der Erschliefsung neuer 
Gebiete zuvorzukommen, oder auch der Wunsch, sich in einzelnen 
Verkehrsrichtuugen vom Auslande unabhängig zu machen. Das leitet 
uns über zu dem 

dritten Ziele, das mit Hilfe von Subveutionieruug erstrebt wird. 
Es ist das Sehnen nach allgemeiner Unabhängigkeit von 
der Schiffahrt fremder Völker. Es bedarf keiner näheren 
Begründung, um die wirtschaftlichen Vorzüge — ganz zu schweigen 
von den politischen — einer eigenen Seeschiffahrt unter eigener 
Flagge gegenüber dem Angewiesensein aufs Ausland zu erkennen. 
Ein erfolgreiches Aufuehmen des Wettkampfes mit dem Auslande, 
das oft obendrein mit günstigeren natürlichen Bedingungen arbeitet, 
ist aber schwer. Nicht nur ist auch im Seeverkehre die Macht der 
Gewohnheit eine starke und kann erst mit der Zeit gebrochen werden, 
eine wirksame Konkurrenz erfordert auch grofse Mittel und ist mit 
hohem Risiko verbunden. Da greift denn der Staat helfend ein und 
trägt einen Teil des Risikos. 

Wie die bisherigen Ausführungen ergaben, gründen sich die 
Subventionen auf das Prinzip, dafs der Staat zur Förderung des 
Ganzen da einzugreifen hat, wo die Kräfte der einzelnen Bürger nicht 
ausreichen. Die Subventionen haben also einen protektionistischen 
Charakter; und zwar sind sie eine Erscheinungsform unter den 
positiven Protektionsmafsregeln, die der Staat zur Hebung 
der Volkswirtschaft ergreift, proc6d6s stimulateurs oder mesures 
stimulatrices, wie die Franzosen treffend sagen 1 ), im Gegensatz zu 



-) Vgl. Lavison S. 27 u. 67. Ins Deutsche könnte man das vielleicht 
übersetzen mit „Treibmittel"*, der Gegensatz wäre dann „Abwehrmittel". 
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den restriktiven Mafsregeln. (Man ist oft zu sehr geneigt, 
„Protektion" mit „Schutzzoll" zu identifizieren, während der Schutz- 
zoll doch nur eine einzelne Mafsregel restriktiver Protektion ist — 
allerdings die am meisten angewandte und daher bekannteste.) Zur 
Erreichung der beiden ersten der eben geschilderten Ziele sind andere 
als positive Mafsnahmen gar nicht denkbar, im ersten Falle, weil kein 
(iegner da ist, gegen den man sich zu wenden hätte, im zweiten, weil 
man den Gegner, wenn er überhaupt vorhanden, nicht in seinem 
Machtbereich hat. Im dritten Falle, dem Streben nach Unabhängigkeit, 
wären dagegen restriktive Mafsregeln sehr wohl denkbar, sind auch in 
früherer Zeit in weitem Mafse angewandt und oft bis zur völligen 
Prohibition gesteigert worden. Heute sehen wir die alten Navigations- 
akten, die zahllosen Differentialbehandlungen des Auslandes bis auf 
ganz geringe Spuren verschwunden. Nur in der Küstenschiffahrt 
sehen wir noch etliche Staaten ein Monopol für die eigene Bevölkerung 
beanspruchen — erklärlich genug, denn die Küstenschiffahrt ruht 
eben sozusagen auf dem Boden des eigenen Landes, und schwerlich 
werden die betreffenden Staaten sich zur Aufgabe ihres Standpunktes 
bewegen lassen, im Gegenteil! In der überseeischen Schiffahrt aber 
ist in der Stellungnahme gegenüber dem Auslande eine völlige 
Änderung eingetreten — ein Hauptresultat der Freihandelsära und 
des mit ihr in enger Wechselwirkung stehenden Aufschwunges des 
Seeverkehrs. 

Die ungeahnte Fintwicklung der modernen Verkehrsmittel, die 
das neunzehnte Jahrhundert brachte, hat die natürliche Tendenz, die 
einzelnen Länder und Völker einander immer näher zu bringen, ja, 
sie am letzten Ende zu einer Einheit zu verschmelzen. Die herrschende 
kosmopolitische Strömung, die in möglichster Schrankenlosigkeit alles 
Heil für die Entwicklung der Menschheit erblickte, unterstützte jene 
innere Tendenz der technischen Entwicklung und wurde wiederum 
von ihr gestützt. Freihändlerische Ideen kamen (allerdings nicht nur 
um ihrer selbst willen) in der praktischen Wirtschaftspolitik aller 
Staaten im zweiten und besonders im dritten Viertel des vorigen 
Jahrhunderts mehr oder weniger zur Verwirklichung. Durch das all- 
gemeine Netz von Handelsverträgen und die allgemein angewandte 
Meistbegünstigung fielen auch die Schranken, die man gegeneinander 
in der Seeschiffahrt aufgerichtet hatte. Früher oder später kam aber 
überall die Reaktion und mufste kommen. Zwar hatte die frei- 
händlerische Epoche viel dazu beigetragen, dafs man sich gegenseitig 
verstehen und würdigen lernte, aber die vielseitige Berührung mufste 
zugleich auch eine andere Saite im Empfinden der Kulturvölker 
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kräftig anschlagen, und ihr Ton mufste sich als der stärkere erweisen: 
es war das nationale Bewufstsein, der nationale Egoismus, der 
nach möglichster Unabhängigkeit und Selbständigkeit drängt und 
diese höher stellt als die zwar verlockende, aber bei der menschlichen 
Natur, wie sie nun einmal ist, recht unsichere Aussicht auf allgemeine 
Harmonie und Frieden. Auch in der Seeschiffahrt als dem Haupt- 
verbindungsmittel mit dem Auslande tritt das Streben nach Selb- 
ständigkeit immer mehr hervor und wird vom Staate immer mehr 
unterstützt da, wo es ohne seine Hilfe nicht erfolgreich erscheint. 
Aber das Mittel der Unterstützung hat, nachdem man mit der frei- 
händlerischen Politik einmal gebrochen , ein ganz anderes werden 
müssen. Die äulsere Bewegungsfreiheit der Kommunikationsmittel, 
die formelle Gleichberechtigung unter den verschiedenen Nationen hat 
sich durch die Weltverkehrsentwicklung als Notwendigkeit ergeben. 
Eine restriktive Schiffahrtspolitik kann auf den Verkehr mit fremden 
Staaten, die eine nennenswerte eigene Schiffahrt besitzen, nur störend 
und verfeindend wirken, dem ganzen gegenseitigen Handel würde 
durch die zweifellos erfolgenden Retorsionsmafsregeln Vernichtung 
drohen. Und man fürchtet nichts mehr als dies, während die Schiff- 
fahrt doch in erster Linie nur ein Werkzeug* des Handels, erst in 
zweiter zugleich sein Förderer ist. Auch können unbeteiligte Dritte 
unter Umständen aus der Verfeindung anderer für sich Vorteile 
ziehen. Kein Wunder, dafs man da zur Förderung der eigenen 
Schiffahrt lieber zu einem Mittel greift, das den Vorteil bietet, die 
gegen das Ausland gerichtete Tendenz nicht offen zur Schau zu 
tragen, das dem Ausland unmittelbar keine Hindernisse bereiten, 
sondern durch eine innere Mafsnahme zum Ziel gelangen will. An 
die Stelle restriktiver Schiffahrtspolitik ist die Sub- 
ventionspolitik getreten 1 ). Und in demselben Mafse, wie 
immer mehr Staaten zur Subventionspolitik übergehen, verliert auch 
die Gefahr, man könnte im Auslande gegenüber fremden sub- 
ventionierten Schiffen zum Schutze der eigenen Ausgleichsmafsregeln 
ergreifen, ständig an Bedeutung. Hierauf wird in den Schlufs- 
betrachtungen noch zurückzukommen sein. 

Wir sehen, dafs die Subventionen, welche der Unabhängigmach ung 
vom Auslande dienen sollen, für die Gegenwart die am meisten 
charakteristischen sind, weil sie einer der markantesten Tendenzen 
des gegenwärtigen Wirtschaftslebens entspringen. Sie sollen auf 
anderem W : ege dasselbe wie die frühere restriktive Schiffahrtspolitik 

J ) Vgl. Lavison S. 160/161, 209 etc.; auch Nauticus 1901, S. 41; 
Fuchs S. 59/60. 
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erreichen. Sie sind auch deshalb besonders interessant, weil ihre An- 
wendung in dem betreifenden Lande eine allgemeine, auf gesetzlicher 
Grundlage ruhende ist und die Ausbildung eines regelrechten Systems 
voraussetzt; sollen sie doch die gesamte Schiffahrt eines Landes, so- 
weit sie der Konkurrenz des Auslandes ausgesetzt ist, fördern, während 
die übrigen Subventionen auf die ihnen jeweils zu Grunde liegenden 
speziellen Verhältnisse zugeschnitten sind. 



Die praktische Handhabung der Subventionen ist in 
den verschiedenen Staaten — und es kommen gegenwärtig wohl alle 
einen Küstenstrich besitzenden Kulturstaaten in Betracht — in ihren 
Einzelheiten natürlich in sehr verschiedener Weise ausgebildet. 
Jedoch lassen sich einige allgemeine Grundsätze der Praxis sehr wohl 
aus dem Wirrwarr der Einzelheiten erkeunen. 

Eine praktisch sehr wichtige Einteilung der Subventionen ergibt 
sich zunächst unter folgendem Gesichtspunkte. Die Subvention kann 
in zwei Stadien des Schiffahrtsgewerbes eintreten: einmal bei der 
Herstellung des notwendigen Materials zur Ausübung des Gewerbes, 
d. h. beim Bau des Schiffes — dann handelt es sich um Bau- 
Subventionen; zweitens bei der Gewerbeausübung selbst , bei der 
Tätigkeit des Schiffes — dann haben wir es mit Fahrtsubvent ionen 
zu tun. Die Bausubvention wird an die Werft gezahlt, die Fahrt- 
subvention an die Reederei. Eine Mittelstellung nehmen die sogen. 
Ausr ttstungssubventionen ein; sie werden anstatt der Fahrt- 
subventiou dem Reeder einmalig gezahlt bei der Fertigstellung der 
Ausrüstung eines Schiffes. 

Die Zuwendung selbst kann auf zweierlei Weise geschehen: 
direkt und indirekt 1 ), d. h. entweder durch unmittelbare Zahlung in 
Geld oder durch den Erlafs von Zahlungen, zu denen der Empfänger 
dem Staate gegenüber verpflichtet ist. Letzteres bezieht sich besonders 
auf die Befreiung von Steuern irgend einer Art, von Zöllen (speziell 
von Einfuhrzöllen auf Schiffbaumaterial) , Befreiung von Hafen- 
gebühren u. dergl. Es ist klar, dafs die bei weitem wichtigeren die 
direkten Subventionen sind, denn so grofs auch die Bedeutung der 
indirekten in einzelnen Fällen für das Unternehmen sein kann, so 
liegt es doch in ihrer Natur, dafs sie sich dem wirklichen Bedarfe 



l ) Grofs S. 49, hat dementsprechend die Ausdrücke „positive" und „negative" 
Subvention eingeführt, die ich aber nicht für besonders glücklich gewählt halten 
kann. Dieselbe Scheidung kommt auch vor Report S. 48. 
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an Unterstützung wenig anpassen können 1 ). Ihre praktische An- 
wendung ist daher auch eine weniger ausgedehnte. 

Die Höhe der indirekten Subventionen ist eine gegebene; es er- 
übrigt sich, für sie erst nach einem Festsetzungsmodus zu 
suchen. Anders bei den direkten, hier hat man zu unterscheiden. 
Werden der Schiffahrt eines Landes allgemeine, gesetzliche Sub- 
ventionen zuteil, so ist der Mafsstab zur Festsetzung ihrer Höhe bei 
den Bausubventionen in der Regel der Brutto- oder Netto-Raumgehalt, 
bei den Fahrtsubventionen die durchlaufene Meilenzahl oder die Zeit 
des Inbetriebseins oder auch die transportierte Gütermenge. Unter- 
stützt ein Land aufserdem noch einzelne feste Linien, so bleibt die 
Bausubvention; über die Fahrtun tustützung wird alsdann aber zweck- 
mafsigerweise (s. u.) ein besonderer Vertrag zwischen Reederei und 
Staat geschlossen und eine jährliche Pauschalsumme vereinbart. Das 
gleiche geschieht auch in den Ländern, die nur die Subventionierung 
solcher Einzelrouten kennen. Handelt es sich um die Heranziehung 
ausländischer Schiffahrt, so gelangen natürlich nur Fahrtsubventionen 
zur Anwendung, und diese werden entweder auch durch Vertrug mit 
der Reederei festgesetzt oder, was hier ziemlich häufig ist, auf in- 
direktem Wege gewährt. — 

Es wäre ein Widerspruch mit dem von uns oben aufgestellten 
Begriffe des Wortes „Subvention" , wenn man die Gewährung einer 
Subvention von Gegenleistungen abhängig machen wollte. Denn 
der Grundgedanke geht ja auf die Sicherstellung eines an sich un- 
rentablen Unternehmens; von einem solchen kann man aber doch 
keine Gegenleistungen verlangen, die die Unterstützung noch verkürzen 
oder gar verschlingen würden. Etwas anderes ist es natürlich mit 
der Forderung einer späteren Rückzahlung der Subvention. Wird 
sie verlangt, so stellt sich die Subvention rechtlich als ein Darlehen, 
anderenfalls als eine Schenkung dar. Während bei Subventionen für 
Privateisenbahnen oftmals Rückzahlung ausbedungen wird, ist das in 
der Seeschiffahrt durchweg (es gibt einzelne Ausnahmen) nicht der 
Fall. Wir haben es also hier in der Regel mit Schenkungen zu tun. 
Nun wird aber in zahlreichen Fällen — bei regelmäfsigen Linien 
stets — von dem Empfänger verlangt, dafs er für die ihm gewährte 
„Subvention" diese oder jene Gegenleistungen zu erfüllen habe. Wie 
erklärt sich der Widerspruch, dafs man hier trotz offenbarer Gegen- 
leistungen von „Subvention" redet? Sehr einfach dadurch, dafs eine 
derartige Subventionssumme aus zwei verschiedenen Teilen besteht: 



Borght V. S. 69. 
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der eine bildet die eigentliche Subvention, der andere den Entgelt 
für die bedungenen Gegenleistungen. Und warum diese Verschmelzung? 
Aus Zweckmäfsigkeitsgründen , lautet die Antwort. In vielen, viel- 
leicht in der Mehrzahl der Fälle, in denen einzelne Linien subventio- 
niert werden, hat die unmittelbare Veranlassung oder den Ausschlag 
für die Gewährung staatlicher Unterstützung der Wunsch gegeben, 
sich gleichzeitig einen geregelten, zuverlässigen Postverkehr zu sichern. 
Zweitens bietet sich bei der Subventionierung eine günstige Gelegen- 
heit, die Handelsflotte gleichzeitig nichtwirtschaftlichen, politischen 
Zwecken dienstbar zu machen, was man ja zum Teil auch vom Post- 
verkehr sagen könnte. Es wird alsdann eine Gesamtsumme festgesetzt. 
Daher die Subvention mit „Gegenleistungen", auf die wir im einzelnen 
gleich zurückkommen werden. In Deutschland kennen wir in der 
Praxis nur Subventionen dieser Art. Das ist auch der Grund, wes- 
halb wir für Seeschiffahrtsunterstützungen im Aus- 
lande die Bezeichnung „Subvention", seltener „Subsidie", 
unterschiedslos gebrauchen, mag sie mit Gegenleistungen ver- 
quickt sein oder nicht. Im Auslande selbst dagegen wird hier 
zuweilen scharf unterschieden : wird die staatliche Unterstützung von 
Gegenleistungen abhängig gemacht, so spricht man von Subvention, 
sovvenzione , subsidy 1 ) u. s. w. Sind keine Gegenleistungen aus- 
beduDgen — und das ist der Fall bei allgemeiner Unterstützung — , 
so braucht man im Auslande das bei uns für Unterstützung der See- 
schiffahrt nicht bekannte, weil praktisch nicht verwirklichte Wort 
für „Prämie": prime, premio, im Englischen bounty, auch premium 
u. s. w. Im Englischen ist die Terminologie keine ganz sichere; 
schon Adam Smith 2 ) sagte: „Bounties are sometimes called premiums, 
as drawbacks are sometimes called bounties. But we must in all 
cases attend to the nature of the thing, without paying any regard 
to the word." Wir werden im weiteren, der Gewohnheit des Deutschen 
folgend, im allgemeinen die Bezeichnung „Subvention" beibehalten 
und, nur wenn es sich um den Gegensatz zwischen „Subvention" und 
„Prämie" handelt, auch letzteren Ausdruck anwenden. 

Wohl zu scheiden von den „Gegenleistungen" sind, wie wir bereits 
an dieser Stelle der Besprechung der einzelnen Gegenleistungen vor- 
wegnehmen wollen, die dem Empfänger allgemein gestellten Be- 
dingungen zur Erlangung der Subvention. Sie ergeben 

') Den Ausdruck „Subvention" braucht man im Englischen in der Regel für * 
Zahlungen an Hilfskreuzer, die tatsächlich auch etwas ganz anderes sind als das 
von uns „Subvention" und im Englischen „subsidy" Genannte (s. u.). 

*) Wealth of Nations (Ausgabe von Mc. Culloch, London) S. 408. 
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sich aus der Natur der Subvention, sie entspringen der Erwägung, 
dafs die gewährten Untersttitzungen aus den Mitteln der Gesamtheit 
entnommen werden, und dafs sie daher nicht für den privaten 
Augenblicksprofit ausgenutzt werden dürfen, sondern zu dauerndein 
Nutzen der Gesamtheit verwandt werden sollen. Pflicht des Staates 
ist es, geeignete Mafsregeln zu ergreifen, um das zu erreichen. 
Zunächst sind Überall von staatlicher Subventionierung ausgeschlossen : 
Vergntigungsfahrzeuge, alte Schiffe, sowie solche, die für ihre Fahrt 
ein Monopol besitzen, z. B. in der Küstenfahrt oder im Verkehr mit 
den Kolonien. Ausgeschlossen sind ferner zuweilen im Auslande ge- 
baute oder überwiegend mit Ausländern bemannte Schiffe oder solche, 
die weniger als einen bestimmten Teil ihrer Leistungsfähigkeit, z. B. 
weniger als ein Drittel oder ein Viertel ihres Nettoraums, im Interesse 
des nationalen Handels verwenden. Die nach den oben angegebenen 
Mafsstäbeu berechnete Subventionshöhe erleidet mannigfache Modi- 
fikationen nach der Geschwindigkeit, dem Gesamtraumgehalt, dem 
Baumaterial, der Verwendung des Schiffes in kleiner oder grosser 
Fahrt u. s. w. Von ausschlaggebender Bedeutung ist es selbst- 
verständlich auch, ob das Schiff ein Dampfer oder ein Segelschiff ist. 
— Keiner näheren Erwähnung bedürfen in dieser Arbeit die von der 
Regierung zu ergreifenden Überwachungsmafsregeln , um unlauteren 
Manipulationen entgegenzutreten. Es sei nur hervorgehoben , dafs 
belästigende Beaufsichtigungen auch hier nur Schaden stiften können. 

Die wichtigste Gegenleistung ist, wie schon angedeutet, die 
Beförderung der Post. Der Postverkehr bringt es mit sich, 
dafs Reiseroute, Fahrzeit, jährliche, monatliche u. s. w. Expeditions- 
zahl genau bestimmt werden; die Sicherheit der Post erfordert feiner 
detaillierte Vorschriften über Bau und Ausrüstung des Schiffes und 
dergleichen mehr. Da die Verhältnisse und so auch die zu zahlende 
Gesamtsumme auf jeder Koute natürlich andere sind, und man es 
meist mit anderen Reedereien zu tun hat, so werden die bereits er- 
wähnten Subventionsverträge geschlossen. In der vereinbarten 
Subventionssumme ist also neben der Fracht für die Post (natürlich 
mit der für Waren nicht zu vergleichen) ein Betrag enthalten, der 
die durch den regelmäfsigen Verkehr stark gestiegenen Betriebskosten 
tragen helfen soll. Der Postverkehr veranlagt die Erhöhung der 
Betriebskosten, aber andererseits hebt er den Betrieb auf ein viel 
höheres Niveau und bringt dadurch dem Unternehmer ganz bedeutende 
Vorteile im Güter- wie Passagierverkehr, die dieser ohne den Post- 
vertrag nicht ohne weiteres besäfse. Die Betriebskosten steigen, 
aber auch die Einnahmen. Wäre die Steigerung der beiden gleich. 
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so wäre eine besondere Unterstützung nicht nötig. Die Einnahmen 
bleiben aber in der Regel, besonders im Anfang, zurück; die Lücke 
auszufüllen, ist der nicht auf die Postfracht entfallende Teil der 
Vertragssumme bestimmt. Dieser Teil ist die eigentliche Subvention. 
Nun ist es unmöglich, im voraus genau zu bestimmen, wie hoch die 
Subvention sein mufs, um jenes Defizit zu decken. Daher kommen 
denn in der Praxis Fälle vor, dafs der Unternehmer seine Unkosten 
nicht gedeckt sieht. Nichtsdestoweniger mufs man aber nach wie 
vor von „Subvention" sprechen, da doch beim Vertragsschlufs wenigstens 
die Absicht der Rentabilitätssicherung bestand. Natürlich ist in den 
Ländern, die allgemeine Subventionirung ihrer Schiffahrt kennen, 
auch in der Postsubvention die allgemeine insoweit enthalten, als auch 
für die Postschiffe die zur allgemeinen Unterstützung führenden Um- 
stände von Einflufs sind. 

Noch komplizierter wird die Festsetzung der Subvention , wenn 
zu den durch die Postbeförderung bedingten Verpflichtungen noch 
andere hinzutreten. Solche bestehen in der unentgeltlichen oder 
billigeren Beförderung von Regierungspersonen oder in der Ver- 
pflichtung, sich im Kriegsfälle der Regierung, wenn sie es verlangen 
sollte, zur Verfügung zu stellen, natürlich gegen entsprechende Ent- 
schädigung u. a. m. Die Benutzung der Handelsflotte für Kriegs- 
zwecke hat, noch weitergehend, folgende interessante Erscheinung 
gezeitigt: zugleich mit dem Postsubventionsvertrage, oder auch ohue 
einen solchen, wird oft mit dem Eigentümer über ein einzelnes Schiff 
ein Vertrag geschlossen dahingehend, dafs im Kriegsfall das Schiff 
der Regierung zur Verwendung als Hilfskreuzer zu übergeben ist. 
Der Reeder erhält dafür in der Regel jährliche Zahlungen, mufs sich 
aber eingehenden Bauvorschriften unterwerfen. Man pflegt auch 
hierfür den Namen „Subvention" zu gebrauchen 1 ), was mir jedoch 
zu weit zu gehen scheint. Es handelt sich hier um die Erreichung 
eines rein militärischen Zweckes 2 ), die gezahlten Summen sind 
nichts als das Äquivalent für die dem Schiffseigentümer verursachten 

'Jim Englischen braucht man aber gerade dasselbe Wort zur Unter- 
scheidung von „subsidy" (s. o. S. 11 Anm. 1), indem man von „Adniiralty- 
subventions" spricht. Man fühlt, es handelt sich hier um etwas ganz anderes. 

2 ) dessen Wert mir überdies etwas problematischer Natur zu sein scheint, 
besonders nachdem Schicbau in Elbing jüngst die Erbauung eines Kreuzers ge- 
lungen ist, der 26 Knoten läuft. Dem gegenüber wäre jedes Handelsschiff gänzlich 
machtlos. Von sachverständiger Seite ist schon vor Jahren der Wert der Handels- 
flotte für Kriegs-, auch für Kaperzwecke bestritten, vgl. B. v. Werner in 
Hansa 1891 S. 190 ff. Die Verwendung der Handelsschiffe wird wohl lediglich auf 
Transportzwecke beschränkt bleiben, so auch Roux S. 151 ff. 
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Extrakosten. Es können sich allerdings unter Umständen für ihn 
auch wirtschaftliche Vorteile erübrigen, sie sind aber nicht der Zweck. 
Ich meine, es mufs daran festgehalten werden, dafs die Idee der 
Subvention auf die Erreichung wirtschaftlicher Zwecke gerichtet 
ist. Alle jene Gegenleistungen, auch soweit sie wirtschaftlicher 
Natur sind, sind aus reinen Zweckmä fsigkeitsgründen mit der 
Subventionierung verquickt worden, haben mit deren Wesen aber 
nichts zu tun. 

Die hauptsachlichste in Betracht kommende Gegenleistung ist 
also die Postbeförderung. In den Ländern, welche Subventionen und 
Prämien (s. o.) unterscheiden, nennt man denn auch die auf vertrags- 
mäfsiger Grundlage geschaffeneu Postdampferlinien schlechthin die 
subventionierten Linien. Die vielgestaltige Wirklichkeit hat aller- 
dings auch hier wieder Verwirrung gestiftet; denn es kommt auch 
vor, dafs die die allgemeinen Prämien geniefsenden Schiffe zum Post- 
dienste herangezogen werden können, wenn das betreffende Prämien- 
gesetz das vorsieht. Aber es werden alsdann keine besonderen Ver- 
träge der geschilderten Art geschlossen. — An dieser Stelle sei auch 
erwähnt, dafs in Ländern, die keine allgemeinen Subventionen kennen, 
auch der Postdienst nicht immer nur von subventionierten Postdampfer- 
linien versehen wird. Sehr oft wird ein erheblicher, ja, in manchen 
Ländern der allergröfste Teil der Post einfach gegeu Zahlung der 
nötigen Fracht befördert; von Subventionen ist alsdann keine Rede. 
Auf denselben Standpunkt sollen ja am letzten Ende auch die sub- 
ventionierten Postdampferlinien gelangen. — 

Erkennt man die oben gegebene prinzipielle Begründung der 
Subventionen an, so werden natürlich auch alle prinzipiellen Vorwürfe 
gegen sie hinfällig. Es kann sich für uns demnach hier nur um 
Vorwürfe handeln, welche sich gegen Mängel der praktischen 
Anwendung der Subventionen richten. Es ist unschwer einzusehen, 
dafs bei der Neuheit dieses Mittels in vielen Ländern und bei den 
gänzlich veränderten Verhältnissen, die wenige Jahrzehnte gebracht 
haben, in der Praxis mancherlei gefehlt werden mufste. Die Er- 
fahrung mufs auch hier erst ihren heilsamen Einflufs üben. Verfehlt 
mufs es aber stets sein, aus Mängeln der Praxis, die doch Mifserfolge 
herbeiführen müssen, die ganze Idee der Subvention zu verurteilen ; 
denn zweifellos haben sie bei rechter Anwendung oftmals Gutes ge- 
geschaffen und die auf sie gesetzten Hoffnungen nicht enttäuscht. 

Erstens richten sich die Anklagen gegen die finanzielle Seite 
der Subventionen 1 ); sie seien eine drückende Last für die Staats- 

') Vgl. darüber Lavison S. 69 ff. 
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kasse, beim Bestehen allgemeiner Subventionen sei obendrein der Be- 
darf überhaupt nicht vorherzusagen, wodurch in das Budget grofse 
Unsicherheit komme u. s. w. Auch hier kann man nur sagen: ohne 
finanzielle Opfer wird's niemals gehen, das ist klar; wie weit ein 
Staat im Einzelfall gehen soll, bedarf natürlich sorgfältiger Erwägung ; 
Zweck und für ihn aufgewandte Mittel müssen in richtigem Ver- 
hältnis zueinander stehen. Dafs nur da eingegriffen werden soll, wo 
nach Menschenvoraussicht ein Erfolg zu erwarten steht, ist bereits 
an anderer Stelle gesagt. Die Unmöglichkeit, den Bedarf für die 
Zahlung der Prämiengelder vorauszubestimmen , ist sicherlich etwas 
sehr Missliches, obwohl auch auf anderen Gebieten des Staatshaus- 
halts nichts Unbekanntes. Die Erfahrung führt hier am besten auf 
den richtigen Weg. Man hat es wohl versucht, die jährlich zu 
zahlende Summe im voraus festzusetzen und, sobald sie überschritten 
wird, die einzelnen Unterstützungen entsprechend herabzusetzen. 
Ein solches Verfahren erschwert aber die kaufmännische Kalkulation 
sehr; denn der Empfänger kann nie vorauswissen, ob er die volle 
Prämie erhalten wird. Und setzt man die Gesamtsumme so hoch 
an, dafs sie am Ende des Jahres nicht erreicht wird, so hätte man 
das Geld vielleicht inzwischen für andere Zwecke sehr nützlich an- 
wenden können. Diesen Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen 
und doch eine möglichst geringe Belastung der Staatskasse herbei- 
zuführen, scheint die von Lavison 1 ) besprochene Einführung einer 
„clause de sauvegarde" in die Prämiengesetze geeignet. Danach 
sollen eine bestimmte Reihe von Jahren hindurch die Prämien in un- 
veränderter Höhe gezahlt und alsdann nur herabgesetzt werden, wenn 
ein Erfolg zu konstatieren gewesen ist. Soweit mir bekannt, hat 
man in der Seeschiffahrt von diesem Ausweg noch keinen praktischen 
Gebrauch gemacht. Er scheint aber manches für sich zu haben 2 ). 
Auf die Herabsetzung der Subventionen überhaupt kommen wir 
noch zurück. 

Ein ungleich schwererer Vorwurf, der gehässiger Agitation eben- 
sowohl wie ungerechtem Vorurteil eine willkommeue Handhabe bietet, 
ist der, dafs durch staatliche Subventionierung eine kleine Minder- 
heit sich auf Kosten der Gesamtheit bereichere, von den 
Steuern ihrer Mitbürger lebe und dergl. 8 ). Giretti eifert mit dem 

') Lavison S. 83 ff. 

8 ) Beachtenswert erscheint auch der von Chlumecky (S. 63) gemachte 
Vorschlag, ein jährliches Limito derart im voraus festzusetzen, dafs gleichzeitig 
eine bestimmte jährliche Zunahme vorgesehen wird. 

») Vgl. Lavison S. 68; Giretti S. 263. 



Digitized by Google 



- lf, - 



Temperament des Italieners gegen die Seeschiffahrtssubventionen und 
meint, sie seien der mehr oder minder löchrige Deckmantel einer 
schamlosen Beraubung des Nationalvermögens zugunsten der Em- 
pfänger und ihrer Helfershelfer: la bandiera che copre piü o meno 
bene la scandalosa spogliazione del bilancio italiano a favore delle 
Societa di navigazione, dei grandi costruttori di bastimenti e dei 
politicanti lovo clienti e satelliti. Der urteilslosen Menge wird man 
mit solchen Anklagen leicht imponieren, sie können auch ganz gewifs 
unter Umständen bis zu einem bestimmten Grade berechtigt sein. 
Denn nichts ist verderblicher — die Erfahrung hat das leider be- 
stätigt — als die Zuwendung von Subventionen derart, dafs die Em- 
pfänger sich nun ausruhen können; die Rentabilität ihres Unter- 
nehmens ist ja gesichert. Dann kann die staatliche Unterstützung 
der Allgemeinheit natürlich keinen Segen bringen, nur Schaden und 
Verrottung. Aber auch dem Einzelnen wird sie zum Verderben: 
entweder er erschlafft, Unternehmungslust und Freude an der Arbeit 
werden untergraben, oder er streicht neben dem Selbsterarbeiteten 
einen ungerechtfertigten Gewinn aus den Mitteln der Gesamtheit ein, 
was moralisch sehr bedenklich ist. Das einzige Heilmittel besteht 
dann in schleuniger Herabsetzung der Subvention auf das gehörige 
Mafs oder eventuell in ihrer gänzlichen Beseitigung. Die Subvention 
soll, wie Lavison 1 ) treffend bemerkt, aus den Empfängern „colla- 
borateurs de PEtat", keine „pensionnaires" und „exploiteurs" machen. 
Solche Schäden beweisen ja nichts gegen das Subventionsprinzip, sie 
widersprechen ihm ja vielmehr, aber sie raten zu äufserster Vorsicht 
bei der Bemessung der Höhe der Subvention, wie bei dem Entschlüsse 
ihrer Einführung überhaupt. 

Wir haben früher gesehen, dafs eine Herabsetzung der Sub- 
ventionen auf das jeweils genügende Mafs durch ihre Grundidee selbst 
verlangt wird, und soeben die schweren Bedenken kennen gelernt, 
die eine Nichtbefolgung jener Forderung in der Praxis nach sich 
zieht. Auch hier liegt wahrhaftig eine sehr schwer zu lösende Auf- 
gabe vor. Wann soll die Herabsetzung eintreten, wieviel soll sie be- 
tragen, wann soll die Subvention ganz aufhören? Und die selbst- 
verständliche Gegenseite: wann soll die Subvention vielleicht einmal 
heraufgesetzt werden, um wieviel? In der Theorie leicht zu be- 
antwortende Fragen, in der Praxis dafür aber doppelt schwer ! Auch 
das ist leicht gesagt, dafs eine Änderung in der Regel nur eine all- 
mähliche sein darf, dafs sie nicht zu oft oder gar in experimentierendem 



i) Lavison S. 123 u. 127. 
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Hinundher erfolgen darf, um keine Unruhe in das Geschäftsleben 
zu bringen. Jede Änderung kann man nur auf Grund genauer 
Kenntnis und Würdigung der bisherigen Erfolge oder Mifserfolge 
vornehmen, — aber diese Wirkungen bestimmen, das ist die Schwierig- 
keit. Wir werden bei der Besprechung der einzelnen Länder, zu 
der wir nunmehr übergehen, erkennen, dafs auch hier, wie auf allen 
anderen Gebieten des Wirtschaftslebens, eine mathematisch genaue 
Begrenzung der Wirkungen staatlichen Eingreifens unmöglich ist, 
dafs man nur aus Symptomen schliefsen darf. 



III. Bedeutung und Wirkung der 
Seeschiffahrts - Subventionen in den 
einzelnen Ländern. 



Gemäfs den durch die Subventionierung verfolgten Zielen kann 
man gegenwärtig unter den in Betracht kommenden Ländern drei 
Gruppen unterscheiden, die allerdings zum Teil ineinander übergehen. 
Das erste und das dritte Ziel — Heranziehung des Auslandes und 
Unabhängigmachung von ihm — schliefsen einander, sollte man meinen, 
sinngemäfs aus. Das ist aber nicht durchgehends der Fall. Auch 
dort beginnt das Streben nach Selbständigkeit mehr und mehr zum 
Vorschein zu kommen. Das zweite Ziel — die Erschliefsung oder 
der Ausbau bestimmter W T ege, besonders durch Unterstützung regel- 
mäfsiger Linien — findet sich meist mit den beiden anderen ver- 
bunden. Die Heranziehung des Auslandes geht, wie sehr natürlich, 
vor allen Dingen auf Nutzbarmachung seiner regelmäfsigen Linien. 
Dafs in der Subventionierung einzelner Routen sich oft das Streben 
nach Unabhängigkeit äufsert, wurde bereits gesagt; andererseits sub- 
ventionieren aber Staaten, deren Leitmotiv allgemeine Unabhängig- 
keit ist, neben ihrer gesamten Schiffahrt noch besonders einzelne 
Linien. Wenn wir jedoch die in den einzelnen Ländern gegenwärtig 
vorherrschenden Subventionen ins Auge fassen, so gewinnen wir etwa 
folgenden Überblick: 

öreve, Seeschiffahrts-Snbventionen. 2 
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A. 



B. 



Heranziehung de» Au»- 
landes, besonders seiner 
regclinüfsigen Linion: 



•Ströhen nach Unabhängigkeit durch 
allgemeine Subventionen (Prämien! 
und Subventionierung rogohnUfsiger 



Krschliefsung oder Ausbau 
bestimmter Routen durch 
Subvontionierung rogol- 



Frankreich 



Bulgarien 
Montenegro 
Brasilien 
Paraguay 
Hondurus 
Costa Rica 
Argentinien 
Belgien 



Vereinigte Staaten 



Österreich 



Portugal 

Chile 
Mexiko 



Italien 
Spanien 



Ungarn 
Japan 



Grofshritannien 



Deutschland 
Norwegen 
Schweden 
Dänemark 
Holland 
Kufsland 



In dieser Reihenfolge wollen wir die einzelnen Länder betrachten. 
Wir wollen die Gruppe A vorwegnehmen, weil sie die geringste Rolle 
spielt, und die unter B aufgeführten Länder vor denen unter C be- 
handeln, weil sie die hauptsächlichsten Subventionsländer darstellen. 

Ich möchte noch vorausschicken, dafs es mir nicht bei allen, be- 
sonders den kleinen, aber nicht weniger interessanten Staaten gelungen 
ist, Material in dem gewünschten Umfange zu beschaffen. Die auf- 
geführten Subventionierungen können daher keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit machen. Besonders schwierig ist es natürlich. Stich- 
haltiges über die Erfolge des Einzelfalls zu erfahren. 

Subventionen an das Ausland werden, wie wir sahen, in erster 
Linie von volkswirtschaftlich minderentwickelten Staaten gezahlt, 
deren überseeischer Verkehr noch nicht so bedeutend ist, dafs eine 
eigene HandelsHotte durch ihn bestehen könnte. Aber auch ein An- 
laufen der Häfen seitens des Auslandes würde sich in diesen Staaten 
noch nicht überall rentieren, wenigstens ein regelmäfsiges nicht, und 
gerade das ist für die wirtschaftliche Entwicklung von gröfster Be- 
deutung. Da greift die Subvention ein. 

In Betracht kommen hier zunächst mittel- und südamerikanische 
und Balkan-Staaten. Wenn selbständige britische Kolonien britische 
Schilfe subventionieren, so kann man das wirtschaftlich nicht mehr 
Subvention ans Ausland nennen; anders natürlich, wenn die Kolonien 
an fremde Schiffe Subventionen gewähren. Um den Zusammenhang 
nicht zu zerreifsen, werden wir bei der Behandlung Grofsbritanniens 
darauf zurückkommen. — Bulgarien hat mit der Deutschen Levante- 
Linie *) auf fünf Jahre einen Vertrag geschlossen, durch den letztere 

') Vgl. Jahresher. d. I). Levante-Linie für 1900; H.-M. Bericht aus Sofia für 1900; 
Export 1902, S. 171; Zeitschr. „Meer und Küste« 2. Jahrgang Nr. 6 (Rostock) u. a. 
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verpflichtet ist, die Häfen von Varna und Burgas monatlich zweimal 
ausgehend und zweimal rückkehrend anzulaufen. Der Vertrag ist 
mit dem 1. September 1900 in Kraft getreten, die jährliche Subvention 
beträgt 120000 fr. Der Export Bulgariens nach Deutschland ist in 
den ersten 10 Monaten des Jahres 1901 um 4,12 Millionen fr., nach 
Belgien, d. h. Antwerpen, wo die Levante-Linie regelmäfsig verkehrt, 
um 4,32 Millionen fr. gestiegen, während die Einfuhr aus Deutschland 
um 4,53 Millionen fr. zugenommen bat. Diese günstigen Resultate 
haben Wünsche nach weiterer Vermehrung des deutschen Schiffs- 
verkehrs laut werden lassen. Ende November 1902 ist mit der 
französischen Reederei Fraissinet auf fünf Jahre ein Subventions- 
vertrag geschlossen, auf Grund dessen gegen eine jährliche Unter- 
stützung von 500 000 fr. eine regelmäfsige Verbindung zwischen 
Burgas, Varna und Marseille ins Leben gerufen werden soll *). 
Gleichzeitig strebt Bulgarien jedoch auch nach Entwicklung der 
eigenen Schiffahrt. Die Regierung hat von der Bulgarischen Dampf- 
schiffahrtsgesellschaft 2 ) (Sitz Varna) ein Viertel der ausgegebenen 
Aktien gekauft und zahlt 9°/o des eingezahlten Gescllschaftskapitals 
als Subvention , was jährlich 132 192 fr. ausmacht. Die Gesellschaft 
hat die freie Postbeförderung und Kriegstransporte zu halben Fracht- 
raten übernommen. 1898 sind der Gesellschaft außerdem 120000 fr. 
als zinsfreies Darlehn gegeben für den Bau oder Ankauf zwei neuer 
Schiffe. — Montenegro 8 ) gewährt dem Österreichischen Lloyd 
niedrigere Tonnengelder, um ihn zu regelmäfsigem Anlaufen seiner 
Häfen zu ermuntern. Der allergröfste Teil des Seeverkehrs liegt 
denn auch in den Händen der österreichischen Linien. — In Brasi lien 
werden von verschiedenen der Unionsstaateu ausländische Linien 
unterstützt, so von Amazonas 4 ) eine italienische Linie mit 200 000 
uul reis jährlich für 12 Reisen zwischen Genua und dem Hafen Mauaos. 
Neben der englischen und deutschen Flagge ist hier die italienische 
am meisten vertreten. In anderen Bundesstaaten Brasiliens nieint man 
die Heranziehung der ausländischen Schiffahrt bereits in genügendem 
Mafse erreicht zu haben und hat die Subventionieruug wieder einge- 
stellt, so in Parana 6 ), das die hamhurger Reederei A. C. de Freitas & Co. 



') Vgl. H.-M. 1902 Xr. 50, S. 608. — Hamb. Nachr. vom 28. III. 1903. 

8 ) Vgl. Report S. 5; H.-A. 1900 II, S. 804. Im Report ist die Subventions- 
summe für 1898 plötzlich mit 232 192 fr. angegeben, was ein Druckfehler zu 
sein scheint. 

a ) Hansa 1896, S. 209; II.-M. Bericht aus Antivari für 1900. 
*) ll.-A. 1899 II, S. 948; 1900 II, S. 969; 1902 II, S. 124. 
6 ) H.-A. 1900 II, S. 74. 

2* 
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(neuerdings in die Hamburg-Amerika Linie aufgegangen) und die 
Hamburg-Südamerikanische Dampfschiffahrts-Gesellschaft für Anlaufen 
Paranaguas subventioniert hatte. Auch Brasilien hat einen Anfang ge- 
macht, die eigene Schiffahrt zu heben 1 ), indem es die Küstenschiff- 
fahrt seit Ende 189(5 der Nationalflagge vorbehielt und den 1890 
gegründeten Lloyd Brazileiro für die Küstenfahrt mit 90000 j? jährlich 
unterstützte. Dem Auslande ist durch die Monopolisierung des Küsten- 
verkehrs schwerer Schaden zugefügt, und obendrein hat man mit der 
eigenen Linie einen völligen Mißerfolg gehabt. Die seitens der hamburger 
Reederei de Freitas & Co. Anfang 1903 gepflogenen Verhandlungen wegen 
Ankaufs des Lloyd Brazileiro für 800 000 # haben sich vorläufig zer- 
schlagen. — In Paraguay 2 ) ist die Unterstützung einer Linie 
New York-Asuncion in Aussicht genommen. Die Regierung würde 
der Unternehmerin, der Paraguay an Development Company, deren 
Sitz Philadelphia ist, monatlich 2500 pesos Gold zu zahlen haben. — 
Honduras 8 ) subventioniert die Postdampfer der nordamerikanischen 
Pacific Mail Steamship Company und der englischen Pacific Steam 
Navigation Company. — Die letztere Gesellschaft wird für den mit 
der Compania Sud Americana de Vapores gemeinsam betriebenen 
regelmäßigen Anlaufsdienst der pacifischen Häfen Costa Ricas 
subventioniert 4 ). In den übrigen kleineren Republiken werden wahr- 
scheinlich ganz ähnliche staatliche Aufwendungen gemacht; ob auch 
in Peru und Argent inien, habe ich nicht ermitteln können. Von 
letzterem Lande verdient vielleicht erwähnt zu werden, dafs die 
Regierung der Hamburg-Südamerikanischen Dampfschiffahrts-Gesell- 
schaft eine Subvention für deren neu eingerichtete Patagonia- Linie an- 
geboten hatte. Die Reederei hat aber die Wahrung ihrer Freiheit vorge- 
zogen und, wie sie in ihrem letzten Jahresberichte mitteilt, auf eine 
staatliche Unterstützung verzichtet unter der Bedingung, dafs eine 
solche auch keinem Konkurrenzunternehmen gewährt werden dürfe, 
was ihr auch zugesichert worden ist. 

Die bisher genannten waren volkswirtschaftlich noch nicht auf 
der ersten Stufe stehende Staaten. 

Das kann man aber nicht behaupten von Belgien, und doch 
ist auch dieses hier aufzuführen. Dafs Belgien Subventionen ans 
Ausland zahlt für das Anlaufen seines Haupthafens, hat folgende 
Gründe. Das belgische Volk — ganz im Gegensatz zu dem holländischen 

J ) Vgl. u. a. Report S. 212/13; H. A. 1902 II, S. 30. 
2 ) H.-A. 1901 II, S. 1181; Export 1902, S. 157. 
■) H.-A. 1901 II, S. 139. 
*) Rev. Mar. 1901, Avril S. 954. 
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Nachbar — hat nie rechte Neigung zur Seefahrt bekundet. Auch 
Antwerpens ehemalige Gröfse haben Holländer gemacht, Belgiens 
ganze Handelsflotte bestand am 31. Dezember 1900 aus 74 Schiffen, 
wovon 73 Dampfer waren, mit einem Raumgehalt von nur 120,5 Tausend 
Tons 1 ). Der Anteil der Nationalflagge am gesamten eingehenden 
Schiffsverkehr ist von 1805 bis 1000 von 10 auf lG°/o gesunken 2 ) — 
und doch ist Antwerpen nel>en Hamburg noch immer der verkehrs- 
reichste Seehafen des Kontinents ! Um den Ansprüchen seines grofsen 
überseeischen Handels gerecht zu werdeu, und besonders um sich im 
Zwischenhandel nach Deutschland seinem gefährlichen Nebenbuhler 
Rotterdam gegenüber zu behaupten, subventioniert Belgien 8 ): 

a. den Norddeutschen Lloyd auf seiner ostasiatischen und australischen 
Linie mit jährlich 80000 fr. und Rückzahlung der Leuchtfeuer- 
und Lotsenabgaben ; 

b. die Deutsch-Australische Dampfschiffs-Gesellschaft (Sitz Hamburg) 
mit 1500 fr. für jede Fahrt der Linie 1 nach oder von Australien, 
auf der Antwerpen angelaufen wird ; ausgehend müssen die Schiffe 
in vierwöchentlichen Zwischenräumen anlaufen , rückkehrend 
mindestens 6, höchstens 13 mal jährlich , um die Subvention zu 
erlangen ; 

c. die dänische Forenede Dampskibs Selskab durch indirekte Ver- 
günstigungen. 

Die entstehenden Lasten haben sich zweifellos durch die dem 
belgischeu Handel entstehenden Vorteile bezahlt gemacht. Doch auch 
in Belgien beginnt man sich eigener Betätigung zur See zuzuwenden 4 ). 
„Puissent les Beiges s'interesser enfin ä Vindustrie si importaute des 
transports par mer" rief König Leopold vor einigen Jahren den 
antwerpener Kaufleuten zu, und seitdem begann man sich zu regen. 
Durch weitgehende Zollbefreiungen für Schiffbaumaterial hat die 
Regierung mit Erfolg zur Gründung von Werften angeregt ; auch die 
Einrichtung einer Frachtdampferlinie von Antwerpen nach China wird 
geplant. 

») H.-A. 1901 II, S. 526. 
8 ) H.-A. 1902 I, S. 269. 

8 ) Report S. 5 u. 25. Die Angaben gelten für Ende 1899. 
*) Rev. Mar. 1899, S. 218 ff., 1900, S. 248 ff; Lavison S. 157; H.-A. 1900 
II, S. 862, 1901 II, S. 526; Report S. 25. 
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In der zweiten Ländergruppe tritt uns au erster Stelle 

Frankreich 

entgegen, das klassische Land der Schiffahrts-Subventionen, die hier 
schon zur Zeit des alten Merkantilismus ihre erste Anwendung erfuhren. 
Hier in Frankreich 1 ) treffen wir auch die ersten Spuren ihrer gegen- 
wärtigen Neuerstehung: schon zu Beginn der dreifsiger Jahre des letzten 
Jahrhunderts tauchen mit der beginnenden Dampfschiffahrt subventio- 
nierte Postdampferlinien auf. Andere Länder folgten bald, zum Teil 
noch die Segelschiffahrt anwendend. Die Ausbildung regelmäßiger 
Linien liefs so die staatliche Unterstützung zuerst in Frankreich von 
neuem praktische Bedeutung gewinnen. Und als im letzten Viertel 
des 19. Jahrhunderts das Streben nach Selbständigkeit überall sich 
Bahn zu brechen anfing, war es wiederum Frankreich, das zuerst ein 
umfassendes System zur Erreichung der Unabhängigkeit von fremder 
Schiffahrt schuf. 

Die Handelspolitik des dritten Napoleon entsprach nicht dem 
Willen der französischen Nation 2 ). Sobald das autokratische Regiment 
sein Ende erreicht hatte, lenkte man in die alten Bahnen pro- 
tektionistischer Politik zurück, wenn auch in den ersten Jahren 
finanzpolitische Gesichtspunkte im Vordergrunde standen. Nicht mit 
Unrecht mafs man den freihändlerischen Handelsverträgen der sech- 
ziger Jahre und im besonderen dein bedingungslosen Kultus der Meist- 
begünstigungsklausel die Hauptschuld am Verfall der französischen 
Handelsflotte bei 3 ), der seit Ende der sechziger Jahre datiert. Dem 
freien Wettbewerbe des Auslaudes, in erster Linie Englands, waren 
die französische Schiffahrt und der Schiffbau mit ihren ungleich 
teureren natürlichen Arbeitsbedingungen nicht gewachsen. In krassem 
Gegensatz zu der dem Auslande eingeräumten Freiheit stand aufser- 
dem die den französischen Reedern schwere Fesseln anlegende innere 
Gesetzgebung, zum Teil noch dem 18. Jahrhundert entstammend. 
Die subventionierten Postdampferlinien, soweit solche bereits bestanden, 
konnten wohl ihr Dasein fristen, nicht aber die übrige ungeschützte 
Schiffahrt. Die statistischen Angaben über den Bestand der fran- 
zösischen Handelsflotte geben kein getreues Bild von dem Rückgange, 
weil alle — der ausländischen Konkurrenz entrückten — Küsten- 
fahrzeuge bis herab zu einem Raumgehalt von 2 R. T. in ihnen 



') Vgl. Roux S. 162 f., 178. Nicht in England, wie man oft annimmt. 
*) Vgl. Devers S. 145, 175; auch Fuchs S. 28/24. 
9 ) Vgl. Devers S. 169, 189; Chlumecky S. 30. 
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enthalten sind. Und doch zeigt sich auch so seit 1870 ein langsames, 
aber entschiedenes Zurückgehen: von 1,07 Millionen T. N. (1870) auf 
1,02 (1875) und 0,93 (1880) *). Dementsprechend sank auch allmäh- 
lich der Anteil der Nationalflagge am Seeverkehr. Ein von Thiers 
1872 gemachter Versuch, zu der ehemaligen Restriktionspolitik, den 
surtaxes de pavillon, zurückzukehren, mufste gegenüber den Drohungen 
der Vereinigten Staaten mit Repressalien alsbald wieder aufgegeben 
werden. Auf die Klagen der Reeder und noch mehr der Werften, 
denen ein neuer Einfuhrzoll auf im Auslände gebaute Schiffe keine 
Zunahme der Bestellungen brachte, wurde eine Kommission eingesetzt, 
die nach jahrelanger Arbeit mit ihren Vorschlägen zur Hebung def 
französischen Handelsmarine an die Öffentlichkeit traft. Nicht mehr 
restriktive, sondern positive Politik wurde jetzt empfohlen; auf die 
innere Notwendigkeit dieser Wandlung habe ich schon oben hingewiesen. 
So entstand das Gesetz vom 29. Januar 1881, das erste all- 
gemeine Subventions-, das erste Prämiengesetz 2 ). 

„En compensation des charges que le tarif des douanes impose 
aux construeteurs de bätimeuts de mer u und „ä titre de compensation 
des charges imposöes ä la marine marchande pour le recrutement et 
le Service de la marine militaire" will das Gesetz den Werften Bau- 
prämien, den Reedern Fahrtprämieu zuerkennen. Es ist unschwer, 
einzusehen, dafs die Festsetzung einer solchen „Kompensation", wenn 
sie korrekt sein soll, ein kaum zu lösendes Problem ist. Jedenfalls 
ist man in Frankreich darüber einig, dafs von einem präzisen Aus- 
gleich nicht die Rede ist, dafs vielmehr in der Mehrzahl der Fälle 
die Prämie ein Mehr darstellt 8 ); wie grols dasselbe ist, darüber gehen 
die Ansichten natürlich auseinander. Die Prämie sollte sich aber 
auch in der Regel höher stellen als eine einfache Rückvergütung, 
um vor dem Auslande einen Vorsprung zu gewinnen. Warum also 
jene formeile, sachlich zweifellos unzureichende Rechtfertigung im 
Gesetze? Aus Rücksicht gegen das Ausland, wie mir scheinen will. 
Unter dem Gewände einer Rückvergütung verbirgt sich eine „Prämie" 
in der von uns Deutschen mit diesem Worte recht eigentlich ver- 
bundenen Bedeutung. Wir haben also in den französischen Schiffahrts- 
prämien eine Art „versteckter Prämie", verbunden mit einer Rück- 
vergütung verschiedener Belastungen der Produktionskosten vor uns. 
Die Verdeckung der ersteren vor dem Auslande werden wir auch in 

') Lexis S. 573. 

a ) Journal officiel Nr. 29. Deutsche Übersetzung im H.-A. 1881 I, S. 133 ff. 
und 424. 

8 ) Z. B. Lavison S. 199/200; Roux S. 99; Schaye S. 77/78. 
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dein zweiten französischen Subventionsgesetz, desgleichen in den Ge- 
setzen anderer Lander antreffen. 

Die 1881 gewährten Prämiensätze waren kurz folgende: 

Baupräniien: 

für Eisen- oder Stahlschiffe 00 fr. per T. Br. 
„ Holzschiffe über 200 T. 20 „ „ „ „ 
unter „ „ 10 „ „ „ „ 
„ Kompositionsschiffe 40 „ „ „ „ 
für Maschinen, Kessel, Pumpen, Ventilatoren u. s. w. 12 fr. per 100 kg 
für neue Kessel 8 „ B 100 B 

F a h r t p r ä m i e n : 

für im Inlande gebaute Schiffe 1,5 fr. per T. N. und 1000 Seemeilen, 
jährlich sich vermindernd 

um 0,05 fr. für Eisen- oder Stahlschiffe, 

„ 0,075 „ „ Holzschiffe, 

„ 0,075 „ „ Kompositionsschiffe; 
im Auslande gebaute Schiffe erhalten die Hälfte; 
Fahrtprämien nur für grofse Fahrt. 

Man pflegt in Deutschland über die französische Präraiengesetz- 
gebung und ihre Wirkungen kurzer Hand ein Verdainmungsurteil 
zu fällen 1 ). Man vergleicht die Gesamtzahlen des Bestandes der 
französischen Handelsflotte vor und nach dem Gesetze, führt die vom 
Staate gezahlten Millionen auf — und das Urteil ist. fertig; oft 
genug werden dann die Mifserfolge Frankreichs, an denen angeblich 
ein Zweifel gar nicht aufkommen kann, als Schreckbild generalisiert 
und für den Glaubenssatz ausgebeutet , der Staat habe mindestens 
die positiven Eingriffe ins Wirtschaftsleben zu unterlassen. Sieht man 
sich die Sache etwas genauer an , so kommt man bald zu einem 
anders lautenden, gerechteren Urteil. Wegen der grofsen allgemeinen 
Bedeutung der französischen Gesetzgebung und ihrer Wirkungen wollen 
wir auf sie etwas näher eingehen. 

Die dem 81 er Gesetze gemäfs aufgewandten Summen sind sicher- 
lich sehr bedeutende 2 ): 



') So Hansa an vielen Stellen; Fit ger 1892 S. 19, 1902 S. 79 ff. u. a. Ganz 
im Gegensatz dazu bezeichnet der Österreicher Chlumecky (S. 31) die Erfolge 
des 81er Gesetzes als „äufserst günstig"! 

«) Lavison S. 202 u. 219. 
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iiauprumien : 


Fahrtprämien 


für Schiffe 


Jahr: 


im Inlande gebaut: im Auslande gebaut: 




fr. 


fr. 


fr. 


1881 


9o0 899 


2 851 480 


129414 


1882 


4 ;>40 596 


5616 290 


842395 


1883 


3 1()0 297 


6 734 744 


1730547 


1884 


4 484 968 


7 010401 


1578930 


1 885 


1 1 29 1 5? 


6211694 


1355 585 


1886 


3005 618 


6220210 


1 358 137 


1887 


1457 482 


6 865 400 


1334 881 


1888 


2216959 


6 689 700 


1501761 


1889 


3054 403 


6791427 


1695103 


1890 


2 797189 


6 102 130 


1916358 




26 797 563 


61093476 


13443111 



- 



insgesamt: 101 334150 fr. 

Bis zum 30. Januar 1893 sind ruud 114 Millionen fr. gezahlt 
worden 1 ). Wohl zu beachten ist, dafs die B a u prämien an die 
Werften für jedes Seeschiff vorgeschriebener Gröfse gezahlt werden, 
einerlei, oh das Schiff auf einer (subventionierten) Postdampferlinie 
oder auf einer Fahrtprämie geniefsenden oder auf einer nicht unter- 
stützten Fahrt verwandt werden soll. Die Zahlungen an Fahrt- 
prämien beziehen sich demgemäfs nur auf die nicht subventionierten 
Schiffe und nur auf die in grofs?r Fahrt beschäftigten. Das gleiche 
ist auch für das Folgende im Auge zu behalten. 

Und was erreichte man , erstens für den Schiffbau? Der • 
Gesamtraumgehalt der in Frankreich gebauten Schifte, für welche 
die aufgeführten Bauprämien gewährt wurden, betrug 2 ): 



im Jahre: 


Tons: 


1881 


18 477 


1882 


68500 


1883 


47 215 


1884 


66557 


1885 


20 858 


1886 


40339 


1887 


21629 


1888 


32839 


1889 


42 817 



Sofort in die Augen fällt die stark vermehrte Beschäftigung der 
französischen Werften bis 1884, alsdann tritt eine bedeutende Ab- 

') Rev. Mar. 1899 S. 425. 
«) H. A. 1891 I, S. 758 
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nahine ein. Dieselbe Erscheinung bemerkt man, wenn man die Tonnen- 
zahl der in grofser Fahrt beschäftigten, also der allein prämiierten 



Schiffe (einschliefslich 


der subventionierten) 


in derselben 


trachtet 1 ) : 






im Jahre: 


Segelschiffe : 


Dampfschiffe 


(1880 


29 ✓ U)8 


132392) 


1881 


270 ^80 


158 019 


1882 


248 299 


247 588 


1883 


227 230 


280 451 


1884 


217313 


313377 


1885 


204 900 


302 305 


1880 


193050 


310349 


1887 


170720 


315 133 


1888 


158 280 


309123 


1880 


151051 


293320 


1890 


103 901 


308 851 



Bei den Segelschiffen ist die Abnahme seit 1884 eine gewaltige, 
bei den Dampfern ist eher ein Stillstehen zu konstatieren. Woraus 
ist das zu erklären, fragt manV Aus der beschränkten Gültig- 
keitsdauer des Gesetzes von 1881 2 ), die man trotz Widerratens 
einzelner Abgeordneter, wie Felix Faures, acceptiert hatte. Ende 
Januar 1891 — nach lü Jahren — sollten die garantierten Zahlungen 
plötzlich aufhören. Das ist der eine grofse Fehler des Gesetzes. 
Der Reeder, der möglichst bald nach Inkrafttreten des Gesetzes Schiffe 
in Bestellung gab, konnte möglichst lange die Prämien geniefsen; 
ob das nach Ablauf des Gesetzes wieder der Fall sein werde, konnte 
man nicht im voraus wissen. Daher die starke Tätigkeit in den 
ersten vier bis fünf Jahren. Bei der Abnahme der Segelschiffe kommt 
natürlich als zweites erklärendes Moment das aufserhalb der Gesetz- 
gebung liegende, durch die Dampfschiffahrt herbeigeführte Verhängnis 
hinzu. Aber jenen Fehler hat z. B. Fitger ganz übersehen; er be- 
rechnet sogar : die Prämien hätten infolge der jährlichen Verminderungs- 
sätze „nach 2ü resp. 3D Jahren" erlöschen müssen 8 ). In Wirklich- 
keit hörten sie aber für ein 1890 auf Stapel gelegtes oder in Dienst 
gestelltes Schiff bereits Ende Januar 1891 auf, wenigstens auf Grund 
des 81er Gesetzes. Da das neue Gesetz nicht rechtzeitig zustande 



») Lavison S. 218. 

•) Vgl. Roux S. 75/76; Lavison S. 219, 232; Schaye S. 82_i Chlu- 
mecky S. 3_L 

»j Fitger 1902, £L 8£L 
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kam, schuf man allerdings ein Zwischengesetz, aber damit war der 
einmal begangene Fehler nicht wieder gut zu machen. 

Nichtsdestoweniger zeigt der Bestand an Dampfern für grofse 
Fahrt im Jahre 1800 weit mehr als eine Verdoppelung gegenüber 
1880. Ohne die gröfsere Leistungsfähigkeit der Dampfer in Rechnung 
zu stellen, weisen Segel- und Dampfschiffe zusammen eine Zunahme 
um 10,3 °/o auf. Der Anteil der Nationalflagge am Gesamtverkehr 
der in grofser Fahrt tätigen Schiffe stieg in den zehn Jahren von 
28 auf 39°/o r ). Sechzehn neue regelmäfsige , nichtsubventionierte 
Linien bildeten sich bis 1891 aus 1 j. Da kann man doch gewifs nicht 
von Mifserfolg sprechen. Hinzu kommt, dafs das 81 er Gesetz zweifel- 
los ein noch schnelleres Sinken der Segelschiffe in grofser Fahrt ver- 
hindert, den Übergang also erleichtert hat. Denn ihre Tonnage ist 
in den 10 Jahren um 46°,'o gesunken, die der nicht geschützten 
internationalen Küstenschiffahrt aber um mehr als 04 ü /o 2 ). 

Die internationale Küstenschiffahrt hatte man von 
den Fahrtprämien ausgeschlossen. Das war der zweite 
grofse Fehler des 81 er Gesetzes 8 ). Unter internationaler Küsten- 
schiffahrt (cabotage international) versteht man in Frankreich dasselbe, 
was wir unter europäischer Fahrt (Island ausgenommen, Mittelmeer 
eingerechnet) verstehen, während „long cours", von mir bisher „grofse 
Fahrt" übersetzt, unseren gleichlautenden rechtlichen Begriff nicht 
ganz deckt, sondern nur die aufsereuropäische Fahrt bezeichnet. 
Drittens unterscheidet man noch die französische Küstenschiffahrt, 
d. h. Schiffahrt zwischen Häfen Frankreichs, einschliefslich Algier. — 
Man hatte das 81 er Gesetz halbwegs als einen Versuch auf der bisher 
noch nicht betretenen Bahn gedacht und hatte anderseits befürchtet, 
durch eine Begünstigung der europäischen Fahrt mit den übrigen 
Mächten in handelspolitische Schwierigkeiten zu geraten. Ein Antrag 
des bekannten Dupuy de Lome, der europäischen Fahrt wenigstens 
die Hälfte der Fahrtprämien zuzugestehen (also im Auslande gebauten 
Schiffen ein Viertel), wurde abgelehnt. Aber man hat es bereuen 
müssen. Der Tonnengehalt der in der europäischen Fahrt tätigen 
Schiffe betrug 4 ): 

im Jahre: Segelschiffe: Dampfschiffe: 

1880 87 497 127349 

1890 31093 153317 

») Lavison S. 220/21; vgl. Schaye S. 71/72; Roux S. 75. 
9 ) Lavison S. 222/23. 

») Vgl. Houx S. 75; Lavison S. 224 ff.; Schaye" S. 68 ff. 
«) Lavison S. 226. 
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Bei den Dampfern also eine im Vergleich zur grofsen Fahrt uner- 
hebliche Zunahme, hei den Seglern die bereits erwähnte rapide Ab- 
nahme und im Gesamtresultat gleichfalls eine Abnahme. Stellt man 
die (dreimal) gröfsere Leistungsfähigkeit der Dampfer in Kechnung, 
so ergibt sich nur eine Steigerung der gesamten Leistungsfähigkeit 
um reichlich 4%. Aber — was viel unerfreulicher ist — der Anteil 
der Nationalflagge an der europäischen Fahrt sank von 26 auf 23 «Vo 1 ). 

Waren die französischen Reeder im allgemeinen mit dem ersten 
Gesetze zufrieden — seine offenbaren Fehler konnte man ja das 
nächste Mal verbessern — , so gab es auf der anderen Seite deu 
Werften Anlafs zu lauten Beschwerden. Die den im Auslande 
gebauten Schiffen zugestandene halbe Fahrtprämie war ihnen 
ein Dorn im Auge. Sie meinten ein Recht auf die ausschliefsliche 
Versorgung der Schiffahrt Frankreichs zu haben und wüteten die 
Tatsache , dafs unter der Herrschaft des 81 er Gesetzes im Ausland 
viel mehr als im Inland gebaut war, kräftig zu ihren Gunsten aus- 
zunutzen. Die französischen Werften hatten im ganzen (auch die 
kleinsten, nicht prämierten Schiffe eingerechnet) 310351 T. Dampfer 
und 118554 T. Segelschiffe gebaut, das Ausland (ganz überwiegend 
Grofsbritannien) dagegen 334 872 bezw. 104916 T. Im Segelschiffbau 
hatte also die Eigenproduktion das Übergewicht, im Dampfschiffbau 
dagegen nicht. Nun sind aber in jenen 310351 T. Inlandsbau nicht 
weniger als 124000 T. subventionierter (Post-)SchifTe, die den Inlands- 
werften kraft Gesetzes zufallen müssen; es sind also freiwillig im 
Inland nur 186351 T. Dampfer gebaut gegenüber 334872 T. im 
Ausland 2 ). Es war kein Zweifel : der ausländische Schiffbau war 
der siegreiche, obwohl seine Fahrzeuge nur die Hälfte der Fahrt- 
prämien erhielten. Die Halbprämie mufste fallen, und der französische 
Schiffbau war Herr der Situation, meinte man. Und sie fiel. 

Das Gesetz vom 30. Januar 1893, das zweite, bis vor 
kurzem gültige französische Prämiengesetz 8 ), schaffte die Halbprämie 
ab: „La prime aux navires construits ä T6tranger est et dem:ure 
supprimee". Ob die Werften ihr Ziel erreichten, werden wir später 
sehen. Wir gehen zunächst zu den sonstigen Neuerungen des Ge- 
setzes über. 

Die beiden Hauptfehler aus dem Jahre 1881 wurden glücklich 
beseitigt. Allerdings wurde auch für das Bestehen des 93 er Gesetzes 

•) Lavison S. 229. 

») Lavison S. 203/4; Schaye S. 72/73. 

3 ) Journal officiel vom 31. Januar 1893, abgedruckt u. a. bei Roux S. 337 ff. 
Deutsche Übersetzung im H.-A. 1893 I, S. 218 ff. 
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nur eine 10jährige Frist vorgesehen, womit die Werften im Interesse 
einer Vervollkommnung ihrer Betriebe nicht allseitig einverstanden 
waren 1 ), — aber dennoch war eine unverminderte tatsächliche Nach- 
wirkung des Gesetzes eingeführt. Alle in Frankreich während 
der 10jährigen Dauer des Gesetzes gebauten Schiffe sollen nämlich 
auf 10 Jahre nach ihrer Nationalisierung die Fahrtprämien er- 
halten, also ein 1902 nationalisiertes Schiff bezieht noch bis 1912 die 
Prämien , während das Gesetz selbst ja bereits Ende Januar 1903 
seine Wirksamkeit verlor. Insofern war also ein Ablassen der 
Flottenvermehrung nach den ersten 4 bis 5 Jahren nicht wieder zu 
befürchten. Doch hätten die Reeder gern eine Prämiengewähruug 
auf 15 Jahre gesehen — Auch der europäischen Fahrt wurden 
die Reiseprämien zugestanden, und zwar zu zwei Dritteln der Haupt- 
sätze. Diese und die Bauprämien waren in derselben formellen Weise 
gerechtfertigt wie früher und folgendermafsen neu normiert: 

Bauprämien: 

für Eisen- oder Stahlschiffe 05 fr. per T.Br. 
„ Holzschiffe über 150 T. 40 „ „ „ „ 
unter 150 , 30 „ „ . , 
für Maschinen, Kessel, Pumpen, Ventilatoren u. s. w. 15 fr. per 100 kg 
für neue Kessel 15 B „ 100 „ 

Fahrtprämien: 

für im Inlande gebaute Dampfschiffe über 100 T. 1,10 fr. per T.Br. 

und 1000 Seemeilen, 
jährlich sich vermindernd 

für Holzschiffe um 0,00 fr. 

„ Eisen- oder Stahlschiffe „ 0,04 „ 
für im Inlande gebaute Segelschiffe über 80 T. 1,70 fr. per T.Br. 

• und 1000 Seemeilen, 
jährlich sich vermindernd 

für Holzschiffe um 0,08 fr. 

„ Eisen- oder Stahlschiffe „ 0,06 „; 
für grofse und europäische Fahrt. 

Ein Vergleich dieses neuen Tarifs mit dem alten macht die durch- 
gehende Neigung zu stärkerer Unterstützung sofort ersicht- 
lich. Die Bauprämien sind bedeutend erhöht, besonders für Holz- 
schiffe; die Kompositionsschiffe hatten keine praktische Bedeutung 
zu erlangen vermocht, mau liefs sie daher fort, Die Fahrtprämien 

') SchayS S. 83. 
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werden jetzt nach Brutto-, nicht mehr nach Netto-Tons berechnet. 
Bei Dampfern bedeutet das eine erhebliche Erleichterung, weshalb 
man ihren Einheitssatz herabsetzte. Auffallend ist demgegenüber die 
Heraufsetzung des Einheitssatzes für Segelschiffe, denen man in ihrer 
bedrängten Lage besonders helfen zu müssen glaubte. Ehe wir zu 
einer Kritik dieser und der schon erwähnten Neuerungen schreiten, 
wollen wir zunächst die Zahlen sprechen lassen. 
Es wurden gezahlt 1 ): 



im Jahre: 


Bauprämien fr.: 


Fahrtprämien fr.: 


1893 


2112542 


6071808 


1894 


2 089302 


7 853 950 


1895 


2 800 073 


8580825 


1896 


4 100 350 


9574725 


1897 


5145811 


11332975 


1898 


4013845 


11800 725 


1899 


7 004195 


13 245 825 


1900 


9296 521 


15 287 787 




37 229239 


83 748620 



— V 

insgesamt also 120 977 859 fr. 

Einen tieferen Einblick in die Verteilung der Fahrtpräraien 
gewinnt man, wenn man sie in die für grofse und für europäische 
Fahrt zerlegt und bei beiden wiederum Dampfer und Segler unter- 
scheidet. Leider habe ich nur die Zahlen bis 1897 ermitteln können. 
Sie lauten 2 ): 



Fahrtprämien 



im Jahre: 


für grofse Fahrt: 


für europäische 


Fahrt : 




Dampfer 


Segler 


Dampfer 


Segler 


1893 


3100783 


506179 


1094360 


17 581 


1894 


3 886550 


843 975 


1357 612 


33294 


1895 


4 559 229 


963379 


1 351 273 


30 890 ' 


1896 


5 354 866 


1431819 


1419824 


23428 


1897 


5 718 567 


2 864559 


1 335 229 


57 274 



Zu den Prämien für grofse Fahrt kommen noch 7 269 728 fr. an 
Prämien, die auf Grund des 93er Gesetzes den vor dem 1. Januar 1893 
nationalisierten, im Auslande gebauten Schiffen weitergewährt wurden. 

Die Gesamtziffer zeigt deutlich, dafs innerhalb 10 Jahren die 
für die Handelsflotte aufgewandte Summe bedeutend gröfser sein 

^Zusammengestellt nach Lavison S. 236 , 255 (f.; Report S. 297/8 u. 
Rev. Mar. 1899, Fevr. S. 425/6. 
2 ) Lavison S. 255 ff. 



gitized by Google 



- 31 - 



wird als in dem Jahrzehnt des 81er Gesetzes, wie man es nach den 
höheren Einheitssätzen erwarten konnte. Einen derartigen, in dem 
rapiden Anschwellen der Prämienzahlungen sich äufsernden Impuls 
wie sein Vorgänger hat das 93er Gesetz aber jedenfalls nicht gegeben, 
wie ein Vergleich mit der entsprechenden Tabelle zeigt; besonders 
beim Schiffbau fällt das auf. Eine Bestätigung dessen liefert die 
Entwicklung des Schiffbaues und des Bestandes der französischen 
Handelsflotte seit 1893. An Neubauten im Inlande, die Prämien er- 
hielten, wurde folgendes geleistet 1 ): 

im Jahre: Brutto-Tons: 

1894 26(509 

1895 35290 

1896 56 810 

1897 77 563 

1898 58604 

1899 95488 

Die so gegebenen Gesamtzahlen scheinen auf einen erfreulichen Auf- 
schwung nach Mitte der neunziger Jahre hinzudeuten. Aber nur 
scheinbar; denn sie schliefsen eine sehr wenig erfreuliche Tatsache 
ein — ein bedeutendes Überwiegen des Segelschiffbaues, 
zweifelsohne eine Folge der hohen Fahrtprämien. Für Frankreich 
ist diese Erscheinung um so verhängnisvoller, als ein Export schwerer 
und billiger Massengüter, von denen allein eine umfangreiche Segel- 
schiffahrt heute existieren kann, nicht in nennenswertem Mafse vor- 
handen ist. Das scheinbar günstige Resultat erleidet weiter eine 
Einbufse dadurch, dafs trotz Abschaffung der Halbprämie für im 
Auslande gebaute Schiffe dennoch der Bezug des Schiffs- 
materials vom Auslande nicht nachgelassen hat — im Gegen- 
teil! Am besten erkennt man beides aus einer Gegenüberstellung 
der in den einzelnen Jahren nationalisierten, also zur eigenen Handels- 
flotte hinzugekommenen Schiffe. Nationalisiert wurden 2 ): 



im Jahre: 


Dampfer T. N.: 


Segler T.N.: 




franz. 


ausländ. Baues 


franz. 


ausländ. Baues. 


1893 


S 51 1! 1 


14500 


13000 


10000 


1894 


4000 


13200 


14200 


13000 


1895 


6000 


21 600 


17 000 


10 000 


1896 


6 559 


22790 


32559 


6165 


1897 


6 814 


15694 


48966 


10990 


1898 


11541 


25988 


25461 


6422 



!) Report S. 297/8. 

2 ) Zusammengestellt nach Lavison S. 237 und Rev. Mar. 1899, Janv. S. 207 ff. 
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Der Auslandsbau hat sich also nicht zurückdrängen lassen. Dampf- 
schiffe wurden (ohne die gesetzlich im Inlande zu bauenden Subventions- 
dampfer anzurechnen) sogar in verstärktem Mafse, das Doppelte, ja 
das Dreifache, im Auslande hergestellt, und selbst beim Segelschiffbau 
ist der ausländische Anteil bedenklich grofs. Das von den Werften 
erstrebte Monopol ist durch das 93er Gesetz gerade in noch weitere 
Ferne gerückt. 

Die Reeder haben sich, wie wir sehen, infolge des 93 er Gesetzes 
zu vermehrter Segelschiffahrt verleiten lassen. Eine interessante, 
dies deutlich veranschaulichende Tabelle gibt Fitger 1 ) nach den 
Zahlen des Bureau Veritas, in denen Dampfer nur von 100 Tons, 
Segler nur von 50 Tons aufwärts enthalten, also die nicht prämiierten 
und die Küstenfahrzeuge jedenfalls zum gröisten Teile nicht mit- 
gerechnet sind. Danach entwickelte sich der Bestand folgendem) afsen: 



im Jahre Segler T. Dampfer T. 

1893 257 000 480000 

1895 255000 401000 

1897 270000 499000 

1899 310000 510000 

1900 341000 503000 

1901 401000 535000 



Gegenüber den unaufhaltsam zunehmenden Segelschiffen ist der 
Dampferbestand arg zurückgeblieben; die Veränderungen von 1900 
auf 1901 sind besonders bezeichnend. Dafs eine solche Entwicklung 
auf die Dauer weder den Reedern noch der Gesamtheit Nutzen bringen 
kann, liegt auf der Hand, wenn auch zur Zeit die französischen 
Segelschiffe z. B. den Engländern erfolgreiche Konkurrenz machen 
können 2 ). Die Verhältnisse sind gegenwärtig derart ungesund, dafs 
schon bei kleinen Teilladungen die Rentabilität gesichert ist und die 
Reeder durch lange Reisen ihrer Segler enorme Gewinne erzielen 8 ). 
Die Haupteinnahme der Segler bildet die Prämie; „ceuilleurs de 
primes" — Prämiensainmler — nennt man sie oft. Die Dampfschiffs- 
reeder andererseits verlangen begründeterweise die Wiederherstellung 
der ehemaligen Halbprämie. Denn sie sind vor allem durch deren 
Beseitigung in ihre sehr prekäre Lage gekommen. Der französische 
Schiffbau ist ungleich teurer und langsamer als der ausländische. 



') Fitger 1902, S. 82; ebenso Report S. 295. 
») Hansa 1902, S. 193/4. 

8 ) Vgl. H.-A. 1902 II, S. 490; ChlumeckyS. 36, sowie die Ausführungen 
des Handelsministers Millerand in der Deputiertenkammer. 
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Die Angaben *) darüber schwanken natürlich , da auch die ihnen zü- 
grunde liegenden tatsächlichen Verhältnisse beständigen Schwankungen 
unterworfen sind. Aber so viel ist sicher, dals durchschnittlich das 
Ausland mindestens 50°/o weniger an Zeit und Geld braucht als das 
Inland. Die Fahrtprämie soll der Reederei eine gesicherte Stellung 
geben , ihr die Konkurrenz mit dem Auslande ermöglichen. Um sie 
zu erlangen, zwingt man den Reeder, im Inlande, also mit einem 
bedeutenden Mehraufwand an Zeit und Geld bauen zu lassen. Die 
Werften treiben nun natürlich ihre Preise gerade bis zu der Grenze, 
wo der Reeder unter Aufgabe der Fahrtprämie den Auslandsbau 
vorzieht; wenn er im Inland bauen läfst, kommt somit ein grofser, 
vielleicht der gröfste Teil der ihm zugedachten Prämien der Werft 
zugute. Das Ziel der Fahrtprämien kann also auf diese Weise gar- 
nicht erreicht werden. Die Reederei kann nicht zu gedeihlicher Ent- 
wicklung gelangen — und die Werften erreichen auch keinen gröfseren 
Anteil am heimischen Schiffsbedarf ! Natürlich wollen die letzteren 
nicht einsehen, dafs die Einführung der Halbprämie ihnen gerade 
Nutzen bringen würde und bestehen auf Erhaltung der gegenwärtigen 
Bestimmung, obwohl sie mit ihrer durch sie geschaffenen Lage nichts 
weniger als zufrieden sind. Sie operieren besonders gern mit dem 
eindrucksvollen Argument , dem Auslande werde die Halbprämie ge- 
zahlt 2 ). Im Auslande gebaute Schiffe staatlich unterstützen, hiefse, 
den ausländischen Schiffbau unterstützen. Als ob das Ausland nicht 
froh wäre, überhaupt Aufträge zu erhalten! Nicht die Halbprämie 
zahlt man ihm, aber jährlich Hunderte von Millionen für Fracht, 
nach den niedrigsten Schätzungen 300 Millionen fr. Gedrängt 
durch die ihren Vorteil kurzsichtig verkennenden 
Werften, hat man ihnen vor der Reederei den Vorzug 
gegeben — ein au fserorden tl ich schwerer Irrtum. — 
Ich unterschätze den volkswirtschaftlichen Wert einer eigenen leistungs- 
fähigen Schiffbauindustrie keineswegs, aber — nur wenn die Reederei 
blüht, kann auch der Schiffbau blühen. „Les chantiers fran^ais pourront 
prospörer ä une condition, c'est quMl y ait une marine marchande 
prospere" (Dupuy de Löme) 8 ). Eine sich kräftig entwickelnde Reederei 
mufs einen tüchtigen Schiffbau in ihrem Gefolge haben. W T äre er 
zunächst auch nur auf Reparaturarbeiten an den im Auslande ge- 

') Vgl. Roux 8. 53, 78/79, 107; Laviaon S. 112 ff., 256/257; Schayä 
S. 12, 77/78. 

*) Roux S. 99; Schaye S. 112113; Lavison S. 115116; Rev. Mar. 1900, 
Janv. S. 184 ff. 

8 ) Roux 8. 98. 

Grere, Seeschiffahrts-Subventionen. 8 
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bauten Schiffen beschränkt, das Streben, aus eigener Kraft zum Neu- 
bau überzugehen, ergibt sich ganz naturgemäfs. Und dem kann der 
Staat sehr wohl seinen Beistand leihen und gute Erfolge erzielen. 
Aber grundsätzlich mufs auch dann der Reederei völlige Freiheit im 
Bezüge ihres Materials gelassen werden. Von Freiheit ist aber keine 
Rede, wenn sie auf Kosten des notwendigen Beistandes zur eigenen 
Existenz gewährt wird. Und den Werften hat man jeden Antrieb, 
sich zu vervollkommnen und selbständig zu machen, genommen. 

Nur Eine Gruppe der Reeder ist wie die Werften gegen die 
Erneuerung der Halbprämie: die subventionierten Gesell- 
schaften 1 ). Sie müssen ja im Inlande bauen, ihre Subvention ent- 
schädigt sie ausreichend, sie haben auch zum Teil eigene Werften. 
Sie, zusammen mit den übrigen W T erften, bilden eine mächtige Partei. 
Ehe wir uns dem bereits ausgebrochenen Kampfe um die Neugestaltung 
der Dinge zuwenden, wollen wir die französischen Postdarapferlinien 
in ihrem gegenwärtigen Zustande kurz schildern 2 ). 

Die beiden mächtigsten Gesellschaften sind die Compagnie 
G6ne"rale Transatiantique in Havre und die Compagnie 
des Messageries Maritimes in Marseille. Die erstere versieht 
den nordatlantischen Dienst, das in der heutigen Seeschiffahrt am 
weitesten ausgebildete und am heifsesten umstrittene Feld. Bereits 
seit 1861 wird die Linie Havre-New York subventioniert. Bis vor 
kurzem bezog die Gesellschaft für einen wöchentlichen Dienst 
5 480000 fr. jährlich, das macht 49,(j fr. für die Meile. 15 Knoten 
waren vertragsmäfsige Mindestgeschwindigkeit, für ihre Überschreitung 
war eine bis zu 1,2 Millionen fr. steigende Extraprämie ausgesetzt; 
seit 1892 war dieses Maximum erreicht, sodafs für die Meile im 
ganzen 60,4 fr. gezahlt wurden! Und dennoch ist an ein erfolg- 
reiches Konkurrieren mit England oder gar mit Deutschland garnicht 
zu denken Von den Meisterwerken der deutschen Schiff baukunst 
sind die Franzosen weit überholt worden. Sehr erfreulicherweise 
scheint der französischen Regierung die Notwendigkeit strafferer An- 
spannung seitens der Kompagnie zur Erkenntnis gekommen zu sein. 
Mit dem 21. Juli v. J. ist ein neuer zehnjähriger Vertrag in Kraft 
getreten, der die Subvention auf fünf Millionen herabsetzt und die 
gestrichenen 480000 fr. zu der Geschwindigkeitspräniie hinzuschlägt. 
Die Bedingungen, sie zu erlangen, sind gleichfalls verschärft. Ob 



') Roux S. 89 ff. 

a ) Eine ziemlich eingehende Schilderung gibt Roux S. 143 ff.; kürzer 
Philippovich S. 105; Report S. 2: Rev. Mar. 1899. Fevr. S. 426 ff. 
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viel gebessert werden wird, bleibt allerdings abzuwarten. Die 
Generale Transati antique betreibt ferner von Bordeaux aus regel- 
mäfsige Fahrten nach den Antillen und Mexiko (jährliche Subvention 
6.3 Millionen fr.); weiter in Gemeinschaft mit der Compagnie de 
Navigation Mixte und der Compagnie Fraissinet von Marseille und 
Toulon aus Linien nach Algier, Tunis, Tripolis und Marokko (jähr- 
lich 1,6 Millionen fr. und Geschwindigkeitsprämie bis 400000 fr. 
= 5,12 fr. per Meile); endlich gemeinsam mit der Compagnie Fraissinet 
von Toulon aus die Verbindung mit Corsica (355 000 fr. = 7,7 fr. 
für die Meile). — In ihrer Gesamtheit noch höhere Subventionen 
bezieht die Compagnie des Messageries Maritimes für ihre ver- 
schiedenen Linien von Marseille aus: für die einzelnen Mittelmeerlinieu 
nach Ägypten , der Levante und dem Schwarzen Meer, und für die 
Fahrten nach Brasilien und La Plata werden jährlich 1,35 Millionen fr. 
gezahlt ; für den Dienst nach Ostasien mit Zweiglinien nach Indien 
6,08 Millionen, nach Australien und Neu-Caledonien 3,1 Millionen fr. ; 
für den Dienst nach Ostafrika und den dortigen Inseln 1,925 Millionen, 
nach Westafrika 500000 fr. (letztere Route wird abwechselud von 
Marseille und Havre aus und gemeinsam mit der Compagnie des 
Chargeurs Reunis und der Compagnie Fraissinet betrieben); somit 
bezieht die Compagnie des Messageries Maritimes im ganzen gegen 
13 Millionen fr. jährlich. Zu erwähnen wäre endlich noch die Sub- 
vention für den Dienst Dover-Calais (250000 fr.). — Für seine Post- 
dampferverbindungen zahlt Frankreich zur Zeit die grofse Summe 
von 27 bis 28 Millionen fr. im Jahre. Und gefordert wird von der 
Regierung nur das Allernotwendigste an Geschwindigkeit, Expeditions- 
zahl, Schiffsmaterial u. s. w. Selbst wenn man in Rechnung zieht, 
dafs in den Postsubventionen ja auch die allgemeine Schiffahrts- 
subvention zum Ausdruck kommt, müssen sie dennoch im Vergleich 
zu anderen Ländern aufserordentlich hoch erscheinen, z. B. im Ver- 
gleich zu England, das im ganzen Subventionslinien von mindestens 
der gleichen Bedeutung besitzt, aber einen viel intensiveren Betrieb 
verlangt und dennoch nur ca. 10 Millionen fr. zahlt. Die subven- 
tionierten Linien Frankreichs sind imstande, jede andere Inlands- 
konkurrenz zu unterbieten und zu ertöten. Die ihnen gewährten 
Unterstützungen überschreiten ohne Frage das nötige Mafs , die 
monopolistische Stellung der groisen Gesellschaften ist ein schweres 
Hindernis jeden Fortschritts 1 ). 



>) Vgl. dazu Schay6 S. 148 ff". Einen interessanten Einblick in die z. T. 
recht bedenklichen Verhältnisse , in welche die grofsen Kompagnien durch die 

8* 
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Alles in allem kann man rechnen, dafs der französischen Handels- 
flotte von 1881 bis 1901 — also in 20 Jahren — an Subventionen 
und Prämien über 750 Millionen fr. zugute gekommen sind. Wir 
haben gesehen, dafs die staatlichen Unterstützungen keineswegs 
wirkungslos gewesen sind. Aber man hat bei ihrer Anwendung die 
verhängnisvollsten Fehler begangen, war teils zu freigebig, teils zu 
einseitig und kurzsichtig und, was man mit der einen Hand gegeben, 
nahm man mit der andern. Man hat im Gesamtergebnis nicht viel 
mehr erreicht als ein Stehenbleiben: gegenüber 1880 stellte sich der 
Bestand der Handelsflotte 1900 nur um ein Geringes höher, nämlich 
auf 1,038 Millionen T. N. 1 ). Aber dennoch hätte man erwartet, dafs 
die immensen Aufwendungen in ihrem Endresultat mehr vermocht 
hätten, als nur die Aufhaltung eines weiteren Verfalls, dafs sie be- 
sonders im letzten Jahrzehnt mehr vermocht hätten, wo die ganze 
übrige Welt sich in einer rapiden wirtschaftlichen Entwicklung be- 
fand. Neben den offenbaren Fehlern der Gesetzgebung, auch den 
bereits erwähnten der öffentlichen Seegesetzgebung, und den teureren 
Arbeitsbedingungen werden wohl mit Recht auch folgende Gründe auf- 
geführt: zu leichte und zu wenig Exportfracht; die geographische 
Lage Frankreichs, die der ausländischen Schiffahrt gestattet, während 
der Reise die französischen Häfen zur Auffüllung der Ladung anzu- 
laufen und auf diese Weise billige Frachtraten zu gewähren; im 
Volkscharakter begründete Abneigung gegen auswärtige Unter- 
nehmungen; dazu Mängel der inneren Verkehrsmittel und -anlagen 
u. dergl. mehr 2 ). Sicherlich haben diese Momente bald mehr, bald 
weniger allgemeine Bedeutung, mich dünkt aber, sie entspringen 
selbst einem einzigen, noch tieferen Grunde, dem, was dem Leben 
der französischen Nation seit Jahren seinen Stempel aufdrückt: die 
Bevölkerungszahl steht still, und das ganze wirtschaft- 
liche Leben des Volkes steht still. Richard Ehrenberg a ) 
hat sehr recht, wenn er einmal sagt: „Die Not hat den Menschen 
zuerst aufs Meer getrieben. tt Ein Volk wird nicht aus sich selbst 



Verwöhnung mit staatlicher Beihilfe geraten sind, gewährt der letzte Jahres- 
bericht der Messageries Maritimes (s. Hambg. Börsenhalle 1902 Nr. 848), die Ende 
Oktober 1902 sogar ihr Aktienkapital auf die Hälfte reduzieren mufste (s. eben- 
da Nr. 510). 

') H.-A. 1902 I, S. 269, 486. 

*) Vgl. dazu Roux S. 72 ff.; Lavison S. 189 ff.; Schaye S. 1 ff. 

•) R. Ehrenberg, „Die Seefahrt im Leben der Völker" S. 68 (in „Handels- 
und Machtpolitik 1 * I, Reden und Aufsätze, herausgegeben von Schmoller, Sering, 
Wagner, Stuttgart 1900). 
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in die Welt hinausgetrieben , solange es im alten Heimatlande ein 
auskömmliches Leben haben kann. Die führenden Geister und Poli- 
tiker der französischen Nation wissen sehr wohl, wie notwendig 
heutigen Tages Seefahrt für jedes Volk ist, das hinter den anderen 
nicht zurückbleiben will. Man macht gewaltige Anstrengungen. 
Aber dem heutigen Frankreich wohnt nicht der notwendige Überschufs 
an Kraft inne, und auch durch materielle Opfer hat man ihn nicht 
auslösen können. Ehemals war Frankreich eine mächtige seefahrende 
Nation, heute „Tesprit national est terrien" (Schayß). Erst wenn 
an die Stelle eines wegfallenden Individuums wieder zwei, drei neue 
treten, kann Frankreich seine alte Stellung wiedererlangen, dann mufs 
es vorwärts; doch wenn für einen Wegfallenden nur Einer wieder 
eintritt, dann fehlt die treibende Kraft, der Wettstreit. 

So kann man denn auch von den neuesten Plänen zur Ver- 
besserung der Prämiengesetzgebung keine durchgreifende und vielleicht 
«inmal auf eigenen Füfseu stehende Vorwärtsentwicklung der Handels- 
flotte erwarten. Wir wollen noch zum Schlufs die neuen Bestrebungen 
in kurzen Umrissen schildern 1 ). 

Bereits Ende 1899 legte die Regierung dem Parlament einen 
neuen Gesetzentwurf vor. Derselbe ging von dem Grundsatze aus, 
keine Umwälzung des bestehenden Systems herbeizuführen, sondern 
-das 93 er Gesetz nur zu ergänzen. Die Kammer und der Senat haben 
jedoch aufser in mancherlei minder wichtigen auch in einigen sehr 
wesentlichen Punkten Änderungen an dem Regierungsentwurf vor- 
genommen, sodafs das am 21. März v. J. vom Senate beschlossene 
Gesetz der französischen Subventionspolitik tatsächlich eine neue 
Richtung geben wird. Ob eine Richtung zum Bessern, scheint, wie 
gesagt, zweifelhaft: man hat wiederum viel gebessert und zugleich 
viel verdorben. 

Der Kampf der beiden oben geschilderten Parteien um die Halb- 
prämie ist für die Dampfschiffahrt im Wege eines Kompro- 
misses entschieden worden , und man muss sagen , in geschickter 
Weise. Formell hat man an dem Grundsatz festgehalten, im Aus- 
lande gebaute Schiffe nicht zu prämiieren. Aber man hat einen Er- 
satz geschaffen durch Nachahmung des in Österreich angewandten 
sogenannten „Betriebszuschusses tt . umgetauft in „compensation 

') Vgl. über den neuen Entwurf Lavison S. 264 fF.; Schay6 S. 187 ff.; 
Fitger 1902 S. 83, 84; Report S. 294 295; Hansa 1902 S. 38, 194; Chlumecky 
8. 34 ff.; über das Oesetz u. a. Nachr. f. Handel u. Industrie (Berlin) 1902 
Nr. 91, S. 7 f. 
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cTarmement". Jedes eiserne oder stählerne Dampfschiff von über 
100 T. Br. soll für jeden Betriebstag erhalten : 

5 c. per T. Br. bei einer Gröfse bis zu 2000 T. Br. 
4 c. „ „ „ „ „ „ von 2-3000 . „ 
3 c „ . , „ n n „ 3-4000 „ „ 
2 c „ . r „ n „ über 4000 „ „ 
Ein voller Ersatz für die ehemalige Halbprämie ist das keineswegs, 
aber wenigstens ein teilweiser. 

Man hat deshalb die Dampfschiffsreederei weiter zu entschädigen 
gesucht, indem man die Fahrtprämie für Dampfer der für 
Segelschiffe gleichgemacht, also auf 1,7 fr. erhöht hat. 
Dadurch wurde der zweite Hauptfehler des 03er Gesetzes, die ver- 
hängnisvolle Bevorzugung der Segelschiffahrt, beseitigt. 

Auf der anderen Seite konnte man sich aber der Erkenntnis 
nicht verschliefsen, dafs die Fahrtprämie für Segel schi ffe das not- 
wendige Mafs überschreite und eine Herabsetzung dringend erforder- 
lich sei. Ferner war vorauszusehen, dafs die Erhöhung der Dampfer- 
fahrtprämie eine bedeutende finanzielle Mehrbelastung mit sich bringen 
werde. Das Richtige wäre nun wohl eine generelle Herabsetzung 
der Fahrtprämien für Segelschiffe und eine weniger bedeutende Er- 
höhung der für Dampfschiffe gewesen. Statt dessen entschied man 
sich für die Festsetzung eines Maximalbe träges, der während 
der Wirkungsdauer des Gesetzes für die Handelsflotte aufgewandt 
werden dürfe, nachdem die Festsetzung eines zum Bezüge der vollen 
Subvention berechtigten Tonnagemaximums aufgegeben war. Letzterer 
Weg wäre kaum weniger verfehlt gewesen als der erstere. Die 
prinzipiellen Bedenken gegen solche Limitationen habe ich bereits 
oben geäufsert. Die in Rede stehende Limitation muls aber als 
doppelt unglücklich bezeichnet werden. Das neue Gesetz ist mit 
zwölfjähriger Wirkungsdauer versehen, und während dieses Zeitraums 
sollen insgesamt (für Bau- und Fahrtprämien, wie für Betriebs- 
zuschüsse) höchstens 200 Millionen fr. verwandt werden dürfen; das 
macht im Durchschnitt 16 bis 17 Millionen jährlich, ein Betrag also, 
der hinter den Ausgaben der letzten Jahre sehr erheblich zurück- 
bleibt. Mufs schon eine derartige plötzliche Einschränkung der Aus- 
gaben störend in das Geschäftsleben eingreifen, so wird die nachteilige 
Wirkung durch die Art und Weise, wie jene 200 Millionen auf die 
einzelnen Prämienkategorien verteilt werden sollen, noch verhängnis- 
voll gesteigert : 50 Millionen sollen für Bauprämieu verausgabt werden, 
135 Millionen für Fahrtprämien und Betriebszuschüsse an Dampfer 
— und nur 15 Millionen für Fahrtprämien an Segelschiffe! 
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Von einem Extrem ist man in das andere gefallen : im verflossenen 
Jahrzehnt eine verkehrte Bevorzugung der Segelschiffahrt, im kommen- 
den Jahrzehnt gerade das Gegenteil. So erfreulich die Erkenntnis 
der früher gemachten Fehler ist, solche Radikalkuren sind riskant; 
statt der erhofften Aufrüttelung der französischen Reederei können 
sie nur zu leicht die Wirkung haben, jedes Vorwärtsstreben, zum 
mindesten für die ersten Jahre, schon im Keime zu ersticken. 

Italien. 

Dem von Frankreich 1881 gegebenen Beispiele folgte nach kurzer 
Zeit Italien. Der jung geeinte Staat hatte von der Mitte der sech- 
ziger bis zur Mitte der siebziger Jahre einen bemerkenswerten Auf- 
schwung in der Segelschiffahrt erlebt. In raschem Aufsteigen hatte 
man eine prächtige Flotte hölzerner Segelschiffe von mehr als 
IV* Million T. hergestellt. Aber gerade in dieselbe Zeit fällt 
die endgültige Entscheidung zugunsten des Dampfschiffs. Mit der 
kurzen Blüte war es schnell vorbei. Kohle und Eisen, die Elemente 
der neuen Zeit , waren in Italien nicht zu Hause. Aber die junge 
Nation fühlte die Kraft in sich, auf eigenen Füfsen zu stehen, und 
sollte es bedeutende Opfer kosten. „Die Erinnerung an die frühere 
Gröfse, die frühere Bedeutung auch als einer handel- und gewerbe- 
treibenden Nation reichte nicht mehr hin, um das stark ausgeprägte 
nationale Bewufstsein zu befriedigen 1 )." „Das Streben und Sehnen 
nach nationaler Gröfse" (Sombart) hatte bereits zu Ende des siebenten 
Jahrzehnts in der allgemeinen äufseren Handelspolitik Ausdruck ge- 
funden. Als nun Frankreich 1881 eine kräftige Unterstützung seiner 
Handelsflotte in Angriff nahm und man die günstigen Erfolge der 
ersten Jahre sah, schlug man schnell denselben Weg ein. 

Im Dezember 1885 wurde das erste Prämiengesetz 2 ) be- 
schlossen, eine getreue Nachbildung des französischen, selbst in den 
Einheitssätzen der Bauprämien, der „compensi" di costruzioni; die 
Fahrtprämien, die „premii" di navigazione, sind jedoch bedeutend 
geringer. Eine Besonderheit ist die sogenannte Kohlentransportprämie, 
die den Zweck verfolgt, die Einfuhr von Kohle in das kohlenarme 
Land zu heben. Jedes italienische Schiff, das von jenseits der Meer- 
enge von Gibraltar mit mindestens */« Kohlenladung ankommt, erhält 
für die Tonne Kohle 1 lira. Aber man blieb auch von den Fehlern 



') Sombart S. 137 

») Übersetzung in H.-A. 1886 I, S. 206 207. — Übrigens wurde auch die 
Küstenfahrt prinzipiell der Nationalflagge vorbehalten. 
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des ersten französischen Gesetzes nicht frei, man machte sie beide 
nach, sowohl die zehnjährige Begrenzung als den Ausschlufs der 
europäischen Fahrt. Den Niedergang der Segelschiffahrt hat man 
wie in Frankreich nicht zu verhindern, aber doch wohl zu mildern 
vermocht. Die folgende Tabelle zeigt den Entwicklungsgang des 
Gesamtbestandes der Handelsflotte 1 ): 



im Jahre: 


Segler T. N.: 


Dampfer T. N.: 


1885 


828819 


124 600 


1886 


801 349 


144328 


1887 


732494 


163131 


1888 


077 933 


175 100 


1889 


442225 


182 249 


1800 


034149 


186567 


1891 


025812 


199945 


1892 


009821 


201 443 


1893 


588208 


208 193 


1894 


571605 


207 530 


1895 


555 569 


220508 


1896 


527 554 


237 727 



Trotzdem die in grofser Fahrt tätigen Schiffe nicht ausgeschieden 
sind, erkennt man deutlich, dals die Dampfschiffahrt durch das Ge- 
setz einen kräftigen und konstanten Impuls erhalten hat, aber, wie 
in Frankreich, infolge jener Begrenzung 8 ) überwiegend in den ersten 
Jahren: bis 189 L eine Zunahme um 76000, von da bis 1896 nur um 
37 000 T.; doch wird auch die 1892 ausgebrochene wirtschaftliche 
Krisis hieran schuld sein. Im ganzen ist unter der Herrschaft des Ge- 
setzes nahezu eine Verdoppelung der Dampferflotte zu konstatieren, 
gewifs ein erfreuliches Resultat. Auch ist trotz des Sinkens der 
Seglerflotte die Gesamtleistungsfähigkeit der Handelsflotte gestiegen. 
Die Zahlungen der Regierung betrugen 8 ): 

für Bauprämien 13111611 lire 

„ Fahrtprämien 24615080 „ 

„ Kohlentransportprämien 1 220411 „ 

insgesamt 38947 102 lire, 
also nicht entfernt so viel wie in Frankreich. 



') Annuario Statistico Italiano (Roma 1900) S. 661. 

8 ) Vgl. die Kritik der Rev. Mar. 1901, Juin S. 1390/91. Diesen Grund scheint 
Hansa 1896, S. 208, übersehen zu haben. 

*) Berechnet nach Ann. Stat. It. 1900, S. 667. 
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Das zweite Gesetz (vom Juli 1896) ! ) erstreckte zunächst die 
Fahrtpräinien auf die europäische Fahrt. Soweit diese innerhalb des 
Mittelmeergebietes stattfindet, werden aber nur 2 /s der Normalsätze 
zugestanden. Man hatte die heimische Küstenschiffahrt vertrags- 
mäfsig anderen Nationen eingeräumt und, um die Nationalflagge auch 
hier wettbewerbsfähig zu machen, wurden den in der Küstenfahrt be- 
schäftigten Dampfern gleichfalls 2 /s gewährt. Zweitens beseitigte 
man die zehnjährige Begrenzung des alten Gesetzes, setzte aber als 
Maximalalter für den Genufs der Prämien 15 Jahre für Dampfer, 
21 für Segler fest. Die Prämie für Kohlentransporte wurde ganz 
beseitigt. Ebenso wie es 1893 Frankreich getan, nahm auch Italien 
durchweg Erhöhungen der alten Sätze vor, aber man hütete sich 
diesmal wenigstens, die französische Bevorzugung der Segel Schiffahrt 
nachzumacheD. Für Dampfer und Segler wurde vielmehr eine und 
dieselbe Prämie bestimmt. Dagegen wurde die Halbprämie für 
Schiffe ausländischen Ursprungs fürderhin nicht mehr bewilligt. Trotz- 
dem sind die Erfolge des Gesetzes in Italien — im Gegensatz zu 
Frankreich — günstige zu nennen. Die Seglertonnage (und zwar 
nur von 50 T. N. an gerechnet) betrug Ende 1901 noch 510900 T. N., 
die Dampfertonnage (nur von 100 T. N. aufwärts) war bis Anfang 
1902 gar auf 434000 T. N. angewachsen 2 ). Auch der Handelsschiff- 
bau hat seit 1896 sehr befriedigende Fortschritte gemacht; es wurden 
auf italienischen Werften gebaut 8 ): 

1896 0606 T. N., davon Dampfer 2765 T. N. 

1897 11542 „ „ B „ 8601 „ „ 

1898 19478 „ „ n „ 14067 „ „ 

1899 33542 „ „ , 29696 „ „ 

1900 54382 „ „ „ „ 47 149 „ „ 

In Italien steht eben hinter der Handelsflotte eine vorwärtsschreitende 
Volkswirtschaft, ein bedeutender Überschufs an Menscheukraft. Die 
Reederei ist aufserdem durch die öffentliche Seegesetzgebung nicht 
mit solchen Fesseln umgeben wie in Frankreich, ausländisches Kapital 
hat sich in weitem Mafse beteiligen und die Prämien mitgeniefsen 
können, besonders deutsches und englisches*). So hat denn die 
Handelsflotte mit der Entwicklung des Seeverkehrs im letzten Jahr- 

') H.-A. 1896 I, S. 637 ff. 

8 ) Nauticus 1902, S. 419 (nach Veritas). 

«) Ann. Stat. It. 1900, 8. 664 u. Nauticus 1901, S. 427; 1902, S. 421; H.-A. 
1900 II, S. 203. Die Zahlen für 1899 u. 1900 enthalten nur Schiffe über 100 T. 

4 ) Vgl. darüber Report S. 211 ff.; Jahresbericht der Hamburg- Amerika 
Linie für 1899; Nauticus 1900, S. 367 u. a. 
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zehnt gleichen Schritt zu halten vermocht , indem der Anteil der 
Nationalflagge am Import zur See von 24,4 °'o (1890) gerade auf das 
Doppelte, auf 48,8° o im Jahre 1899 gestiegen ist 1 ). Den geschilderten 
Fortschritten entsprechend sind allerdings auch die der Staatskasse 
entstehenden Lasten gewachsen: bis Ende 1898 waren für Bau- und 
Fährtprämien 10145 251 lire verausgabt 2 ). Aber auch diese Summen 
sind mit den entsprechenden französischen nicht zu vergleichen, und 
es mufs angesichts der mit ihnen erzielten Erfolge ungerecht er- 
scheinen, von einer „scandalosa spogliazioue del bilancio italiano" zu 
reden (s. oben). Giretti stützt sich auf den Bericht einer zur Revision 
des 96er Gesetzes Ende 1899 bestimmten Parlamentskommission (Be- 
richterstatter der Abgeordnete Franchetti). Es war die Tatsache 
festgestellt, dafs trotz der Nichtprämiierung im Auslande ge- 
bauter Schiffe dennoch viel mehr solche als im Inlande gebaute 
nationalisiert worden seien und die Konkurrenz des Auslands aus- 
gehalten hätten. Die Prämien seien also nutzlos und abzuschaffen 8 ). 
Demgegenüber ist aber zu bemerken, dafs jene im Auslande gebauten 
Schiffe fast ausschliefslich keine Neubauten für italienische Rechnung, 
sondern angekaufte alte Schiffe sind. So wurden im Jahre 1900 *) 
fast 85 000 T. Dampfer und über 32000 T. Segler vom Auslande ge- 
kauft, aber darunter kein einziger Neubau! Diese alten und dem- 
entsprechend billigeren Schiffe können sehr wohl ohne Unterstützung 
den Wettbewerb mit dein Auslande aufnehmen , um so mehr als der 
italienische Reeder mit billigeren , aber für den Seedienst ebenso 
brauchbaren Arbeitskräften als seine Hauptkonkurrenten arbeitet. 
Sobald er aber (und das ist doch nicht nur im Interesse der Ver- 
jüngung der Flotte wünschenswert) in seinem Betriebe inländische 
Bauten — besonders Dampfer — verwendet, kann er ohne Prämien 
nicht existieren. Die Anschaffungskosten sind wegen der natürlichen 
Arbeitsbedingungen der Werften zu hohe. Und aus letzterem 
Grunde können wiederum die Werften nicht ohne die Prämien 
existieren. Der italienische Werftarbeiter ist zwar billiger als der in 
den Konkurrenzländern, aber nicht so leistungsfähig. Die Werften 
müssen aufserdem erst sich selbst vervollkommnen und erstarken, 
ehe an ein Aufhören des direkten Schutzes zu denken ist. Und 
auch dann wäre ein indirekter — freie Mat rialeinfuhr — unent- 

') H. A. 1902 1, S. 270. 

") Ann. Stat. It. 1900, S. 667. 

8 ) Giretti S. 264 ff. 

*) Nauticus 1901, S. 428; übrigens wurden an alten Schiffen wieder ins 
Ausland im ganzen 15 000 T. verkauft. 
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behrlich für lange Zeit. Mit diesen Gründen wies die Regierung die 
auch im Jahre 1901 hei der Beratung eines neuen Prämien gesetzes 
auftauchenden Anträge, das ganze System als nutzlos zu verwerfen, 
zurück l ). 

Nicht so unberechtigt sind aber die von Giretti gegen die Post- 
dampfersubventionen erhobenen Anklagen. Wir gewahren hier 
ein dem französischen in seiner Bedenklichkeit stark ähnelndes Bild. 
Hier kann mit Recht von „infelici convenzioni postali marittime" ge- 
sprochen werden. Die wichtigsten Verträge sind mit der Societä di 
Navigazione Generale ltaliana in Palermo 1893 geschlossen worden, 
auf fünfzehn Jahre. Die Gesellschaft erhält zur Zeit zwischen ö und 7 
Millionen lire jährlich für den Postdienst nach Ostasien (1,1 Millioneu), 
Indien, dem Roten Meer, auf verschiedenen Mittelmeerlinien , nach 
Südamerika u. s. w. Von den innerhalb fünfzehn Jahren von der 
Regierung insgesamt zu zahlenden 139 Millionen lire wird die Navi- 
gazione Generale allein mindestens 132,3 Millionen erhalten 2 ). Früher 

- vor 1893 — war die Subvention noch höher. — Zu erwähnen ist 
aufserdem der im Jahre 1899 mit der Societä di Navigazione „Puglia" 
in Bari abgeschlossene Vertrag. Für regelmäfsige Fahrten in der 
Adria soll die Puglia jährlich 115 000 lire an Subvention erhalten 8 ). 

— Mit der Navigazione Generale ist es ähnlich wie mit den beiden 
grofsen französischen Gesellschaften gegangen. Sie hat, gestützt auf 
eine Bruttotonnage von fast 190000 T. 4 ), eine Art monopolistischer 
Stellung errungen und nutzt dieselbe durch Erhebung hoher Fracht- 
raten aus. Giretti gibt dafür einige krasse Beispiele in den Tarifen 
für bedeutende Massenartikel. Bedenklich und bezeichnend ist es, 
dafs verschiedene Staatsbeamte zu der Gesellschaft bekanntermafsen 
in enger Beziehuug stehen. Auch in Italien sehen wir: sobald die 
Reederei durch zu hohe Subvention den Segnungen der Konkurrenz 
entzogen ist , nutzt sie die Bedeutung ihrer regelmäfsigen Fahrten 
zum Schaden der Befrachter aus, und der für die Volkswirtschaft 
aus den regelmäfsigen Linien erhoffte Vorteil wird wesentlich be- 
einträchtigt. 

Es wurden bereits die Bestrebungen zur Reform des Prämien - 
gesetzes von 189<> erwähnt. Sie gelangten im Mai 1901 zu 
ihrem Abschlufs in einem neuen Gesetze 5 ). Das 96er Gesetz hatte 

') Vgl. Rev. Mar. 1901 Juin, S. 1392 ff. 

*) Vgl. Philippovich S. 106; Fitger 1892, S. 21; Giretti S. 263. 

? ) Vgl. H.-A. 1900 II, S. 204. 

*) Hamburger Beitrage Nr. 101 (30. April 1902. 

*) H.-A. 1901 I, S. 551 ff. u. 1900 f, S. 1134. 
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auf zehn Jahre bestehen sollen, aber schon 1899 war der Regierung 
klar geworden, dafs die Ausführung der übernommenen Verpflichtungen 
auf die Dauer der Staatskasse zu grofse Lasten auflegen würde. 
Auf Grund der Annahme, der Aufschwung werde, wie er begonnen, 
weiterschreiten, hatte man die innerhalb des Jahrzehnts zu erwarten- 
den Ausgaben auf mehr als 300 Millionen lire berechnet 1 ). Der Ende 
1899 vorgelegte Entwurf war nicht zur Erledigung gelangt, erst ein 
Jahr später kam ein neuer zur Beratung, aus dem das gegenwärtige 
Gesetz hervorging. Es ist formell keine selbständige Neuschöpfung, 
sondern nur eine teilweise Abänderung des 96 er Gesetzes für den 
Rest der diesem anfänglich zugemessenen Dauer; materiell jedoch 
stellt es eine sehr erhebliche Umwälzung dar. Die wichtigsten 
Reformen sind folgende, zunächst hinsichtlich der Fahrtprämien: 
die 2 /8-Prämie für die Mittelmeerfahrt und die Küsten-Dampfschiffahrt 
wurde wieder beseitigt, sodann — und das ist die eine einschneidende 
Neuerung — wurden die übrigen Fahrtprämien für die Zukunft ganz 
abgeschafft. Alle zur Zeit des Inkrafttretens der Neuordnung im 
Verkehr stehenden Schilfe und alle, für die bis zum 1. Oktober 1899 
die Bauerklärung erfolgt war, sollen wie bisher auf 15 bezw. 21 Jahre 
die Fahrtprämien weiterbeziehen, allerdings zu bedeutend verminderten 
Sätzen ; während früher 80 c. per T. Br. für 1000 Meilen gewährt 
wurden , sollen Dampfschiffe jetzt nur noch 45 , Segelschiffe gar nur 
30 c. erhalten. Eine weitere Einschränkung der Unterstützung er- 
leiden die Schiffe dadurch, dafs für die Dampfschiffe jährlich höchstens 
30000, für die Segelschiffe 12 000 Meilen in Ansatz gebracht werden 
dürfen. Wie sich diese neue Art Limitation bewähren wird, mufs 
man abwarten. — Für die seit dem 1. Oktober 1899 zum Bau an- 
gemeldeten Schiffe fallen also die Fahrtprämien fort. Zum Ersätze 
dafür hat man eine den Reedern bei der Fertigstellung der Aus- 
rüstung zu zahlende, einmalige Bau Vergütung , also eine Aus- 
rüstungsprämie, geschaffen; sie beträgt für Metallschiffe (Dampfer 
über 400, Segler über 100 T. Br.): 

60 lire, wenn der Stapellauf bis zum 30. Juni 1903 erfolgt, 
50 „ „ vom 1. Juli 1903 bis 30. Juni 1905 erfolgt, 

40 „ „ , „ „ 1. „ 1905 „ 30. „ 1907 n 

für Holzschiffe entsprechend 30, 20 und 10 lire. 

Die Bauprämien sollen den vordem 1. Oktober 1899 augemeldeten 
Schiffen in der bisherigen Weise und Höhe gewährt werden , d. h. 

- 

') Vgl., auch zum folgenden, Kev. Mar. 1901 Juin, S. 1390 ff.; Chlumecky 
S. 38 ff. 
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77 lire per T. Br. für Eisen-, 17,5 für Holzschiffe. Für nach dieser 
Zeit angemeldete Schiffe jedoch sind sie, wie die ehemaligen Fahrt- 
prämien, abgeschafft — das ist die zweite Umwälzung des neuen 
Gesetzes. An ihre Stelle ist eine „Zollvergütung" getreten von 
35 lire per T. Br. bei Metallschiffen und 13 lire bei Holzschiffen 
für den Schiffsrumpf. Der Erbauer darf ferner ein Drittel des zum 
Rumpfe erforderlichen Metallmaterials zollfrei beziehen. Die „Zoll- 
vergütung" ist natürlich in Wirklichkeit mehr als eine blofse Rück- 
zahlung des Zolles, die teilweise Zollfreiheit hätte ja sonst keinen 
Sinn. Zollfreiheit, und zwar völlige, wird an Stelle der „Vergütungen" 
für Bauten auf ausländische Rechnung gewährt. Unberührt bleiben 
die 1890 für Schiffskessel, -maschinell u. s. w. zugestandenen Bau- 
prämien. 

Ob die Neueinführung der Ausrüstungsprämien und Zoll- 
vergütungen und -befreiungen in derselben Richtung weiter zu wirken 
vermögen wie die alten Unterstützungen, wird sich schwer voraussagen 
lassen. Sie sind ja ganz bedeutend niedriger als diese, aber die all- 
gemeine wirtschaftliche Entwicklung Italiens berechtigt wohl zu der 
Annahme, dafs eine derartige Verminderung des staatlichen Schutzes 
ihre Wirkung, zu gröfserer Anstrengung anzuspornen, nicht verfehlen 
wird. Aber — wie mir scheint, in übergrofser Ängstlichkeit vor 
finanziellen Opfern — hat man des Guten nach dieser Seite zu viel 
getan. Man hat nämlich zwei Limitationen von gröfster Trag- 
weite vorgenommen. Erstens hat man die für Dampfschiffe, die seit 
dem 1. Oktober 1809 angemeldet sind, gewährten Vergütungen auf 
einen Gesamtraumgehalt vou 40000 T. Br. per Etatsjahr festgelegt. 
Zweitens — und das scheint mir das bei weitem Bedenklichere — 
ist bestimmt worden, dafs der Gesamtaufwand für die Handels- 
flotte im einzelnen Etatsjahr niemals 8 Millionen lire über- 
steigen darf. Rückständige Verpflichtungen sollen allerdings stets 
ins nächste Etatsjahr übernommen werden, aber auch nach 1905/G 
— dem Jahre des Aufserkrafttretens des Gesetzes — solleu für rück- 
ständige Verpflichtungen jährlich nicht mehr als 8 Millionen auf- 
gewandt werden. Die Werften und Reeder sollen also einmal zu 
ihrem Gelde kommen, wenn sie auch keine Zinsen erhalten. Aber 
wannV und wer bürgt ihnen dafür, dafs nicht ein späteres Gesetz 
ihnen ihr Teil noch beschneidet? Jene Bestimmung mufs grolse Un- 
sicherheit in die kaufmännische Kalkulation bringen, und ob sie nicht 
vielleicht die erhofften Erfolge in Frage stellen oder wenigstens be- 
einträchtigen wird, mufs die Zukunft lehren. 
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Spanien. 

Auch der dritte der grolsen romanischen Staaten Europas hat 
Bestrebungen zur allgemeinen Hebung seiner Handelsflotte gezeigt, 
durch Prämienbewilligung für seinen Schiffbau. Leider habe 
ich Näheres über Einrichtung und Dauer der betreffenden Gesetze 
wie über ihre Wirkungen nicht ermitteln können. Die gemachten 
Aufwendungen sind jedenfalls bis zum Beginn der neunziger Jahre 
wenig erfolgreich gewesen ! ). Ob noch gegenwärtig dem Schiffbau 
staatliche Unterstützungen gewährt werden, erscheint mir zweifelhaft. 
Der spanische Handelsschiffbau spielt noch heute eine ganz unter- 
geordnete Rolle. Im Jahre 1901 besafs Spanien insgesamt 422 Dampfer 
von über 100 T. Ilaumgehalt; von diesen waren nur 10 spanischen 
Ursprungs (darunter einer über 1000 T.), die übrigen 412 waren aus- 
nahmslos englischer Herkunft, zum gröfsten Teil sicherlich billig 
angekaufte ältere Schiffe 2 ). Denn auch Spanien huldigt dem ver- 
kehrten Glauben , durch hohe Einfuhrzölle auf Schiffe ausländischer 
Herkunft den heimischen Schiffbau entwickeln zu können. — Desto 
erfreulichere Resultate haben die von Spanien für seine Sub- 
ventionslinien verwandten Mittel erzielt. Ende der achtziger 
Jahre wurde die langentbehrte regelmäfsige Postdampferverbindung 
mit den Kolonien eingerichtet. Die Unternehmerin ist Spaniens 
gröfste Reederei, die in Barcelona beheimatete Compania Trasatläntica. 
Die vou ihr betriebenen Linien erstreckten sich nach den Philippinen 
(vierwöchentlich), den westindischen Kolonien und Fernando Pöo, 
weiter nach New York, Mexico, Argentinien, Uruguay und Marokko 8 ). 
Die jährliche Subvention betrug 0.84 Millionen pesetas 4 ). Die Kata- 
strophe des Krieges mit Amerika hat mit einem Schlage Spaniens 
grofses Kolonialreich bis auf wenige Trümmer vernichtet. Welche 
Veränderungen das in den Postdampferlinien nach den Kolonien zur 
Folge gehabt hat, habe ich nicht ermitteln können. Die Fahrten 
scheinen jedoch bisher keine bleibenden gröfseren Störungen erlitten 
zu haben. Die Subventionslinien nach den übrigen genanuten Ländern 
dagegen befinden sich in kräftiger Entwicklung, wie die Berichte der 
Konsuln übereinstimmend melden. Der Krieg scheint für Spanien 
die allerbesten Folgen zu haben. „Die schwierige finanzielle Lage, 
in welche Spanien durch den Krieg gebracht wurde, hat den Kapitalisten 

') Gwinner S. 99. 

«) Nauticus 1901, S. 425 u. 429 (nach Lloyds Register). 
a ) Gwinner S. 99, 101. 
«) Philippovich 8. 107. 
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in grofsera Umfange Veranlassung zur Veräußerung ihrer Staats- 
papiere und kolonialen Wertpapiere gegeben. Das flüssig gewordene 
Kapital suchte nun Platz in der heimischen Industrie, die bisher 
von ihm vernachlässigt worden war, und so kam es, dafs schon in 
der zweiten Hälfte des Jahres 1898 ein wahres Gründungsfieber für 
neue Unternehmungen, insbesondere für Gruben- und Reederei- 
geschäfte, entstand 1 )." Nachdem Spanien von seinen Hauptkolonien, 
die den permanenten Anlafs zu der bodenlosen Verrottung der 
politischen Zustände und damit zu wirtschaftlicher Stagnation ge- 
geben hatten, man kann wohl sagen „befreit" ist, ist neues Leben in 
Handel und Gewerbe gekommen. Man beginnt die überreichen Natur- 
schätze des Landes, die diejenigen Italiens infolge des massenhaften Vor- 
handenseins von Mineralien noch weit übertreffen, endlich auszubeuten. 
Auch der Reederei ist das zugute gekommen. Sie kann auf eine 
Reihe sehr günstiger Jahre zurückblicken. Zahlreiche neue Reedereien 
sind gegründet, der Bestand an Dampferräumte hat sich schnell 
vermehrt. Er betrug 2 ) 1896: 519315 T. Br. 

1899: 51)0392 „ „ 

1900: 714 059 „ „ 

Es wäre nur zu wünschen, dafs die Erfahrungen der letzten 
Jahre auch auf die politischen Zustände des Landes einen günstigen 
Eintiufs in der Richtung einer gründlichen Reorganisation ausüben; 
denn nur so scheint ein dauernder wirtschaftlicher Fortschritt des 
von der Natur so sehr bevorzugten Landes gesichert. 

Österreich. 

Bereits im Jahre 189U hatte Österreich begonnen, seiner 
schwach entwickelten und durch den Niedergang der Segelschiffahrt 
obendrein ständig zurückgehenden Handelsflotte durch indirekte 
Subventionierung emporzuhelfen. Ein Gesetz vom Juni des 
genannten Jahres 8 ) hatte im Inlande erbaute Schiffe für bestimmte 
Zeit von der Erwerb- und Einkommensteuer befreit, und zwar Dampf- 
schiffe aus inländischem Material auf 15 Jahre, solche aus ausländischem 
auf 10 Jahre und Segelschiffe aus Inlandsmaterial auf 15 Jahre. 
Aber der Erfolg blieb aus. Der Raumgehalt der Flotte war von an- 
nähernd 200000 T. im Jahre 1890 auf 187800 T. Ende 1893 zurück- 
gegangen. Um der steigenden Konkurrenz des Auslandes erfolgreich 



») H.-A. 1898 IL S. 787. 

*) Nach H.-A. II; s. auch Lexis 8. 575; Uoux S. 50. 
») H.-A. 1890 I, S. 479. 
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entgegentreten zu können, entschlofs man sich zu einer wirksameren 
direkten Unterstützung. 

Mit dem Jahre 1894 trat ein auf 10 Jahre geltendes Gesetz 1 ) 
in Kraft, das aufser der gleich zu besprechenden allgemeinen 
direkten Subventionierung das bisherige System der Steuer- 
befreiung fortsetzte. Die früher erworbenen Rechte wurden unver- 
kürzt aufrechterhalten, zugleich aber wird allen während der Geltungs- 
dauer des neuen Gesetzes auf inländischen Werften erbauten Schiffen 
auf 5 Jahre Steuerfreiheit gewährt. — Bei der Ausarbeitung des 
anzuwendenden Prämiensystems ist Österreich seine eigenen Wege 
gewandelt ; wir sahen ja bereits, dafs es in Frankreich in der jüngsten 
Zeit einen Nachahmer gefunden hat. Die zugrunde liegende Idee 
ist, dafs das Schiff einerseits zu den stehenden, andererseits zu den 
durch die Reise erhöhten Betriebskosten einen Beitrag erhalten soll. 
Den Namen „Prämie" hat man gemieden. Man hat somit zu unter- 
scheiden: den Betriebszuschufs und den Reisezuschufs. 
die allen in der weiten Fahrt und der grofsen Küstenfahrt be- 
schäftigten und noch nicht 15 Jahre alten Schiffen zukommen sollen. 
Sie sind normiert auf die folgenden Beträge: 

Betriebszuschufs 

im ersten Jahre nach dem Stapellauf pr. T. N. 

6 fl. für Dampfer aus Eisen oder Stahl 

4,5 fl. „ Segler „ , „ „ 

3 fl. „ „ „ Holz oder gemischter Konstruktion 

für jedes weitere Lebensjahr um 5 % vermindert. 

Reisezuschufs 
für je 100 Seemeilen per T. N. 5 kr. 

Beim Betriebszuschufs tritt eine Erhöhung der Sätze (nunmehr auch 
vom Gesetz „Prämie" genannt) um 10°/o ein, wenn das Schiff im 
Inlande gebaut ist, um 25°/o, wenn es mindestens zur Hälfte auch 
aus inländischem Material besteht; man hoffte, hierdurch]; zu 
Bestellungen im Inlande anzutreiben. Ein mehr als sechsmonatlicher 
Abrüstungszustand unterbricht den Anspruch auf den Zuschufs. — 
Eine positive Unterstützung der Werften findet also nicht statt, 
sie sind durch hohe Einfuhrzölle auf Schiffe geschützt und spielen 
bisher eine unbedeutende Rolle. 

Die Aufwendungen des österreichischen Staates für die all- 

>) H.-A. 1894 I, S. 103 flF. ; Österr. Reichsgesetzbl. 1893 Nr. 189; vgl. Chlu- 
mecky S. 1819. 
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gemeine direkte Unterstützung seiner Handelsflotte halten sich im 
Vergleich zu Frankreich und Italien in sehr bescheidenen Grenzen, 
wenn sie auch im Laufe der Jahre eine ununterbrochene beträchtliche 
Zunahme erfahren haben; sie stiegen 1 ) 

von 147000 fl. in den Jahren 1894 und 1895, 
auf 154000 fl. im Jahre 1896, 

„ 334000 fl. „ „ 1897, 

„ 533000 fl. , „ 1898, 

ff 651370 fl. „ „ 1899, 

„ 700000 fl. „ , 1900. 

Wie man schon aus diesen Zahlen schliefsen kann, ist ein recht 
ansehnlicher Erfolg zu verzeichnen. Aber leider ist er nur ein partieller, 
und auch da hätten sich bei Vermeidung von Fehlern gewifs noch 
günstigere Resultate erzielen lassen. In den beiden prämiierten 
Kategorien vrfn Seeschiffen waren beschäftigt 2 ): 



im Jahre 


in großer Fahrt 


davon Dampfer 


in gr. Küstenfahrt davon Dampfer 


1893 


131953 T. N. 


87 081 T. N. 


14071 T. N. 


8441 T. N. 


1894 


126674 „ „ 


87033 „ „ 


11979 „ „ 


7127 „ „ 


1895 


134389 „ „ 


98184 „ „ 


11709 n B 


7609 „ „ 


1896 


144513 „ „ 


118470 „ „ 


10617 B B 


7120 , B 


1897 


159031 „ „ 


132639 „ „ 


0027 B B 


6066 „ „ 


1898 


156889 „ „ 


136570 „ „ 


7617 „ n 


5516 B B 


1899 


165153 „ „ 


149117 „ „ 


7133 B „ 


5343 „ „ 


1900 


192076 „ , 


178649 B B 


6246 B B 


5300 B „ 


In der 


grofsen Küstenfahrt ist ein ununterbrochener 


Rückgang zu 



konstatieren, und zwar auch bei den Dampfern. In der grofsen 
Fahrt zeigt sich dagegen eine starke Zunahme des Dampferbestandes, 
in 8 Jahren eine Verdoppelung; Segelschiffe waren schon vor Inkraft- 
treten des Gesetzes nur in sehr geringer Zahl vorhanden, ihr Rück- 
gang hat seitdem unaufhaltsam schnelle Fortschritte gemacht. 
Insgesamt, also die in der kleinen Küstenfahrt beschäftigten Fahr- 
zeuge eingerechnet, jedoch ohne Fischereifahrzeuge und Leichter etc., 
hat sich Österreichs Handelsflotte seit 1893 von 187 800 T. N. (darunter 
97407 T. N. Dampfer) bis Ende 1900 auf 221953 T. N. (darunter 
190598 T. N. Dampfer) gehoben. Absolut betrachtet, bleibt somit 
die österreichische Handelsflotte noch immer recht unbedeutend. Deshalb 
entfällt auch ein erheblicher Prozentsatz der Dampfer auf die sub- 
ventionierten Postschiffe, d. h. die Schiffe des Österreichischen 



') Vgl. Chlumecky S. 20; Report S. 3. 

2 ) Nach den ausführlichen Tabellen Chlumecky s S. 21/22; s. a. H.-A. I. 

Greve. Seoschißahrts-Sobventionen. 4 
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Lloyd, während jener Prozentsatz in den bisher behandelten Landern 
so wenig ausmachte, dafs er die beachteten Wirkungen der Prämien- 
gesetze nicht verschieben konnte 1 ). Der Lloyd beschäftigte 2 ) im 
Jahre 1893 in der grofsen Fahrt 76822, im Jahre 1900 94174 T. N. 
Das macht von der gesamten ■ österreichischen Dampfertonnage fast 
die Hälfte aus. Zieht man dies in Rechnung, so treten die günstigen 
Wirkungen der Prämien für grofse Fahrt noch viel deutlicher hervor. 
Denn während es 1893 aufserhalb der Lloydflotte nur rund 10000 T. 
sonstige Dampferräumte gab, war die letztere im Jahre 1900 auf 
84 000 T. angewachsen. Aber bei den, absolut genommen, sehr 
kloinen Verhältnissen mufs man sich hüten, den Erfolg irgendwie 
zu überschätzen und insbesondere für die schnelle Entwicklung Ende 
der neunziger Jahre die überaus günstigen allgemeinen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse aufser acht zu lassen. 

Dennoch darf man wohl behaupten, dafs die Wirkungeu des 
österreichischen Subventionsgesetzes viel kräftigere und für die All- 
gemeinheit segenbringendere hätten sein können, wenn man in einem 
sehr wesentlichen Punkte weniger engherzig vorgegangen wäre: die 
Zuwendung des Reisezuschusses wurde nämlich noch speziell 
von der Bedingung abhängig gemacht, dafs die Reisen im Interesse 
des einheimischen Handels und Verkehrs 8 ) und nicht neben einer 
von der Staatsverwaltung subventionierten regelmäfsigen Linie unter- 
nommen werden. Die erstere Bedingung scheint mir bei der grofsen 
Rückständigkeit, in der sich die österreichische Handelsflotte vor 
1894 befand und in der Folgezeit noch befinden mufste, wenig glück- 
lich zu sein; aber unabweisbare finanzielle Bedenken mögen dazu ge- 
führt haben. Gänzlich verfehlt mufs dagegen jene zweite Bedingung 
erscheinen, da sie auf nichts anderes als eine gesetzliche Sank- 
tionierung der Monopolstellung der Subventionslinien, des Lloyd, wie 
wir sehen werden, hinausläuft. Die Mißstände, die von einer solchen 
Maßnahme immer drohen , wenn der Mouopoliuhaber die ihm ver- 
liehene Stellung nicht zu einer kräftigen Weiterentwicklung benutzt, 
sind denn auch in diesem Falle eingetreten. — Doch zuvor einige 
Worte über die Einrichtung der subventionierten Postdampferlinien 
selbst*). 

Wie schon erwähnt, ist die einzige in Betracht kommende Reederei 

'> Vgl. für Frankreich Lavison S. 225. 
8 ) Chlumecky S. 21/22. 

3 ) d. h. in einem österreichischen Hafen mufs eine Ladung von 
mindestens V* der Tragfähigkeit des Schiffes poladen oder gelöscht werden. 
*) Philippovich R. 106; Report S. :?. 
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der Österreichische Lloyd in Triest. Der geltende Vertrag wurde im 
Sommer 1891 geschlossen. Der Lloyd hat 19 verschiedene Linien 
zu betreiben, davon 6 in der Adria, 7 im übrigen Mittelmeer, 2 im 
Schwarzen Meer, dann an aufsereuropäischen 3 nach Indien und 
China und 1 nach Brasilien. Er erhält keine feste Subvention, sie 
wird vielmehr nach der zurückgelegten Meilenzahl ausgezahlt; für 
jede Meile sind wieder nach der Fahrtgeschwindigkeit und der Reise- 
route abgestufte Einheitssätze normiert: im Mittelmeergebiet 1,45 fl. 
bis 3,55 fl. per Meile, in überseeischer Fahrt 1,70 bis 2,80 fl. Aber 
<lie Gesamtsumme der Meilengelder darf 2910 000 fl. im Jahre nicht 
tibersteigen; die Paketpost wird besonders bezahlt. Die Regierung 
ersetzt dem Lloyd aufserdeni die Suezkanalgebühren, was jährlich 
ungefähr V* Million fl. ausmacht, und hat ihm vom l. Januar 1901 
bis zum L Januar 1907 ein unverzinsliches Darlehn von lVs Millionen 11. 
für Neubauten gewährt. Auf die Verwaltung des Lloyd hat die 
Regierung sich einen bedeutenden Einfiufs vorbehalten. Nicht nur 
werden der Vorsitzende vom Kaiser und zwei andere Mitglieder des 
Vorstandes vom Handelsminister bestimmt, sondern auch die Fracht- 
raten dürfen nicht ohne ministerielle Genehmigung geändert werden. 
Derartiger Verpflichtungen und Beschränkungen der privaten Freiheit 
bestehen noch andere. 

Man kann ja sehr wohl verstehen, wie die Regierung zu solchen 
Mafsnahmen kam, aber erreicht hat sie damit nicht, was sie erstrebte. 
Die österreichische Verwaltung ist schon ohnehin wegen ihrer Schwer- 
fälligkeit hinreichend bekannt, und nichts ist bei irgend welchen 
Neuerungs wünschen oder Beschwerden leichter, als dafs die Lloyd- 
verwaltung sich hinter die Regierung verschanzt. Besonders ver- 
hängnisvoll ist aber, wie bereits angedeutet, die Versagung des Reise- 
zuschusses an die freie Schiffahrt für Reisen neben einer der regel- 
mäfsigen Subventionslinieu geworden *). Die Versagung des Reise- 
zuschusses bedeutet regelmäfsig Verhinderung der Reise überhaupt, 
in verstärktem Mafse natürlich für die weite Fahrt. In Sonderheit 
sind die sehr umfangreichen Interessen des österreichischen Handels 
und der österreichischen Industrie an der Levante und den asiatischen 
Gebieten jenseits des Suezkanals, für die Triest einen so günstigen 
Ausgangspunkt bildet, ganz auf den Lloyd angewiesen. Das war 
auch mit der Einführung der mehrfach genannten Bestimmung des 
93er Gesetzes beabsichtigt gewesen, dem Lloyd hätte ein Feld zu 
ungestörter Entwicklung gesichert werden sollen. Er hat sich aber 



») Vgl. Chlumeckv S. 19 u. 50 ff. 

4* 
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der ihm gestellten Aufgabe durchaus nicht gewachsen gezeigt. Die 
Klagen der Industriellen und der Kaufleute gegen den Lloyd sind 
allgemein geworden und haben zuletzt in einer im Frühjahr 1902 
vom Industriellen-Club veranstalteten Umfrage 1 ) heftigen Ausdruck 
gefunden: der Dienst sei wenig sorgfältig und pünktlich, die Frachten 
zu hoch, die Verbindungen zu wenig ausgebildet nach Routen und 
Expeditionszahl, die Versandtbedingungen einseitig zugunsten des 
Verfrachters u. s. w. Ja, von Rosthorn 2 ), k. k. Legationsrat in 
Peking, äufserte in einem Ende März v. J. in Wien gehaltenen Vor- 
trage, es wundere ihn nicht, dafs so häufig von auswärtigen Auftrag- 
gebern den österreichischen Kauf leuten zur Bedingung gemacht werde 
„Nicht mit Österreichischem Lloyd!" Weite Gebiete der Monarchie 
verschiffen und beziehen über Hamburg oder Italien, was ihnen trotz 
der langen Eisenbahntransporte billiger zu stehen kommt und mit 
weniger Risiko verbunden ist. Es ist dahin gekommen, dafs die 
österreichische Handelsflagge nicht einmal imstande ist, allein die 
jährliche Zunahme des Triester überseeischen Warenverkehrs zu 
bewältigen 8 ). 

Wir gelangen zu dem Ergebnis, dafs in Österreich durch ver- 
fehlte Postdampfer-Subvention der Volkswirtschaft wenig Segen aus 
den regelmäfsigen Linien erwachsen und auch die Wirkung der all- 
gemeinen Prämien durch jene erheblich gehemmt worden ist. So 
dringend eine gründliche Besserung erwünscht wäre, so zweifelhaft 
erscheint sie für die nächste Zukunft bei der Langsamkeit, mit der 
in Österreich alle Reformen betrieben werden. Die grofsen Er- 
wartungen, die man in Triest an die Fertigstellung der Tauernbahn 
knüpft, können aber nur in Erfüllung gehen, wenn die Seeschiffahrt 
imstande ist, mit der Eisenbahn kräftig Hand in Hand zu arbeiten. 
Vielleicht gibt man früher oder später einem Drucke von aufsen nach, 
der Konkurrenz von dem Schwesterstaate 



») Vgl. Mitteilungen des Industr.-Club Nr. 91 (22. März 1902, Wien), auch 
einen Wiener Bericht im Hamb. Corresp. Nr. 154 (3. April 1902) und Hansa 
1902, S. 286. 

») v. Rosthorn, „Die österreichische Industrie und der chinesische Markt" 
(Wien 1902), bes. S. 5/6. Nach Abschlufs der vorliegenden Arbeit wurden die 
Ergebnisse der Beschäftigung des Industrierathes im k.k. Handelsministerium mit 
den „Fragen des Seeverkehres" veröffentlicht (Wien 1902), die die obigen Aus- 
führungen bestätigen und in manchen Einzelheiten ergänzen (vgl. H.-M. 1902 
Nr. 46, S. 449 ff. 

») Chlumecky S. 52. 
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Ungarn. 

Kurze Zeit, bevor Österreich sein Gesetz über die allgemeine 
Unterstützung seiner Seeschiffahrt durch Prämien beschlofs, hatte 
Ungarn das Gleiche und in ganz analoger Weise getan durch Ge- 
setz vom 4. Juli 1893 1 ). Das vorläufig auf 10 Jahre geltende 
Gesetz sieht zunächst zweierlei Arten von Prämien vor, eine „An- 
schaffungsprämie w („beszerzesi seg61y u ) und eine sogenannte „Spezial- 
prämie* („külön seg61y u ). Erstere bedeutet nicht, wie man nach der 
Bezeichnung erwarten könnte, dasselbe wie die italienische Aus- 
rüstungsprämie, sondern entspricht dem österreichischen Betriebs- 
zuschufs, letztere dem Reisezuschufs. Sie sind folgendermafsen 
taritiert : 

Anschaffungsprämie 
im ersten Jahre nach dem Stapellauf 

für Segelschiffe in grofser Fahrt 9 Kr. per T. N. 

Ktistenfahrt 6 „ „ „ „ 
„ Dampfschiffe „ „ Fahrt 12 „ n „ „ 

„ Küstenfahrt 9 „ „ „ „ 
bis zum 15. Jahre nach dem Stapellauf, um 7 °/o jährlich vermindert. 

Spezialprämie 
5 h. für 100 Seemeilen. 

Der Gesamtbetrag, bis zu dem die Staatskasse belastet werden dürfte, 
wurde auf nur 200000 Kr., also nur auf 100000 fl. festgelegt. — 
Neben diesen direkten Unterstützungen werden, noch weitergehend 
als in Österreich, Steuerbefreiungen gewährt. Man hat 1895 
auch Bauprämien eingeführt, aber ohne Erfolg 2 ). Die baren Auf- 
wendungen auf Grund des Gesetzes von 1893 erreichten 1899 nur die 
Summe von annähernd 110000 Kr. 

Die wichtigste von der österreichischen Gesetzgebung abweichende 
Bestimmung des ungarischen Gesetzes ist die, dafs mit dem Staate 
im Vertragsverhältnis stehende Schiffahrtsunternehmungen mit Ge- 
nehmigung des Handelsministers auch in freier Fahrt Schiffe be- 
schäftigen dürfen; diese Verwendung in nichtsubventionierter Fahrt 
muls alsdann aber eine ausschliefsliche sein. Umgekehrt ist auch 
von Ungarn die schon bei Österreich besprochene Bestimmung an- 
genommen, dafs die Spezialprämie für Reisen neben Subventionslinien 
nicht gewährt werden darf. Die ungünstigen Wirkungen dieser Mafs- 

') H.-A. 1893 I, S. 723 ff. 
») Report S. 3, 25. 
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Dahme in Österreich sind aber in Ungarn nicht eingetreten *), wenig- 
stens bisher nicht, trotzdem die Spezialpramie nur halb so grofs ist 
wie der österreichische Reisezuschufs. Denn erstens und vor allem 
dürfen ja auch die Subventionslinien selbst freie Schiffahrt treiben, 
und zweitens haben die ungarischen Subventionslinien der vor Inkraft- 
treten des Gesetzes noch aufserordentlich schwach entwickelten 
ungarischen Dampfschiffahrt ein Feld übrig gelassen, das immerhin 
die Grundlage für einen ersten Anfang der Weiterentwicklung bilden 
konnte: der gröfste Teil des östlichen Mittelmeeres und das ganze 
Gebiet jenseits des Suezkanals sind der freien Schiffahrt offen ge- 
blieben. Aber auch so wäre wohl ohne die Möglichkeit, dafs die 
Subventionslinien sich an der freien Schiffahrt beteiligen, mit dem 
93er Gesetze nicht allzuviel erreicht worden. Für nur auf die 
Prämien angewiesene Schiffahrtsunternehmungen scheint die staatliche 
Unterstützung zu karg bemessen zu sein. Der Löwenanteil an der 
Zunahme des Dampferbestandes, auch in der freien Fahrt, kommt 
jedenfalls den regelmäßigen Linien zu. 

Sie sind ausnahmslos in Fiume beheimatet 2 ). An erster Stelle 
steht Ungarns bedeutendste Reederei, die Kgl. Ungarische See- 
schiffahrtsgesellschaft „Adria". Sie hat nach dem am 11. Dezember 
1900 geschlossenen Vertrage 5 Linien nach England, 3 nach Frank- 
reich, 1 nach Spanien, 1 nach Süditalien, 1 über Holland und Belgien 
nach Hamburg, Kopenhagen, 1 nach Holland und Belgien, endlich 
1 nach Brasilien und La Plata zu betreiben und erhält dafür die 
feste Summe von 1140000 Kr. jährlich. Der Vertrag ist mit dem 

I. Januar 1901 in Kraft getreten und gilt vorläufig auf 10 Jahre. 
Nach der Subventionshöhe nimmt den zweiten Rang die Ungarisch- 
Kroatische Schiffahrtsgesellschaft ein, die den Verkehr an der adriati- 
schen Ostküste vermittelt (Subvention 380000 Kr.); es folgt die 
Ungarische Levante Linie mit einer Subvention von 180000 Kr., 
endlich die Reederei von Leopold Schwarz (Fiume-Venedig-Ancona) 
mit 98000 Kr. Nach den deutschen Konsulatsberichten entwickeln 
sich die Subventionslinien in erfreulicher Weise, und zwar auch im 
Bezug auf ihren freien , nur prämiierten Verkehr, was man von der 
übrigen freien Schiffahrt nicht gerade behaupten kann. Denn wenn 
man bedenkt, dafs die gesamte ungarische Handelsflotte Anfang 1900 

') Vgl. Chlumecky S. 41/42, der als einzigen Grund nur die geringe 
Ausdehnung der Subventionslinien (aufserdem nur die der Gesellschaft „Adria" 
8. u.) anfuhrt, was ich nicht als richtig anerkennen kann. 

») Vgl. Philippovich S. 107; Report S. 3 4; H.-A. 1900 II, S. 1054, 1901 

II, S. 176; Vertrag mit der „Adria" H.-A. 1901 I. S. 1086 ff. 
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nur (52675 T. mit 47 094 T. Dampfern umfafste 1 ), und davon die 
Flotten der genannten Reedereien in Abzug bringt, so kann nicht 
viel übrig bleiben. 

Einen kräftigeren Antrieb für die ungarische Handelsflotte wird 
man von den in Aussicht genommenen Abänderungen des 
Prämiengesetzes 2 ) erwarten dürfen. Der von der Regierung 
im September 1901 eingebrachte Entwurf bildet einen bedeutenden 
Schritt vorwärts auf der betretenen Bahn. Der Reederei sollen be- 
trächtlich vermehrte Mittel zufliefsen: die Anschaffungspi ämie ist 
für alle Schiffstypen gleichgemacht und auf 20 Kr. erhöht (dafür 
ist aber auch die Abnahme schneller, doch vom 8. bis 15. Jahre 
sollen immer noch 5,24 Kr., und zwar gleichbleibend, gewährt werden) ; 
die Spezialprämie ist sogar vervierfacht, von 5 auf 20 h., für Reisen 
von über 5000 Seemeilen Länge. Es liegt auf der Hand, dafs man 
dadurch besonders zu verstärkter Ausbildung der überseeischen Ver- 
bindungen anregen wollte und dafs durch dieselbe Maßnahme der 
österreichischen Schiffahrt eine harte Konkurrenz entstehen kann. 
Chlumecky 8 ) weiht mit Recht auf den naheliegenden Fall hin , dafs 
ein Schiff einen Teil seiner Ladung nach dem Osten in Fiume ein- 
nimmt, den Rest aber in Triest und nun den hohen ungarischen 
Reisezuschufs erhält. Dafs man auch vor den zu erwartenden Mehr- 
ausgaben im Interesse der Handelsmarine nicht zurückschreckt, zeigt 
der Umstand, dafs vorläufig die Summe von Vi Million Kr. jähr- 
lich in Aussicht genommen ist. 

Die bisherige Entwicklung der ungarischen Seeschiffahrt kann 
man in ihrer Gesamtheit nur eine sehr langsame nennen. Der ganze 
Raumgehalt betrug 1893 sogar mehr als Ende 1899, nämlich 67 940 T. 
Dagegen ist der Dampferbestand von 32 304 T. auf 47094 T. ange- 
wachsen 4 ); die Leistungsfähigkeit hat sich also zweifelsohne gehoben 
und alle Anzeichen sprechen dafür, dafs in den nächsten Jahren ein 
weiteres Voranschreiten zu erwarten ist. Österreich wird sich bei- 
zeiten über die Mittel, mit denen es der Konkurrenz seines Schwester- 
staates begegnen will, schlüssig machen müssen. 

Japan. 

Das Schnellste an wirtschaftlicher Entwicklung eines grofsen 
Volkes, was das 19. Jahrhundert, ja vielleicht die ganze Geschichte 

') Hübner's Statistische Tafel aller Länder der Erde. Frankfurt a. M. 1901. 
*) Chlumeckv S. 42ff. 
*) Chlumecky S. 48. 
*) H.-A. 1895 I, S. 265. 
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gesehen, ist das Emporschießen Japans. Noch vor 50 Jahren stand 
es auf dem Standpunkte, in den es 200 Jahre zuvor sein damaliger 
Herrscher aus Furcht vor den Europäern mit grausamer Härte ver- 
setzt hatte — völlig abgeschieden von der ganzen Aufsenwelt. Im 
Jahre 1868 endlich war das Land wieder dem Verkehr mit anderen 
Nationen geöffnet und eine Umwälzung begann, für deren Schnellig- 
keit und Gründlichkeit man vergebens nach einem Gegenstück sucht. 
Heute hat Japan ohne Frage manchen europäischen Staat überflügelt 
und steht den meisten ebenbürtig gegenüber. Nur ein hochbegabtes 
und bereits hochkultiviertes Volk konnte in einem Menschenalter 
einen solchen Wandel durchmachen und nur mit Hilfe der modernen 
technischen Mittel konnte es das. 

Die Schiffahrt ist in Japan so lange zu Hause wie seine Be- 
völkerung selbst 1 ). Auf den Aufschwung der überseeischen Fahrt 
von der Mitte des 16. bis zur Mitte des 17. Jahrhunderts war die 
200jährige Gefangenschaft gefolgt, sodafs es 1868 in dem Inselreiche 
nur eine zwar stark entwickelte, aber mit den primitivsten technischen 
Mitteln arbeitende Binnenschiffahrt gab. Ihre technische Unterlegen- 
heit kam den Japanern gar bald zum Bewufstsein, und schnell ging 
man ans Werk. Schon 1869 entstand das erste Dampfschiffahrts- 
unternehmen. Ein Mann war es vor allem, dessen genialem organisa- 
torischem Talente J;ipan die Neuschöpfung seiner Seehandelsflotte 
verdankt: Jwasaki Yataro. Und ein Gedanke war es vor allem, der, 
dem sehr selbständigen und nicht minder selbstbewufsten Charakter 
der Japaner entsprechend, von Anfang an auch bei der Umgestaltung 
der Schiffahrt zum leitenden wurde: Unabhängigkeit vom Auslande, 
mit dem man eben erst in Berührung gekommen war, seinen Lehr- 
meistern zeigen, dafs man auch ohne sie auskommen könne. Und 
das konnte am ehesten dadurch geschehen, dafs man Europa auf dem 
von ihm eingeschlagenen Wege folgte: indem man einerseits das 
Ausland vom Küsten- und Innenverkehr fernhielt, andererseits nach 
aufsen hin die Mittel des Staates in Anspruch nahm. Gestützt auf 
reichliche Beiträge von seiten des Staates, schuf Jwasaki in wenigen 
Jahren ein über das ganze Land verzweigtes Netz von Dampfschiffs- 
verbindungen. Aber dabei blieb er nicht stehen, auch regelmäfsige 
Linien nach dem Festlande, nach Sibirien, China, Korea, wurden ins 
Leben gerufen. Doch ähnlich wie wir es in Europa schon in ver- 



') Vgl. E. Knipping, „Einiges über die Entwicklung der japanischen 
Schiffahrt" in Hansa 1895, S. 815 ff. und G. Kr en ke, „Das japanische Seewesen" 
ebenda S. 555 ff.; hier auch weitere Quellen. 



Digitized by Google 



- 57 - 



schiedenen Fällen gehen sahen, ging's auch in Japan. Jwasakis Ge- 
sellschaft, die Mitsu Bishi Kaisha, wuchs der Regierung über den 
Kopf, sie war Alleinherrscherin auf ihrem Gebiete geworden, und 
Jwasaki war nicht der Mann, von seiner monopolistischen Macht- 
stellung nicht ausgiebigen Gebrauch zu machen. Die Regierung 
suchte ihn 1883 durch Gründung eines Konkurrenzunternehmens lahm 
zu legen. Aber man hatte den Gegner unterschätzt: nach kurzem 
Kampfe sah sich das neue Unternehmen genötigt, mit Jwasaki Frieden 
zu machen und — vereinigte sich mit ihm. So entstand im Jahre 
1885 die noch heute in Japan die erste Stelle einnehmende Japanische 
Dampfschiffahrtsgesellschaft, die Nippon Yusen Kaisha. Auf ihre 
gegenwärtige Lage und Subventionierung werden wir bei der Be- 
sprechung der übrigen Subventionslinien zurückkommen. 

Wenn man in Betracht zieht, dafs die gesamte Seeschiffahrt 
Japans im Jahre 1868 in technischer Beziehung nicht wesentlich 
weiter war als 200 Jahre vorher, dafs die moderne Schiffahrt nicht 
die geringsten technischen Grundlagen vorfand, so mufs man über 
das in zweiundeinemhalben Jahrzehnt Vollendete staunen. Erwin 
Knipping, der verdienstvolle Organisator des japanischen meteorologi- 
schen Dienstes, schreibt : „Es gab 1868 in ganz Japan kein einziges See- 
zeichen, keinen Leuchtturm, keine Boje, keine Bake. In 10 Jahren 
war die japanische Küste leidlich damit versehen, und jetzt (1895) 
ist sie vorzüglich beleuchtet und betonnt. Auch hier wurde das 
Beste gewählt, was man bekommen konnte. Der ganze Dienst wird 
schon seit Jahren nur von Japanern versehen. Docks und Reparatur- 
werkstätten für die gröfsten Schiffe gibt es jetzt in mehreren Häfen, 
das Lootsen- und Hafenwesen ist geregelt, Schiffsführer, Steuerleute 
und Maschinisten müssen durch Prüfungen ihre Befähigung nach- 
weisen, Seegerichte untersuchen die Schiffsunfälle, ein telegraphischer 
Wetterdienst erstreckt sich von einem Ende des Landes bis zum 
andern, alles Neuerungen, zu denen 1868 auch nicht die leisesten 
Anfänge vorlagen." Bei dieser Lage wird man es erst recht zu 
würdigen wissen, was es bedeutet, dafs Japan 1879 schon 165 Dampfer 
mit 41407 T., 1891 sogar schon 607 Dampfer mit 95585 T. besafs 1 ). 
Während 1879 die Dampfer noch durchweg sehr klein waren, sie 
dienten eben in der Hauptsache dem inneren Verkehr des Insel- 
reiches, machten 1891 die über 500 T. grofsen Dampfer von dem Ge- 
samtbestande bereits 53505 T. aus. Die junge Handelsflotte moderner 
Konstruktion bewährte sich für Transportzwecke in dem Kriege mit 



i) Hansa 1895, S. 567. 
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China aufs beste. Zugleich machte der Krieg aber den Japanern 
selbst klar, wie unendlich weit sie den chinesischen Kolois bereits 
überholt hatten. Auf der anderen Seite inufste die Einmischung der 
europäischen Mächte, die sie an der vollen Ausnutzung ihres leichten 
Sieges hinderte, ihren Ehrgeiz kränken. So wurde der Krieg mit 
China den Japanern ein neuer mächtiger Ansporn, auf dem bereits 
mit Erfolg beschrittenen Wege mit verdoppeltem Eifer weiter zu 
schreiten, zu einer grofsen seefahrenden, den übrigen Mächten eben- 
bürtigen Nation zu werden. Aufser der Lage und Gestalt ihres 
Landes, kamen ihnen seine Kohlenvorräte, der mächtige Aufschwung 
des Handels und die billigen Arbeitskräfte zu Hilfe. Und so er- 
blicken wir denn seit der Mitte der 90 er Jahre ein immer schnelleres 
Weiterbauen auf dem bereits Geschaffenen, ein fast sturmartiges Vor- 
wärtsdrängen. 

Bald nach Beendigung des Krieges forderte ein Parlamentsbeschlufs 
die Regierung auf, in ausgedehnterem Mafse als bisher der Handels- 
schiffahrt positive und direkte Unterstützung zuteil werden zu lassen, 
indem nicht nur die Subventionslinien eine Erweiterung erfahren, 
sondern auch die freie Schiffahrt durch allgemeine Unterstützungen 
kräftig gefördert werden sollten. Schon am 23. März 1896 war 
das erste Gesetz zur Förderung der Schiffahrt be- 
schlossen, das gleichzeitig Prämien und bedeutend vermehrte Sub- 
ventionen einführte 1 ). Sowohl Bau- als Fahrtprä in ien sollen 
gewährt werden, nach folgendem Tarife 2 ): 

Fahrtprämien 

für unter 15 Jahre alte Stahl- oder Eisenschiffe über 1000 T. im 

Binnen- wie Aufsenverkehr 

bei 10 Knoten Geschwindigkeit 25 sen für 100 Meilen per T.. 
20°/o Zuschlag für jeden Knoten mehr bis 17 Knoten, 
10°/o Zuschlag für jede 500 T. mehr bis 6000 T., 
für über 5 Jahre alte Schiffe 5 Jahre hindurchjährlichum5°/o vermindert, 
bis zum 15. Jahre nach dem Erwerbe im Inlande gebauter Schiffe, 
bis zum 5. Jahre nach dem Erwerbe im Auslande gebauter Schiffe. 



') H.-A. 1897 I, S. 2Ö8'209; vgl. im übrigen, auch für die neueste Gesetz- 
gebung „La marine marchande Japonaise" in Rev. Mar. 1901 Sept., S. 1949 ff., u. 
Oct., S. 2173 ff. 

2 ) 1 Gold-Yen 100 gen reichlich 2 Mark. 
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Bauprämien 

unter Aufsicht gebaute Stahl- oder Eisenschiffe über 700 T. und unter 

1000 T. 12 yen per T., 
über 1000 T. 20 yen und 5 yen per Pferdekraft der im lnlande ge- 
bauten Maschine, 
fremdes Material nach Spezialvorschriften verwendbar. 

An Subventionen wurden für 15 bestimmte Routen auf 
5 Jahre 4964404 yen gewährt; die Mehrzahl der Linien diente dem 
Verkehr in den ostasiatischen Gewässern, je eine dem mit Indien 
und Australien. 

Als das Gesetz mit dem 1. Oktober 1896 in Kraft trat, begann 
eine wahre Gründerperiode. Die Nippon Yusen Kaisha vermehrte 
ihr Kapital von 8,8 auf 22 Millionen yen und bestellte in England 
18 grofse Frachtdampfer von 88000 T. Die Osaka Shosen Kaisha 
bestellte 13 Dampfer, andere Gesellschaften verdoppelten und ver- 
dreifachten ihre Flotten ! ). Man meinte, man brauche nur zu bauen, 
die Rentabilität könne gar nicht ausbleiben. In der Steigerung der 
Fahrtprämien kommt der Aufschwung deutlich zum Ausdruck: 
während in den ersten beiden Jahren nur 1720000 yen gezahlt 
wurden, stieg die Summe, nachdem die grofsen Flotten Verstärkungen 
eingetreten waren , 1899/1900 auf fast 4 Millionen. — Aber auch 
Japan erfuhr auf diese Gründerperiode den Rückschlag. Die Über- 
produktion an Schiffsräumte hatte einen solchen Niedergang der 
Frachten zur Folge, dafs die Reedereien eine schwere Krise durch- 
zumachen hatten. 

Ein schleunigst beschlossenes zweites Gesetz vom März 1899 
suchte die von seinem Vorgänger heraufbeschworene Überspannung 
auf das vernünftige Mafs zurückzuführen , indem es vom Oktober 
desselben Jahres an die Fahrtprämie für im Auslande gebaute 
Schiffe auf die Hälfte reduzierte, andererseits die Subventionen 
der grofsen Gesellschaften erhöhte. Gleichzeitig tat man in der 
Gründung neuer subventionierter Routen einen grofsen Schritt vor- 
wärts. Die Nippon Yusen hatte das Wagestück fertig gebracht, nur 
gestützt auf die Fahrtprämien des 9<5er Gesetzes, regelmäfsige 
Fahrten nach Europa und Amerika einzurichten; die Toyo Kisen 
Kaisha hatte gleichfalls eine geregelte Verbindung mit Amerika ge- 
schaffen. Das hatte dem japanischen Nationalstolz aufserordentlich 
geschmeichelt, aber jetzt, wo die Halbprämie eingeführt werden sollte, 



') Rev. Mar. 1901, S. 1953 f. 
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war ohne weiteres an die Aufrechthaltung der grofsen Routen nicht 
zu denken. Ein Aufgeben der eigenen Verbindungen mit Europa 
und Amerika hätte der Ehrgeiz der Japaner aber nicht ertragen. 
Es fand sich daher leicht eine Majorität, die die erforderlichen be- 
deutenden Opfer bewilligte. Ein Gesetz vom 21. Februar 1900 er- 
neuerte die Bestimmungen über die alten Subventionslinien und 
bildete sie weiter aus. — Durch das Gesetz von 1899 kam wieder 
Ruhe und Stetigkeit in die Entwicklung, die gar zu hoch gehenden 
Wogen wurden glücklich besänftigt. Das zeigt ein kurzer Blick auf 
den gegenwärtigen Stand der subventionierten Gesellschaften 1 ) und 
der übrigen japanischen Handelsflotte. 

Die Nippon Yusen Kaisha, wie erwähnt mit einem Kapital von 
22 Millionen yen arbeitend, besafs Anfang 1901 eine Dampferflotte 
von rund 230000 T. Das Gesamtresultat der Geschäftsjahre 1900 und 
1901 war derart günstig, dafs eine Dividende von je 12°/o zur Ver- 
teilung gelangen konnte. Die rentabelsten Linien sind, wie nicht 
anders zu erwarten, die ostasiatischen; die amerikanische hat wenig- 
stens den Warenverkehr gelohnt, während die europäische nur einen 
befriedigenden Personenverkehr aufweist. Die Gesellschaft erhält 
nach dem Gesetz von 1899 seit dem 1. Januar 1900 auf 10 Jahre: 
für die europäische Linie bis nach London und Antwerpen, vier- 
zehntägig, 14 Knoten, 2673874 yen, für die amerikanische Linie 
nach Seattle, vierwöchentlich, 15 Knoten, 654030 yen (seit 1901 
aus freien Stücken vierzehntägig), für die australische Linie über 
Manila bis Brisbane, Sydney, Melbourne, vierwöchentlich, 525657 yen. 
Dazu kommen auf Grund des Gesetzes von 1900 bis zum September 
1905 (teils bis 1907) für die indische und die verschiedenen ost- 
asiatischen Linien rund 446300 yen, sodafs die Nippon Yusen insgesamt 
gegen 4,3 Millionen yen im Jahre erhält. Die neuerlichen günstigen 
Erfolge haben in ihrer Mitte sogar den Plan auftauchen lassen, sich 
durch Ankauf einer englischen Linie in der chinesischen Küsten- 
schiffahrt eine herrschende Stellung zu erobern. — Die Osaka Shosen 
Kaisha verfügte zu Anfang des Jahres 1901 über 62161 T. Dampfer. 
Auch sie hat die Krisis glücklich überstanden, denkt sogar schon 
wieder an eine bedeutende Erhöhung ihres Kapitals. Sie betreibt 
subventionierte Fahrten nach dem asiatischen Festlande, und zwar 



») Rcv. Mar. 1901 Sept., S. 1959 ff., Oct. S. 2176 ff; Berichte über Handel 
und Industrie (Berlin) III, Heft 4 u. 21. 
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besonders auf dem Jangtsekiang. Für den Verkehr auf diesem bezog 
sie auch den gröfsten Teil ihrer Subvention, die im Jahre 1901 
341 500 yen betrug. Der Vertrag über die Linien nach dem Jangtse- 
kiang läuft bis 1911 , die übrigen Verträge (Südchina und Korea) 
bis 1905. — Bedeutendere Subvention erhält die sonst viel kleinere 
Toyo Kisen Kaisha, die, wie schon erwähnt, eine Linie nach Nord- 
amerika, und zwar nach San Francisco, gegründet hatte. Dieselbe 
wird gemeinsam mit der Pacific Mail Steamship Comp, und der 
Occidental and Oriental Steamship Comp, etwa 14tägig betrieben. 
Der bis 1910 laufende Vertrag sichert der Gesellschaft eine jährliche 
Unterstützung von 951 700 yen. Die Einrichtung regelmäfsiger 
Fahrten derselben Gesellschaft über Hongkong nach Manila, eventuell 
weiter über Java nach Australien ist im Entstehen begriffen. — An 
vierter Stelle ist endlich die Daito Kisen Kaisha zu nennen, die den 
Verkehr mit Schanghai und anderen chinesischen Häfen vermittelt 
für eine Subvention von 54750 yen. — Sehr vernünftiger Weise ist 
aber, in der Voraussicht einer günstigen Entwicklung der Dinge, 
schon während der laufenden Verträge ein allmähliches Sinken der 
Subventionen vorgesehen. 

Zu den aufgeführten Subventionslinien kommen noch eine Reihe 
vor allem dem innerjapanischen Verkehr dienender, die von den 
Bezirksregierungen unterstützt werden. An die sibirische Bahn knüpft 
Japan grofse Hoffnungen. Es ist neuerlichen Nachrichten zufolge die 
Einrichtung einer regelmäfsigen Linie nach Wladiwostok mit einer 
staatlichen Unterstützung von 140000 yen beschlossen. — Rechnet 
man die für die Prämien aufgewandten Summen den Subventionen 
hinzu, so ergibt sich ein Jahresaufwand in den beiden Etatsjahren 
1899/1900 und 1901/1902 von je ungefähr 12 Mill. yen = 25 Mill. 
Mark, eine Summe, die wir bisher nur von Frankreich übertroffen 
sahen. Aber einerseits hat man ja eine Verminderung — und nicht 
nur bei den Prämien — vorgesehen, und andererseits hat man glän- 
zende Erfolge aufzuweisen. Es wurde bereits erwähnt, dafs Japan 
1891 schon 95588 T. Dampfer besafs, und Ende der neunziger Jahre? 
und heute? 

Anfang 1898 429774 T. 

1899 470534 „ 

1900 498375 „ 
Ende 1901 569873 



') Rev. Mar. 1901 Dec., S. 2673, Bericht de 8 franz. Gesandten in Tokio. 
Für 1901 Hansa 1902, S. 167. 
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1891 betrug der durchschnittliche Raumgehalt nur 157 T., zehn Jahre 
später (961 Dampfer) bereits 593; 18 Dampfer haben über 6000 T. 
Raumgehalt. Dazu kommt eine ganz rapide Entwicklung der Segler- 
flotte, und zwar der europäisch gebauten; man zählte 



Aufs deutlichste wird der mächtige Aufschwung der japanischen 
Handelsflotte durch die Tatsache illustriert, dafs der Anteil der 
Nationalflagge 3 ) am einkommenden Seeverkehr 1890 nur erst 22,2 °''o 
ausmachte und 1899 schon 36,4 °/o. 

Wir haben in Japan wohl das glänzendste Beispiel von dem Ver- 
mögen der heutigen Technik, zugleich von dem Vermögen staatlichen 
positiven Eingreifens in das Wirtschaftsleben. Aber auch an Japan 
sehen wir, dafs die staatlichen Aufwendungen nur dann vom Erfolge 
gekrönt werden können, wenn hinter ihnen ein fortschreitendes Volk 
steht, Und die Japaner werden trotz aller notwendigen Ent- 
täuschungen und bösen Erfahrungen eine zunehmende Bedeutung als 
seefahrendes Volk gewinnen. In wachsendem Mafse werden die west- 
lichen Völker mit ihnen rechnen müssen. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika. 

Europa hat sich in der jüngsten Zeit daran gewöhnt, richtiger 
gesagt, gewöhnen müssen, bei Betrachtung der weltwirtschaftlichen 
Entwicklung, zusammen mit dem aufstrebenden Inselreiche im fernen 
Osten eine neue Macht im Westen zu nennen : die Vereinigten Staaten. 
Auch sie haben ein dem japanischen an Schnelligkeit ähnelndes 
Wachsen ihrer Volkswirtschaft über die Grenzen ihres Landes hinaus 
erlebt, aber dies Wachstum war von viel längerem her vorbereitet 
und ruht auf ganz anderer Grundlage. Ein ungleich gröfseres, ganz 
gewaltiges Territorium mit ungefähr der doppelten Bevölkerungszahl, 
also ein ungleich machtvolleres Staatengebilde und dazu ein unmittel- 
barer Ableger europäischer Kultur und mit dem Stammlande von 
Anfang an durch tausendfältige Bande verknüpft — das gibt den 
Vereinigten Staaten ein ganz anderes Aussehen als Japan. Doch auch 
der Eintritt beider in die moderne Weltwirtschaft weist in der Be- 
ziehung, auf die es für uns hier ankommt, einen sehr wesentlichen 

') Siehe Anm. S. 61. 
») H.-A. 1902 1, S. 270. 



Anfang 1898 
„ 1899 
„ 1900 
Ende 1901 



325 047 „ 



24014 T. 
165 710 „ 
270161 „ 
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Unterschied auf. Wir sahen Japan vom ersten Jahre seines Eintritts 
in die heutige Welt an mit Windeseile sich ein vortreffliches Rüst- 
zeug für den wirtschaftlichen Kampf zur See schaffen und mit Eifer 
weiter ausbauen gerade das Gegenteil zeigen uns die Vereinigten 
Staaten, einen Verfall der einst blühenden überseeischen Handels- 
schiffahrt bis auf den heutigen Tag. Und eben jetzt macht man 
erneut energische Anstrengungen der unhaltbaren, mit allein Übrigen 
in krassem Widerspruch stehenden Erscheinung Einhalt zu tun. 

Woher kam es, dafs die eigene überseeische Schiffahrt in den 
Vereinigten Staaten so ganz die entgegengesetzte Entwicklungs- 
richtung einschlug wie das sonstige Wirtschaftsleben V 

Ein kurzer Blick auf die historische Entwicklung 1 ) wird uns 
die Antwort verschaffen. Einer der ersten gesetzgeberischen Akte 
dt>r jungen Republik war die Bestimmung, dafs ausländische Schiffe 
nicht nur differentiell behandelt werden sollten, sondern auch, dafs im 
Auslande gebaute Schiffe überhaupt nicht nationalisiert 
werden könnten. Letztere Bestimmung, zum Schutze des Schiffbaues 
erlassen und seit 1702 im wesentlichen unverändert noch heute in 
Kraft, ist im Wechsel der Zeiten der eigentliche Angelpunkt geworden. 
v«n dessen starrem Festhalten in kritischer Zeit Fortschritt oder 
Rückschritt abhing. Auch die Küstenschiffahrt behielt man der 
Nationalflagge vor. Die wichtigste natürliche Vorbedingung der 
damaligen Schiffahrt, billiges und gutes Holz, war in der denkbar 
günstigsten Weise gegeben; man verfügte über riesige Bestände besten 
Eichenholzes. Dazu kam gleich in der ersten Zeit die Gunst der 
politischen Konstellation: England hatte Frankreichs, Spaniens und 
Hollands Schiffe vom Ozean verdrängt, und diese nahmen nun das 
neutrale Amerika in Anspruch. Das gab einen kräftigen Antrieb. 
Amerika wurde für einige Zeit, wie später England, „the ocean 
carrier of the civilized world u (Mayo-Smith). Seine im überseeischen 
Handel beschäftigte Seglerflotte mafs 1789 erst 123893 T., 1810 be- 
reits 981019 T. 2 ). Kriegerische Verwicklungen konnten den Fort- 
schritt nicht aufhalten. Der Schiffbau erreichte einen Stand höchster 
Blüte, die amerikanischen Klipper, die in den 50er Jahren auf- 
kamen, waren wegen ihrer unerreichten Schnelligkeit berühmt. In 
jene Zeit des Aufschwungs von Mitte der 40 er bis Ende der 50er 

') Vgl. Mayo-Smith,; bes. S. 7, 56/57; „La marine marchande des Etats- 
Unis" par G. de Faramond de Lafajole in Kev. Mar. 1901 AoÜt, S. 1770 ff. : 
Fitger 1892, S. 6 ff. , 1902, S. 3fi.'37, 70 ff.; Hansa an vielen Stellen; Fisk, 
Abschn. V. 

2) Faramond S. 1779'80. 
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Jahre fallen auch die ersten Versuche, eine regelmäßige Postdampfer- 
verbindung mit Europa zu gründen ; sie warfin jedoch nicht von 
dauerndem Erfolge 1 ). Anfang 1801 zählte die überseeische Handels- 
flotte 2,5 Millionen T.; alles in allem (Küsten- und die noch unbe- 
deutende Binnenseenschiffahrt eingerechnet) stand man hinter England 
nur um weniges zurück, 5,15 gegen 5,0 Millionen T. 2 ). — Da brach 
1801 der Bürgerkrieg aus, der 4 Jahre lang wütete und der Handels- 
flotte der Nordstaaten Wunden schlug, die nicht wieder heilen sollten. 
Die Kaper der Südstaaten räumten gehörig auf, aus Furcht vor 
ihnen verkaufte man einen grofsen Teil der Schiffe ans Ausland, 
weitere wurden von der Regierung in Anspruch genommen , sodafs 
beim Eintritt des Friedens die überseeische Flotte mehr als 1 Million T. 
verloren hatte. Während vor dem Kriege 05°/o des ganzen Aufsen- 
handels auf eigenen Schiffen bewältigt wurden, waren es 1805 nur 
noch 27°/o. 

Während des Krieges hatte sich aber die entscheidende Wandlung 
im Betriebe der Seeschiffahrt angebahnt, nicht Holz und Segeln ge- 
hörte mehr der Zukunft, sondern Eisen und Kohle. Und darin hatte 
England einen mächtigen Vorsprung; hinter ihm waren Amerikas 
Eisenindustrie und Kohlenbau weit zurück. Den allergröfsten Teil 
der Volkskraft absorbierte noch die Kolonisation des Landes. Die 
strickt festgehaltene Unmöglichkeit, im Auslande gebaute, also billige 
Schiffe zu nationalisieren, machte eine erfolgreiche Aufnahme des 
Wettkampfes mit England in der überseeischen Schiffahrt fürderhin 
unmöglich. Amerika konnte nicht einmal den Stand seiner über- 
seeischen Flotte nach dem Sezessionskriege bewahren, geschweige 
denn die durch ihn erlittenen schweren Verluste wieder auszugleichen 
suchen. Da die Küstenschiffahrt, zu der auch die atlantisch-pazifische 
Fahrt gerechnet wurde, der Nationalflagge vorbehalten war, fand der 
Schiffbau allerdings mit der Zeit hier einen vollwertigen Ersatz. Seit 
dem Siege der Nordstaaten wurden „national exclusion and isolation" 
die Grundidee der ganzen Wirtschaftspolitik, die „settled policy u . 
Durch rücksichtslose Fernhaltung des Auslandes konnten sich in 
wenigen Jahrzehnten die produktiven Kräfte im Innern zu einer 
Macht auswachsen, die bald mit innerer Notwendigkeit die Grenzen 
der eigenen Volkswirtschaft überschreiten mufste. Landwirtschaft- 
licher und industrieller Export wurden Lebensbedingung, Amerika 



») Vgl. darüber den interessanten Aufsatz von L r in Hansa 1891, 

S. 194 ff. u. 233, dort auch weitere Quellen. 

») Faramond S. 1781; Fitger 1902, S. 36. 
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erschien auf dem Weltmarkt als ein Faktor, hinter dem schier unerschöpf- 
liche Quellen wirtschaftlichen Reichtums standen. Amerika begaim 
Expansions-, Weltpolitik zu treiben, weil es mufste 1 ). Amerika hatte 
Glück in der hohen Politik, weil es Kraft hatte. Dessen war man 
sich wohl bewufst. Das war ein weiterer Anstofs zu wirtschaftlichem 
Fortsehritt. Der wirtschaftliche und politische Horizont des amerika- 
nischen Volkes war binnen kurzem ein ganz veränderter geworden, 
er fiel nicht mehr mit den Grenzen der Heimat zusammen, sondern 
mit denen der ganzen Welt. In erster Linie wirtschaftlicher Not- 
wendigkeit folgend, betraten die Vereinigten Staaten den Weg 
imperialistischer Politik. Aber — da wurde klar, was man versäumt 
hatte. Mit dem jetzt beginnenden, immer schnelleren W r achsen des 
Verkehrs mit der Aufsenwelt mufste der Mangel einer eigenen 
leistungsfähigen Handelsflotte immer fühlbarer werden und damit die 
Abhängigkeit vom Auslande immer drückender. Eine Stellung in 
der Weltwirtschaft wie die, zu der die Vereinigten Staaten berufen 
scheinen, und eine eigene schwache Handelsflotte mufs auf die Dauer 
ein Widerspruch werden, dessen Lösung unter allen Umständen er- 
folgen mufs, und zwar in der Weise, dafs eine Handelsflotte eben 
geschaffen wird, koste es, was es wolle. 

Der heutige Zustand ist in der Tat unhaltbar. Jenes 
Gesetz von 1792 hatte zwar 100 Jahre später, im Mai 1892, eine 
Änderung dahin erfahren, dals der Sekretär des Schatzamtes im 
Auslande gebaute Dampfschiffe bestimmter Gröfse, Geschwindigkeit 
u. s. w. zur amerikanischen Registrierung zulassen könne, wenn der 
Eigentümer dieselbe Tonnage zugleich auch im Inlande 
bauen lasse. Die Erfolge, die man damit erzielte, sind ziemlich 
gleich Null gewesen. In der Hauptsache waren es nur subventionierte 
Linien, die sich dieser zweischneidigen Erleichterung bedienen konnten. 
Denn der amerikanische Bau, wie der Betrieb der amerikanischen 
Schiffe sind teurer als in den Konkurrenzländern, aufser den hemmen- 
den Bestimmungen des öffentlichen Seerechts auch infolge der erheb- 
lich höheren Löhne 2 ). So hat denn auch die seit 1872 eingeführte 
und im geltenden Dingleytarif aufrecht erhaltene Erlaubnis 8 ) der 
zollfreien Einfuhr von Baumaterial für Schiffe, die im Aufsenhandel 
verwandt oder für ausländische Rechnung gebaut werden sollen, nichts 



!) Vgl. Fisk, Absch. VI „Expansion". 

a ) Statistisches Material dafür bringen Faramond S. 1786/87, sowie die 
letzten Jahresberichte des Commissioner of Navigation. 
*) H.-A. 1897 I, S. 630. 

Oreve, Seeschiffr.hrts-Subventionen 5 
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nützen köunen; sie ist sogar zum Teil gegenstandslos geworden, da 
nach den mächtigen Fortschritten der Eisenindustrie in den jüngsten 
Jahren Amerika gegenwärtig selbst einen Teil des Materials ebenso 
billig wie das Auslaud herstellen, — aber noch nicht verbauen kann. 
Die Aufsenhandelsflotte ist seit der Katastrophe in Beginne der Wer 
Jahre unaufhaltsam zurückgegangen: sie betrug 1 ): 

im Jahre 1860: 2546237 T. 1890: 0466% T. 
„ 1870: 1516800 „ 1895: 838186 „ 
. 1880: 1352810 „ 1900: 826 694 „ 

Im letzgenannten Jahre entfielen auf die über 1000 T. grofsen Dampfer, 
die für die Konkurrenz mit Europa überhaupt erst in Betracht 
kommen könuen. nur etwas über 260000 T. (auf 97 Schiffe), auf 
die Segler über 1000 T. uugefähr 250 000 (135 Schiffe) 2 ). In den 
europäischen Häfen ist das Sternenbanner immer seltener geworden. 
Das amerikanische Kapital hat unter dem Drucke der 
heimischeu Verhältnisse eine sehr bemerkenswerte Aus- 
wanderung angetreten, indem es ausländische, in erster Linie 
englische Reedereien stark durchsetzte, in einzelnen Fällen so stark, 
dafs es einen mal'sgebenden Einflufs oder sogar in Wirklichkeit das 
alleinige Verfügungsrecht erwarb. Die betreffenden Schiffe führen 
unverändert die englische Flagge weiter, aber unter ihr lauert die 
amerikanische auf den Tag, wo sie gehifst werden kann. Die Tonnage 
dieser amerikanischen, unter englischer Flagge fahrenden Reedereien 
mafs bis vor kurzem schon erheblich über 200000 T. 8 ). Da — 
es war im Mai des Jahres 1901 — kam eine Kunde, die in 
England denselben niederschmetternden wie in Nordamerika be- 
geisternden Eindruck hervorrief: das bekannte Pierpont Morgan-Syn- 
dikat hatte Englands drittgröfste Reederei, die Leyland Line, mit 
323080 T. Br. 4 ) angekauft! Der Bericht des Commissioner of 
Navigation über 1900/1901 berechnete den Gesamtraumgehalt der 
unter ausländischer Flagge fahrenden, aber vom amerikanischen 
Kapital kontrollierten Schiffe auf 670000 T. 5 ). Diese Schiffe lohnen 
ihren Betrieb. Dazu kommt nun in der jüngsten Zeit noch der neue 

bedeutende Machtzuwachs durch den englisch-amerikanischen Dampf- 

_______ ' 

i) H.-A. 1902 I, S. 269. Die Zahlen geben die Bestände am Ende des 
Fiskaljahres, dem 1. Juli. 
«) Faramond S. 1773. 

s ) Faramond S. 177576 zählt die einzelnen Linien auf. 
*) Beim Verkauf scheinen ca. 50000 T. Br. abgetrennt zu sein (Hamburger 
Beiträge Nr. 101, 1902), so dafs die Leyland Line heute erst an vierter Stelle steht. 
B ) Hansa 1901, S. 610. 
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schifftrust, von dem noch in den Schlufsbetrachtuügen die Rede 
sein wird. 

Mehr oder minder rentieren sich auch die heutigen subventionierten 
Postdampferlinien, die an dieser Stelle erwähnt seien. Sie 
werden eben durch den Beistand des Staates aufrecht erhalten, von 
einer Blüte der betreffenden Reedereien und einer selbständigen 
Fortentwicklung kann aber keine Rede sein. Sie besitzen nicht mehr 
Schiffe als zur Erfüllung der Postkontrakte erforderlich. Auf der 
nordatlantischen Fahrt, der am höchsten subventionierten, spielen sie 
nur eine geringe Rolle: hier sind überhaupt nur 5 Dampfer unter 
amerikanischer Flagge tätig. Ja, es ist der amerikanischen Post- 
verwaltung unmöglich gewesen, trotz Versprechung hoher Subventionen, 
die Post auch nur überwiegend auf eigenen Schiffen befördern zu 
lassen. Der allergröfste Teil geht an ausländische Flaggen, und diese 
müssen dafür bezahlt werden (nicht subventioniert). Die Postal 
Subsidy Bill von 1891 hat auf besondere Art die Postsubventionen 
normiert. Es werden mit der Reederei keine bestimmten Summen 
vereinbart, sondern nach Raumgehalt und Geschwindigkeit werden für 
die durchlaufene Meile bestimmte Sätze gezahlt, und zwar nur für die 
Ausreise, nämlich 

4 $ bei 8000 T. Br. und 20 Knoten Geschwindigkeit 

2 „ „ 5000 „ „ „ 16 „ 

1 ■ ■ 2500 „ „ „ 14 „ 
f /« ■ „ 1500 „ , „ 12 „ 

Man hatte gemeint, den Reedereien auf diese Weise einen besonderen 
Antrieb zu geben, Präsident Harrison hatte das Gesetz als „viel- 
versprechend 14 bezeichnet 1 ) — aber man irrte. Die Angebote der 
Reedereien, die Postbeförderung zu erhalten, blieben zunächst ganz 
aus, und erst als das Gesetz von 1792 die erwähnte Abänderung er- 
fahren hatte, konnte die Subsidy Bill praktische Bedeutung erlangen. 
Ihr zufolge hatte die Postverwaltung 1900/1901 an heimische Reeder 
zu zahlen 2 ) : 

für den transatlantischen Dienst (51b 445 $ 
„ „ transpazifischen „ 174100 „ 
„ die sonstigen Postlinien 418 645 „ 

insgesamt 1 209 190 $ 



») Fisk S. 46. 

a ) Faramond S. 1776. 

5* 
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Ausländische Reedereien bezogen dagegen für Postbeförderung, also 
als Fracht: 

für den transatlantischen Dienst 398426 $ 
„ „ transpazifischen „ 41200 „ 

„ die sonstigen Postlinien 54556 , 

insgesamt 494242 $ 
Die Hauptreedereien, mit denen Postkontrakte bestehen, sind die 
International Navigation Company, auch American Line genannt, 
(New York - Southampton) , die Pacific Mail Steamship Company 
(San Francisco-Hawaii-Japan-China), die Oceanic Steamship Company 
(San Francisco- Samoa- Neuseeland- Australien) und verschiedene für 
den Verkehr mit Mittelamerika, der, soweit er Cuba und Porto Rico 
angeht, obendrein seit einiger Zeit der ausländischen Konkurrenz 
entrückt ist. In der aufgeführten Reihenfolge besitzen die genannten 
Reedereien nur je 5. 7, 4 und 22 Schilfe mit mehr als 12 Knoten 
Geschwindigkeit. Im ganzen stellen somit die Postdampfer- 
linien der Vereinigten Staaten ein ziemlich klägliches 
Gesamtbild dar. Sie, obwohl noch mit den konkurrenzfähigsten 
Schilfen ausgerüstet, tragen wenig dazu bei, die traurige allgemeine 
Lage der überseeischen Schiffahrt zu erhellen. 

Diese wird durch nichts deutlicher illustriert als durch die Tat- 
sache, dafs im Fiskaljahre 1900 1901 nur noch 8,2°/o des über- 
seeischen Handels unter amerikanischer Flagge statt- 
fanden 1 ). Wenn man dann erwägt, dafs der amerikanische Aufsen- 
handel einen Wert von 9 bis 10 Milliarden Mark darstellt, so wird 
man sich eine Vorstellung von der jährlich ans Ausland für Fracht zu 
zahlenden Summe machen können. Demgegenüber sticht die mächtige 
Entfaltung der Küsten- und Binnenseenschiffahrt um so mehr hervor. 
Sie ist so stark gewesen, dafs der heutige Gesaratraumgehalt der 
amerikanischen Seehan delsflotte (einschl. Binnenseen) den oben an- 
gegebenen Stand von 1861 wieder erreicht hat. Während jedoch 
damals die Binnenseenfiotte wenig ausmachte, mifst sie heute über 
IV2 Million T. Die einstige stolze Flotte der grofsen See ist aber 
dahin. Das Sternenbanner auf dem Meere wieder zu der Bedeutung 
zu bringen, die es mit Fug und Recht beanspruchen kann, ist das 
amerikanische Volk seit einigen Jahren und mit wachsendem Eifer 
bemüht. Je inniger die Verwicklung in den Weltverkehr wurde, 
desto mehr brach sich die Überzeugung von der Notwendigkeit einer 
tüchtigen Handelsflotte Bahn. 

») Hans« 1901, S. 610. - Im Verkehr mit Europa gar nur 2V 8 °/o für 1899'1900 
(Faramond S. 1786). 
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Eugene Chamberlain, Commissioner of Navigation, hat im Laufe 
der neunziger Jahre alljährlich in seinen Berichten auf die Un- 
na ltbarkeit des herrschenden Zustandes hingewiesen und mit ein- 
dringlichen Worten die Volksvertretung an ihre Pflicht gemahnt, so 
bald wie möglich Wandel zu schaffen. Er hat wiederholt den Erlafs 
einer Free Ship Bill vorgeschlagen, eine Aufhebung des Gesetzes von 
1792, nicht nur eine Änderung, wie sie 1892 erfolgte. Eine andere, 
gewichtigere Stimme erhob sich gegen die veraltete Gesetzgebung: 
Präsident Cleveland. Er erklärte in seiner Jahresbotschaft für 1895 *): 
„Die alte Bestimmung unseres Gesetzes, welche den im Auslande ge- 
bauten Schiffen der Amerikaner die amerikanische Registrierung ver- 
sagt, erscheint im Lichte der gegenwärtigen Verhältnisse nicht nur 
als ein entschiedener Mifserfolg, sondern mehr als irgend ein anderes 
Gesetz der Vereinigten Staaten als ein Überbleibsel von Barbarismus. 
Ich empfehle daher ernstlich ihre möglichst schnelle Aufhebung." 
Aber der Zwiespalt der verschiedenen in Betracht kommenden Inter- 
essen liefs jedesmal ein glückliches Gelingen scheitern. „Der amerika- 
nische Exporteur wünscht den billigsten Transport für seine Ausfuhr; 
der amerikanische Reeder wünscht, dafs der Transport der Ausfuhr, 
soweit es praktisch möglich ist, auf Schiffe unter eigener Flagge be- 
schränkt wird, dagegen will er seine Schiffe kaufen und seine Mann- 
schaft mieten, wo es ihm beliebt. Der amerikanische Schiffbauer will, 
dafs der Reeder seine Schiffe nur in amerikanischen Werften kauft. 
Der amerikanische Seemann wünscht, dafs die Mannschaft nur aus 
Bürgern bestehen soll. Das ganze amerikanische Volk wünscht eine 
amerikanische Handelsflotte, die mit den Schiffen fremder Nationen 
auf hohem Meere, das nicht durch die Gesetzgebung eines Landes be- 
herrscht wird, in Wettbewerb treten kann" 2 ). Mit einer einfachen 
Aufhebung des Registrierungsgesetzes waren diese Gegensätze nicht 
zu versöhnen. Nachdem man eingesehen hatte, dafs auch der 1897 
gemachte Vorschlag des Senators Elkins, zu der alten Restriktions- 
politik gegen die Auslandsflaggeu zurückzukehren 8 ), unter den 
heutigen Verhältnissen unmöglich sei, worauf bereits Chamberlain 
wiederholt hingewiesen hatte, gelangte man endlich auf den Weg, 
den andere Länder bereits seit längerer oder kürzerer Zeit heschritten 
hatten: zur allgemeinen Subventionierung, die die Interessen- 
konflikte ausgleichen und zugleich dem Gesamtinteresse dienen zu 



') Fisk S. 47. 

*) Fisk S. 48 nach der amerikanischen Zeitachr. „The Forum" XXIV. 
») Faramond S. 1782 K8. 
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können schien. Nicht zum wenigsten raufsten die Erfolge Japans, in 
dem man einen neuen bedrohlichen Konkurrenten von der anderen, 
bisher weniger gefährdeten Seite fühlte, Reederei und Schiffbau auf 
dem gemeinsam gangbaren Wege zu energischem Vorgehen antreiben. 

Die führenden Politiker in der Richtung der Subventionspolitik 
sind die Senatoren Hanna, Payne, Frye und Genossen, sie repräsen- 
tieren zugleich die mächtige Eisen- und Schilfbauindustrie. Die oppo- 
sitionelle, die demokratische Partei wirft ihnen einseitige Interessen- 
politik' vor. Denselben Vorwurf hört man unsere freihändlerisclie 
Tagespresse gegen sie erheben. Es wird dabei auch wohl dann und 
wann dem Subventionssystem ein Seitenhieb versetzt. Auch Fitger 1 ) 
schreibt in etwas wegwerfendem Tone: „Der mäfsige Erfolg der 
Postal Subsidy Bill hat jedoch nicht verhindert, dafs die Interessenten, 
wahrscheinlich die Eisen- und Stahlleute, verbündet mit Schiffbau und 
Reederei, von neuem mit dem Ansinnen auf höhere Subvention ge- 
kommen sind." Kann man ihnen daraus einen Vorwurf machen? 
Verkennt man nicht völlig die innere Notwendigkeit dieser ganzen 
Entwicklung ? Verkennt man nicht , dafs sie zugleich im Gesamt- 
interesse liegt? Auch in Amerika wird es natürlich die schwierige 
Aufgabe der praktischen Politik sein, zu sorgen, dafs die unmittel- 
baren Interessenten sich nicht ungerechtfertigt bereichern, dafs man 
nicht in Fehler der Gesetzgebung anderer Länder verfällt. Aber wie 
es meistens geht, geht's auch hier: Von den unmittelbaren 
Interessenten kommt der Anstofs, eine im Interesse der 
Gesamtheit liegende neue Wirtschaftspolitik einzuschlagen. Macht 
man in Amerika den Fehler, die unmittelbaren Interesseuten zu be- 
günstigen, besonders die in Betracht kommenden Trusts, gegen die 
im Volke ohnehin schon steigende Erbitterung herrscht, so wird man 
auch hier Lehrgeld zahlen müssen. 

Im Dezember 1899 brachte Frye seinen ersten Entwurf im Senate 
ein. Derselbe wurde dem Committee of Commerce überwiesen, konnte 
aber vor Schlufs der Session nicht mehr erledigt werden. Im folgenden 
Jahre erschien er mit den Kommissionsänderungen wieder, wurde 
aber im Frühjahr 1901 abgelehnt. Doch die Vorlage erschien von 
neuem, diesmal mit wichtigen Änderungen, im Dezember desselben 
Jahres vor dem Kongrefs. Die Präsidentenwahl hatte einen Sieg der 
Republikaner, der Träger der neuen, imperialistischen Ära gebracht; 



>) Fitger (1902) S. 74. Einige Seiten später (78/79) scheint F. dagegen den 
inneren Zusammenhang zwischen der Subventionspolitik und der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Ver. Staaten zu fühlen. 
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ihre bisherigen Erfolge hatten die Opposition allmählich herab- 
gestimnit. Präsident Roosevelt bekundete in seiner ersten Jahres- 
botschaft den festen Entschlufs, Amerikas Handelsflotte aus ihrem 
jetzigen Zustande herauszureifsen. Bereits am 17. März vorigen 
Jahres wurde die Subsidy Bill ohne besondere Schwierigkeiten vom 
Senat angenommen 1 ). Die Entscheidung des Repräsentanten- 
hauses steht noch aus. 

. Die Ideen der beiden Entwürfe sind im allgemeinen die folgen- 
den. Der erste Entwurf unterschied Fahrtprämien gewöhnlicher 
Art (IVa c. per T. Br. für je 100 Seemeilen während der ersten 
1500 Meilen einer Reise und 1 c. für je 100 weitere) und Geschwindig- 
keitsprämien. Letztere sollten besonders zum Bau grofser Fost- 
schnelldampfer antreiben, indem sie mit der Tonnage und Schnellig- 
keit stark stiegen; sie werden allen postbefördernden Schiffen neben 
der Fahrtprämie gewährt, aber nur auf der Ausreise für den ganzen 
Raumgehalt, auf der Rückreise nur für 80% desselben. Die Dauer 
der Berechtigung zum Prämienbezuge war für vor dem 1. Januar 1900 
vom Stapel gelaufene Schiffe auf 10 Jahre, für die späteren auf 
20 Jahre bestimmt. Des weiteren war eine allgemeine Limitation 
der Prämien auf den Höchstbetrag von jährlich 9 Millionen $ vor- 
gesehen. Um aber der Entwicklung der Schiffahrt auf der pazifischen 
Seite einen besonderen Ansporn zu geben, sollten 30% der Maximal- 
summe ihr zugute kommen, obwohl ihr Anteil am Schiffsbestande 
noch nicht 10% betrug. Im Auslande gebaute Schiffe endlich sollten 
die Hälfte der Normalsätze erhalten, jedoch müssen die Eigentümer 
sich verpflichten, innerhalb der nächsten 10 Jahre gleichwertige 
Schiffe in Amerika bauen zu lassen. Besondere Bauprämien sind in 
dem Entwürfe also nicht vorgesehen, die vollen Fahrtprämien für 
Inlandsbauten und der Zwang, Auslandsbauten im Iiilande zu wieder- 
holen, um der staatlichen Unterstützung teilhaftig zu werden, sollten 
den amerikanischen Reeder veranlassen, seine Aufträge den heimischen 
Werften zuzuwenden. Unberührt war auch das Postsubventionsgesetz 
von 1891 geblieben. — Anders stellte sich zu ihm der Entwurf 
von 1901; dessen erster Abschnitt in der ihm vom Senate gegebeneu 
Form die „Ozean-Postdampfer" behandelt. Statt der oben angegebenen 
vier Klassen mit verschiedenen Subventionssätzen, werden im Ein- 
klang mit den Fortschritten und den spezialisierten Anforderungen 



') Über den Entwurf von 1899 1900 vgl. Report S. 302 ff'. (Abdruck); Fara- 
mond S. 1783 ff.; Fitger (1902) S. 74 ff.; Fisk S 48'49; Hansa u. a. Über 
den von 1901 : Export 1902 8. 100, 202 u. Mitteilungen der Tagesprcsae. 
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des Verkehrs deren sieben aufgestellt. Der Mindestraumgehalt der 
ersten Klasse ist auf 10000 T. , die Geschwindigkeit der untersten 
auf 14 Knoten hinaufgesetzt. Die einzelnen Klassen sollen erhalten 
für je 100 Seemeilen auf Aus- und Rückfahrt: 2 T /io, 2 5 /io, 2 8 io u. s. w. 
bis zu l 5 /io c. per T. Br. Die Postdampfer müssen inländischen Ur- 
sprungs sein. — Der zweite Teil der Bill behandelt die Prämien für 
die übrige Seeschiffahrt. Sie sind gegenüber den Vorschlägen von 
1899/1900 erheblich niedriger: nur 1 c. per T. Br. für 100 Seemeilen 
und dazu für über 1000 T. grofse Schiffe in den ersten 5 Jahren 
nach dem Stapellauf noch 1 U c. Durch diesen Zuschufs hofft man, 
auf eine Verjüngung des Schiffsmaterials hiuwirkeu zu können. Im 
ganzen sollen aber nicht mehr als 16 Fahrten im Jahre unterstützt 
werden. Die frühere Limitation auf 9 Millionen $ hat der Senat 
auf 5 Millionen für die ersten 5 Jahre, auf 8 für die folgenden herab- 
gesetzt. Die schwerwiegendste Neuerung, die der Fryesche Entwurf 
brachte, war jedoch ohne Zweifel die: ausländische Schiffe, welche 
sich im Besitz von Amerikanern befinden, brauchen nicht in Amerika 
registriert zu werden, um die Prämie zu erhalten. Was es bedeuten 
würde, wenn diese Bestimmung gesetzliche Festlegung erführe, ist 
nach dem oben über die amerikanische Kontrolle englischer Schiffs- 
räumte Ausgeführten klar. Doch gerade diese Bestimmung dürfte 
auch den lebhaftesten Widerstand finden. 

Was aus der Bill werden wird, ist natürlich unmöglich vorher- 
zusagen, um so weniger, als das Repräsentantenhaus sie Ende April v. J. 
bis zur nächsten Session zurückgelegt hat. Aber eins scheint mir 
sicher zu sein : sie wird wiederkommen und — so oder so zum Gesetz 
weiden. An ein Zurück aus der Weltwirtschaft und Weltpolitik ist 
nicht mehr zu denken. Eine Handelsflotte ist dabei aber unentbehr- 
lich, und sie scheint bei den Verhältnissen, wie sie nun einmal liegen, 
nur auf dem Wege positiven Eingreifens des Staates erreichbar. 
Denn selbst wenn es dem amerikanischen Schiffbau bei weiterer Ver- 
billigung des inländischen Materials und bei vollendetster Organisation 
durch den neugeschaffenen Werfttrust möglich werden sollte, die 
Konkurrenz mit dem Auslande aufzunehmen, so wäre immer noch 
nicht der teurere Betrieb des amerikanischen Reeders beseitigt. Das 
könnte zur Zeit nur durch staatliche Unterstützung geschehen. Die 
Seeschiffahrt der Vereinigten Staaten wird alsdann wohl zweifellos 
einen bedeutenden Aufschwung nehmen ; ob aber das Zukunftsgespenst 
der so viel besprochenen „amerikanischen Gefahr" nicht reichlich 
schwarz gem:»lt ist, wollen wir in den Schlufsbetrachtungen noch 
einer Erörterung unterziehen. 
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Mit den bisher behandelten Staaten ist jene zweite Ländergruppe, 
deren Schiffahrtspolitik die Signatur „allgemeine Unabhängigkeit" 
trägt, noch nicht erschöpft. Wie die Vereinigten Staaten, sind gegen- 
wärtig auch Portugal und Chile mit gesetzgeberischen Mafsnahmen 
zur Hebung der eigenen Schiffahrt und Freimachung vom Auslande 
beschäftigt. 

Portugal 

kannte bisher nur Postsubventionen für Linien, die das Mutter- 
land mit den Kolonien, und zwar den afrikanischen, verbinden. So 
beziehen die Azores-Linie jährlich 180000 Mark, die Algarve- oder 
Guadiana-Linie G2220 Mark und die Guinea-Linie 133320 Mark 1 ). 
Der im Aufschwung befindliche Kolonialhandel hat der portugiesischen 
Schiffahrt neue Anregung gebracht, besonders nachdem der Verkehr 
mit den wichtigen westafrikanischen Kolonien der Nationalflagge 
vorbehalten ist 2 ). Schon hierin äufserte sich das Verlangen, wieder 
etwas auf der See bedeuten zu wollen. Es kam bald zu kräftigerem 
Ausdruck. Die Erinnerung an den alten Glanz, an die entschwundene 
Stegeltung der portugiesischen Flagge war keineswegs erstorben- 
Das 19. Jahrhundert, das in seinem Laufe so manche versiegte oder 
verschüttete Quelle wirtschaftlicher Kraft zu neuem Leben erweckte, 
hat an seinem Ausgang auch Portugal nicht unberührt gelassen. 
Nach dem Vorbilde anderer Völker ging man daran, der Handelsflotte 
den Beistand des Staates zu leihen. Die Regierung legte den Cortes 
einen Gesetzentwurf vor, der ein allgemeines Prämien System 
einführen will 8 ). Es sollen an Bauprämien gewährt werden: 
für Holzschiffe von 50 bis 300 T. per T. 1000 reis 

„ 300 „ 000 „ „ „ 1200 „ 
t) mehr als 000 „ „ „ 1400 „ 
für Stahl- oder Eisenschiffe von 50 bis 400 T. per T. 1400 reis 

n 400 „ 800 „ „ „ 1600 n 
„mehr als 800 „ „ „ 1800 „ 
dazu für jede Pferdekraft über 150: 1200 reis und 800 reis für je 
100 kg Schiffskessel. 

Zweitens sollen Fahrtprämien eingeführt werden, nach folgen- 
den Sätzen: 

*) Vgl. Report S. 5'6; Hansa 1896, S. 209. 

«) II.-A. 1899 II, S. 247. Neuerlichen Zcitungsmeldungen zufolge ist eine 
Neuregelung der Verbindungen mit den afrik. Kolonien im Gange. 

>) Vgl. Rev. Mar. 1899 Janv., S. 220; danach Lavison S. 156/57; vgl. auch 
Chlumecky S. 46. - 1000 reis = 4,5 Mark. 
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für Dampfschiffe über 300 T. per T. und 1000 Meilen 90 reis 
„ Segelschiffe „ „ „ 1000 „ 60 „ 

Auf regelmäßigen Linien tätige Dampfer sollen den erhöhten Satz 
von 1400 reis erhalten. Relativ genommen sind die vorgeschlagenen 
Prämien recht niedrige. Da der heimische Schiffbau noch sehr 
unentwickelt ist und man einsieht, dafs er den besten und sichersten 
Antrieb durch das Vorhandensein einer entwicklungsfähigen Reederei 
erhält, läfst der Entwurf zweckmäfsigerweise den Reedern einen 
Zeitraum von 5 Jahren, innerhalb dessen sie im Auslande Dampf- 
schiffe erwerben und kostenfrei nationalisieren können. Dieselben 
müssen aber mindestens 300 T. Raumgehalt besitzen. Sie sollen zum 
unverkürzten Bezüge der Fahrtprämien berechtigt sein. Über das 
Schicksal der Regierungsvorlage habe ich Sicheres nicht ermitteln 
können; zum Gesetz scheint sie noch nicht erhoben zu sein, was 
wegen der ungünstigen Finanzverhältnisse Portugals wohl zu ver- 
stehen wäre. Auf alle Fälle bleibt aber die Vorlegung des Entwurfs 
überhaupt ein bemerkenswertes Symptom. Es sei noch erwähnt, dafs 
man begonnen hat, den Schiffbau auch auf indirekte Weise zu fördern, 
indem die Einfuhrzölle auf Baumaterial aufgehoben worden sind 1 ). 

Ähnliche Ideen wie in Portugal bewegen gegenwärtig auch die 
mafsgebenden Kreise in 

Chile. 

Die überseeische Schiffahrt lag bisher zum allergröfsten Teil in 
den Händen des Auslandes. Die für Frachten dem Auslande ge- 
zahlten Summen waren für 1898 bereits auf 100 Millionen Mark be- 
rechnet 2 ). Die Küstenschiffahrt hatte bisher keinen Vorbehalt im 
nationalen Interesse erfahren. Ein Umschwung scheint sich auch 
hier anzubahnen. „Die chilenische Regierung," schreibt der deutsche 
Generalkonsul in seinem Jahresberichte für 1900 8 ), u beschäftigt sich 
mit Mafsnahmen zur Hebung der chilenischen Handelsmarine. In 
einer Denkschrift des Marineministeriums war darauf hingewiesen 
worden, dafs der sich aus der Beförderung zur See ergebende Nutzen 
zum weitaus gröfsteu Teile dem Auslande zugute komme, und dafs 
die Entwicklung des Landes durch die von den fremden Reedereien 
geforderten hohen Frachten gehindert werde. Auch sei es ein Mifs- 
verhältnis und zum Schaden des Landes, dafs die fremden Linien 

') Vgl. H.-A. 1900 I, S. 437 u. 1902 I, S. 161. 
») H.-A. 1900 II, S. 377. 
*) H.-A. 1901 II, S. 502. 
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zur Küstenschiffahrt zugelassen seien, wo sie infolge ihrer gröfseren 
Kapitalkraft ausschlaggebend blieben. Es sei unumgänglich, dafs der 
Staat Mafsnahmen treffe, die im Niedergange begriffene chilenische 
Handelsmarine zu heben. Die fremden Linien müfsten all- 
mählich von der Küstenschiffahrt ausgeschlossen, die 
nationalen Reedereien, der Schiffbau in Chile . . . aus 
staatlichen Mitteln unterstützt werden." Aus demselben Berichte 
geht hervor, dafs eine Dampferlinie von Punta Arenas nach den 
patagonischen Häfen Argentiniens bereits eingerichtet sei , wie es 
scheine, mit staatlicher Unterstützung. Weit wichtiger erscheint ein 
Projekt, das auf Gründung einer subventionierten Linie zwischen 
Valparaiso , Iquique und Liverpool ausgeht. Sechs 8000 T.-Dampfer 
sollen eingestellt werden und auf 10 Jahre eine jährliche Subvention 
von 1 Million Mark erhalten. Man hofft, durch Unterbietung der 
fremden Reedereien den heimischen Exportartikeln einen günstigeren 
und erweiterten Markt zu verschaffen. Über die Ausführung dieses 
Planes steht der Bericht noch aus. — 

Im Anschlufs hieran sei noch darauf hingewiesen, dafs auch in 
Mexico Bestrebungen zur Förderung der nationalen Seeschiffahrt 
auftauchen 1 ). Sie sind aber noch nicht zu direkten Unterstützungen 
fortgediehen, beschränken sich vielmehr noch auf Zollfreiheit für 
Schiffbaumaterial, auf Erleichterungen der Nationalisierung und der 
früheren Einschränkungen der Reederei durch öffentlichrechtliche 
Vorschriften. Die Küstenschiffahrt ist prinzipiell vorbehalten, doch 
sind noch in vielen Fällen Ausnahmen gemacht. 



Wir sind zur dritten Ländergruppe gelangt, zu den Staaten, die 
durch Subventionierung regelmäfsiger Linien bestimmte Wege für 
ihre Seeschiffahrt rentabel machen wollen. Es wurde schon wiederholt 
darauf hingewiesen, dafs auch bei mancher dieser Routen der Drang, 
die Konkurrenz des Auslandes zu überwinden und von ihm unab- 
hängig zu werden, zur Anwendung der Subvention geführt hat. Und 
gerade dieses Motiv , das ja eine ganze Reihe grofser und kleiner 
Völker in erster Linie beherrscht oder zu beherrschen beginnt, eben 
dieses Motiv erlangt auch bei den nunmehr zu behandelnden eine 
wachsende Bedeutung. Ja, es scheint bei diesem oder jenem ein 
dereinstiges Übergehen zu allgemeiner Subventionierung durchaus 
nicht ausgeschlossen. Vor der Hand überwiegen in den betreffenden 



») ßev. Mar. 1899 Janv., S. 221. 
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Ländern natürlich alle die anderen, früher aufgeführten Motive, die 
überhaupt (wie auch in der zweiten Gruppe) zur Förderung regel- 
mäfsiger Linien führen und die man kurz als die wirtschaftlichen 
und politischen Vorteile des regulären Verkehrs bezeichnen könnte. 
Meistens sind diese regelraäfsigen Subventionslinien ebenso wie in 
den Landern der beiden ersten Gruppen zugleich Postlinien, aber 
nicht immer. 

Chronologisch wie seiner Bedeutung nach gebührt die erste Stelle 

Grofsbritannien. 

Bis vor kurzem waren die britischen Schiffahrtssubventionen 
ausschliefslich solche für Postlinien. Sie datieren vom Ende der 
dreifsiger Jahre des vorigen Jahrhunderts (1837), als man dem wenige 
Jahre früher von Frankreich gegebenen Beispiele nachfolgte. Im 
Laufe der seitdem verflossenen Zeit hat die Zahl der englischen Sub- 
ventionslinien mit der weltumspannenden Ausdehnung des englischen 
Handels und Kolonialreichs eine starke Vermehrung erfahren. Auf 
der anderen Seite sind hier und da Ermäfsigungen der Subventionen 
eingetreten, dann und wann auch gänzliche Beseitigung, sobald eine 
Linie auf eigenen Füfsen stehen konnte. Vor einer Schilderung des 
gegenwärtigen Zustandes scheint es mir notwendig, einen weit- 
verbreiteten Irrtum klarzustellen, allerdings zum Teil unter Wieder- 
holung früherer Ausführungen. 

Gerade in Bezug auf England und, wie wir hier bereits vor- 
wegnehmen wollen, in Bezug auf Deutschland begegnet man oft, 
besonders in der Tagespresse, der Ansicht, es handle sich bei den 
subventionierten Postdampferlinien beider Länder garnicht um „Sub- 
ventionen". Die vom Staate garantierten Summen würden durch die 
vom Reeder übernommenen Verpflichtungen absorbiert, seien also 
kein Geschenk, Subventionen seien aber Geschenke u. dergl. mehr. 
Letzteres liegt nicht im Begriff der Subvention (s. oben S. 10) — 
wir sahen auch in der Praxis bereis wiederholt das Gegenteil. Auch 
die Behauptung von dem Draufgehen der Subvention auf Erfüllung 
der Vertragspflichten beruht auf einer falschen Auffassung des Be- 
griffs Subvention: die Subvention soll ja gerade den durch die zu 
erwartenden höheren Einnahmen nicht gedeckten Teil der höheren 
Unkosten deckt n. Mit der Zeit soll sie begriffsgemäfs ganz in Weg- 
fall kommen. Dem Unternehmer bleibt alsdann ein durch den staat- 
lichen Beistand bedeutend vervollkommneter Betrieb. Wie jene schiefe 
Anschauung entstand , ist vielleicht so zu erklären : in England und 
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Deutschland sind Fälle vorgekommen, wo der Unternehmer nicht 
auf seine Rechnung kam. Dann war eben die Subvention unzureichend, 
aber doch eine Subvention (vgl. oben S. 13). Sonst hätte man ja 
keinen sogenannten „Postkontrakt" abzuschliefsen brauchen, es hätte 
ein einfacher Frachtvertrag genügt, die Post würde nach Gewicht 
oder Wert u. s. w. bezahlt, wie das ja in Wirklichkeit in umfassendem 
Mafse geschieht, in Deutschland ganz überwiegend, und in England 
wie bei uns insbesondere im nordatlantischen Verkehr. Die durch 
die Postbeförderung verlangten besonderen Vorbedingungen des Be- 
triebes, die die Unkosten wesentlich steigern, sind auf jenen nicht- 
subventionierten Routen bereits erfüllt durch einen stark ausgebildeten 
und vervollkommneten Verkehr. Auf anderen Routen sind die Vor- 
bedingungen aber noch nicht vorhanden, sie sollen durch den die 
einfache Fracht übersteigenden Rest der vereinbarten Summe, die 
eigentliche Subvention, vom Staate erfüllt werden. Natürlich kann 
es nun auch vorkommen, dafs der Subventionsteil der Vertragssumme 
sich als unzureichend erweist, ganz besonders in den ersten Jahren 1 ). 
Entweder hat sich das nicht voraussehen lassen, dann ist die Reederei 
eventuell auf die Dauer nicht imstande, den Betrieb aufrecht zu 
erhalten. Oder der Unternehmer sah es voraus, dann hat er sich 
spekulativerweise auf den Vertrag eingelassen, in der Hoffnung, den 
anfänglichen Verlust später wieder einzuholen. — Eine andere Er- 
klärung für den gekennzeichneten Irrtum liegt in einer wiederum 
irrtümlichen Auffassung des Wesens der Prämie. Und diese hat doch 
keine andere Aufgabe als jener eigentliche Subventionsteil der Post- 
subvention, nur ihr Ursprung ist ein anderer, aber auch nicht immer; 
denn auch zur Subvention regelmäfsiger Linien kann ja den Anlafs 
der Wunsch, die Auslandskonkurrenz zu überwinden, gegeben haben. 
Die Postbeförderung ist alsdann nur aus Zweckmäfsigkeitsgründen 
hinzugekommen, und sie hat die zu gewährende Unterstützung ge- 
wissermafsen auf eine zweite Grundlage gestellt: die zur Überwindung 
günstigerer ausländischer Betriebsbedingungen nötige Subvention, die 
sogenannte Prämie, und die zur Deckung der Betriebsverteueruug 
infolge des regelmäfsigen Verkehrs nötige Subvention sind zusammen 
in der Gesamtsumme enthalten neben der Postfracht, wie das ja bei 
den Postlinien der Länder mit allgemeinen Subventionen stets der 
Fall ist. — Genug, die englischen und deutschen Postsubventiouen 
sind ebensogut Subventionen wie die anderer Staaten. Sie sind 



») Um dem vorzubeugen, wird oft — es wurden bereits solche Fälle auf- 
geführt — für die ersten Jahre eine höhere Subvention vereinbart. 
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nach der von einem hohen eDglischen Postbeamten gegebeneu Definition 
„a price paid for certain specific advantages to the Post Office and 
the Community and to compensate for certain specific disadvantages 
to the recipient of the subsidy" *). 

Über den gegenwärtigen Stand der subventionierten 
Postdampferlinien im Verkehr mit Grofsbritannien gibt 
die folgende Tabelle 2 ) Auskunft. 



Reederei 




gegenw. Vertrags- 
dauer 



jahrl. Sub- 
vention 



London Chatham and 
Dover Railway Com- 
pany. 

Peninsular and Orien- 
tal Steam Navigation 
Comp, (meist P. and 
O. genannt). 

Orient Steam Navi- 
gation Comp. 

Canadian Pacific Rail- 
way Company. 



Royal Mail Steam 
Packet Company. 



Britisch India Steam 
Navigation Company. 



Pacific Steam Nävi 
gation Company. 

Union Steamship 
Comp. u. Castle Mail 
Packets Comp, (jetzt 
fusioniert). 



Dover-Calais, täglich. 

Brindisi ^-Bombay, 
wöchentlich; Brin- 
disi-Ostasien bis 
Schanghai, Htägig; 
Brindisi-Australien. 
Htägig. 

Neapel S )-Australien, 
Htägig. 

Vancouver- Japan- 
China; vierwöehent- 
lich. 

Southampton-West- 
indien-Colon-Ply- 
mouth. Htägig. 



Aden-Zanzibar, vier- 
wöchentlich. 

Liverpool- Westküste 
Süd- u. Mittelamerikas, 
4 Linien Htägig, 
1 vierwöchentlich. 

Southampton-Kap, 
wöchentlich. 



seit 21. Juni 1893, 
12monatl. Kündigung 



seit 1. Februar 1898 
bis 31. Januar 1905, 
wenn gekündigt. 

seit 1. Februar 1898 
bis 31. Januar 1905, 
wenn gekündigt. 

seit 7. April 1891 bis 
7. April 1901 (erneuern 

seit 1. Juli 1900 bis 
30. Juni 1905, wenn 
gekündigt. 

seit 5. November 1892 
bis 5. November 1894, 
seitdem 12monatliche 
Kündigung zu jedem 
5. November. 

seit 14. Juni 1900 bis 
13. Juni 1910, wenn 
gekündigt. 

seit 1. Oktober 1900 
bis 30. September 1910, 
wenn gekündigt. 



25 000 £ 



330000 £ 



85 000 £ 



60 000 £ 



80000 £ 



9 000 £ 



32 500 £ 



135000 £ 



l ) Report S. 53. 

*) Zusammengestellt nach der ausführlicheren Tabelle im Report S. 279/80. 
*) Die Dampfer nehmen die letzte Post erst hier an Bord. 
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Die Subventionen werden teils von der Postverwaltung des Mutter- 
landes, teils der betreffenden Kolonien (Canadas, Kaplands, Australiens) 
gezahlt; insgesamt betragen sie gegenwärtig 75(3500 £. 

Dazu kommen aber zweitens noch von den Kolonien für den 
Postdienst aufserhalb des Verkehrs mit dem Mutterlande und über- 
wiegend für Handelszwecke gezahlte Subventionen, grösstenteils an 
Reedereien, die im Mutterlande beheimatet sind. Es wurde bereits 
oben einmal darauf hingewiesen, dafs man die Subventionen der 
Kolonien an die britische Flagge wirtschaftlich nicht als solche 
ans Ausland auffassen kann. Die wichtigsten sind folgende : Von der 
indischen Regierung 1 ) erhält die British India Company jährlich 
412000 Rupien für 9 Linien im inneren Verkehr von Britisch-Ostindien 
und für die Verbindung mit dem Persischen Golf. Kanada 2 ) sub- 
ventioniert teils für Postbeförderung, teils zur Hebung seiner Ausfuhr 
an landwirtschaftlichen Erzeugnissen in entsprechend eingerichteten 
Schiffen die Eider Dempster Line (nach Liverpool), die Head Line 
(nach Beifort und Dublin), die Donaldson Line (nach Glasgow) und 
die Manchester Line (nach Manchester). Neuseeland 8 ) unterstützt 
mehrere Linien in der Südsee mit rund 1900 j^; der Linie Auckland- 
Samoa-Hawaii-San Francisco wird die Post nach Gewicht bezahlt, 
jedoch ist ihr jährlich eine Summe von mindestens 7500 j£ garantiert, 
ein Fall einer Eventualsubvention. Die besonderen Verhältnisse in 
der Südsee haben einige sehr interessante Erscheinungen gezeitigt, 
die nicht unerwähnt bleiben sollen. An einer der von Neuseeland 
subventionierten, unter britischer Flagge fahrenden Insellinien, die 
Tahiti berührt, hat sich als Besitzerin Tahitis Frankreich mit 450 j£ 
Subvention beteiligt. Auf einer anderen Linie !(Tahiti-Marquesas- 
Paumoto) fährt ein der englischen Union Steamship Company oi 
New-Zealand gehörender.Dampfer unter französischer Flagge und be- 
zieht von der französischen Regierung 2000 £ Subvention. Endlich 
-wird gegenwärtig noch die Verbindung Apias auf Deutsch-Samoa mit 
dem von den grofsen Linien angelaufenen amerikanischen Pago-Pago 
auf Tutuila von einem unter britischer Flagge fahrenden Dampfer 
hergestellt, wofür 18000 Mk. jährlich von der deutschen Postverwaltung 
als Subvention gezahlt werden. Der erste und der letzte Fall sind 
auch formell eine regelrechte Zahlung ans Ausland, der zweite nur 
materiell — aber alle sind eigentümlichen Verhältnissen entsprungen 

>) Philippovich S. 104. 

*) H. M., Bericht aus St. John für 1900; Rathgen S. 162/63. 
») H.-A. 1901 II, S. 695/6; vgl. Nachrichten für Handel u. Industrie 1902, 
Nr. 105 S. 8. 
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und ohne prinzipielle Bedeutung. Wir sthen die britische und 
französische Flagge also einmal in gutem Einvernehmen in einer welt- 
entlegenen Gegend. Doch das bunte Wirtschaftsleben hat eben dieselbe 
Tatsache auch auf dem allerbelebtesten Seestrich zuwege gebracht, 
auf dem Nordatlantik *). Im April 1900 wurde die Franco-Canadiau 
Steamship Company oder Compagnie Franco-Canadienne de Navigation 
ä Vapeur gegründet. Sie sollte den Güter- und Passagierverkehr 
zwischen Montreal, Quebec, Halifax, St. John und Havre, Antwerpen 
und Marseille vermitteln. Da sie nach den Ergebnissen des ersten 
Betriebsjahres kaum zu einer Fortführung des Geschäftes geschritten 
wäre, entschlofs sich die kanadische Regierung zur Gewährung einer 
Subvention von 10000 # jährlich für 18 Reisen; die Subvention soll 
auf das Doppelte steigen, sobald im Sommer ein wöchentlicher, im 
Winter ein zweiwöchentlicher Dienst eingerichtet ist. Die Linie ist 
halb britisch, halb französisch; ihre Schiffe sollen zur Hälfte unter 
britischer, zur Hälfte unter französischer Flagge fahren, sobald das 
vorgesehene Schiffsmaterial beisammen ist; die Betriebsleitungen sind 
in Montreal und Paris. Die Subventionierung der halbfrauzösischen 
Gesellschaft ist zweifellos eine Unterstützung ans Ausland, allerdings 
nur zur Hälfte, und erscheint bei den sonstigen handelspolitischen 
Neigungen Canadas von zweifelhafter Dauer. Insgesamt 2 ) kann man 
rechnen, dafs England mit seinen Kolonien nur für Postsubventionen 
jährlich 800000 bis 850000 £ verausgabt. Auf die nicht dem Post- 
verkehr dienenden Subventionslinien kommen wir zurück. 

Welche Wirkungen haben England und seine Kolonien mit 
den subventionierten Postlinien erzielt? Die staatlichen Unter- 
stützungen sind, wie gesagt, zum Teil schon sehr alt, die der 
P. and 0. Company stammt aus dem Jahre 1837, die der Royal Mail 
ist nur 2 Jahre jünger. Zweifellos haben sie und die übrigen Gesell- 
schaften ganz wesentlich zur Erlangung der weltbeherrschenden 
Stellung des britischen Handels und der britischen Schiffahrt und zur 
äufseren und inneren Entwicklung des Kolonialreichs beigetragen. 
Und diese alles andere weit, weit überragende Vorherrschaft der 
britischen Flagge besteht im neuen Jahrhundert gerade so fort wie 
das ganze vergangene hindurch, allem Neid und Hafs zum Trotz. 
Aber das Tempo des Fortschritts hat heute bedeutend nachgelassen. 
Wie Grofsbritannien schon seit Jahrzehnten sich nicht mehr „the 
Workshop of the world" nennen kann, so hört es auch mehr und 



0 Vgl. H.-A. 1901 H, S. 421, 567; 1902 II, S. 492/3; Report S. 116, 812. 
2 ) Philippovich S. 105. 
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mehr auf „the ocean carrier of the world" zu sein. Und das konnte 
garnicht anders werden, das mufste so kommen, und wäre es heute 
noch nicht, so später. Die monopolartige Stillung, die die englische 
Flagge durch die Gunst der natürlichen Verhältnisse und der politi- 
schen Konstellation eine Zeitlang auf dem Meere besafs, mufste in 
demselben Mafse schwinden, wie andere Nationen zu der Erkenntnis 
der Vorteile und Notwendigkeit eigener Seeschiffahrt erwachten, und 
dieses Erwachen konnte ebensowenig ausbleiben- wie das auf in- 
dustriellem Gebiete, weil es zum Wesen der menschlichen Natur gehört. 
Die naturnotwendige Entwicklung der Dinge haben die Engländer 
nicht vorausgesehen, weder für ihren Handel noch für ihre Schiffahrt. 
Die langen Jahre des Ungestörtseins durch fremden Wettbewerb haben 
nur noch mehr zur Verkennung der Zukunft beigetragen. Aber der 
fremde Wettbewerb ist jetzt da, in den letzten 20—25 Jahren ist er, 
zuerst sehr langsam, dann immer schneller und schneller gewachsen, 
ein Volk nach dem anderen, alte Bekannte und unvermutete neue er- 
hoben sich und erschienen auf der See. Grofsbritannien sah sich in 
unaufhaltsam steigendem Mafse auf dem Felde bedrängt, das es im 
Begriff war, iür sein eigenes zu erklären. Der schon tief ein- 
gebürgerte Glaube an das „Britannia rules the waves" wurde all- 
mählich erschüttert. Das Riesennetz, das die britische Schiffahrt um 
den ganzen Erdball gespannt hatte, wurde hier und da durchbrochen, 
aber an ungleich zahlreicheren anderen Stellen waren die Maschen 
noch sehr dünn oder lückenhaft, hier konnte man einen Ersatz finden, 
sodafs die Gesamtlänge der Fäden nichts verlor — im Gegenteil. 
Man konnte noch immer so viele neue Fäden ziehen , die alten noch 
immer so verdichten, dafs im Gesamtresultat kein Stocken oder Rück- 
schritt, sondern noch immer ein Fortschritt , ein bedeutender Fort- 
schritt zum Ausdruck kam. Doch er mufste einmal langsamer werden, 
und in diesem Stadium der Entwicklung stehen wir gegenwärtig. 
Gerade das letzte Jahrfünft des vorigen Jahrhunderts hat eine Hoch- 
konjunktur im Welthandel gebracht, wie man sie lange nicht gesehen 
hatte, aber gerade in derselben Zeit hat die Zunahme der britischen 
Handelsflotte und der Anteil der Nationalflagge am Seeverkehr gegen 
früher sehr nachgelassen. Ein Vergleich der folgeuden Zahlen 1 ) des 

') H.-A. 1902 I, S. 269; vgl. auch Rev. Mar. 1901, Aoüt S. 1790ff. Eine von 
Fitger (1902) S. 66 aus dem Anmial Statement of Navigation and Shipping ent- 
nommene Tabelle liefert für die überseeische Schiffahrt eine entsprechende Ent- 
wicklung. — Die Zahlen beziehen sich nur auf das Mutterland, nicht auch auf 
die britischen Besitzungen, deren Handelsflotte (l'/s Mill. T.) in den letzten 
Jahren fast stehen geblieben ist (s. H.-A. 1902 I, S. 793). 

Oreve. S«<MchifFahrts-Subv<»ntionen. 6 
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Bestandes der britischen Seeschiffe und ihres jeweiligen Anteils an 
der Einfuhr zeigt das deutlich: 



im Jahro 


T. N. 


Anteil in °/o. 


1850 


3 565 133 


65,1 


1860 


4 658 687 


56,3 


1870 


5 690 789 


68,4 


1880 


6 574 513 


70,4 


1890 


7 978 538 


72,7 


1895 


8 988 450 


72,9 


1900 


9 304 108 


63,7. 



Ersatz finden für verlorene Positionen mufs immer schwerer werden. 
Die allgemeine Bedrängung spiegelt sich klar wieder 
in der gegenwärtigen Lage der Subventionslinien. Sie 
sind ja in dem ganzen Schiffahrtsnetz die schwachen Stellen. Divi- 
dende und Alter des Schiffsparks sind zwei gute Kennzeichen für die 
Lage einer Reederei. Die englischen Subventionslinien haben nun 
im Durchschnitt der letzten fünf Jahre folgende Dividenden zur Ver- 
teilung bringen können, und folgendes ist das Durchschnittsalter ihrer 
Flotten am 1. Januar 1901 J ): 

Reederei. Dividende. Schiffsalter. 

P. and 0 3 1 , a °/o 9V* Jahre 

Orient Steam N. Co. 2 „ 14Vj „ 

Royal Mail Co. . . 3 „ 14V 2 „ 

British India Co. . 10 1 /« „ 15 

Pacific Steam N. Co. 5 „ lOVa „ 

Union Line . . . 4 „ 7 „ 

Castle Line . . . 3»/* „ 7V« „ 

Das ist ein im ganzen sehr wenig zufriedenstellendes Bild. Der hohen 
Dividende der British India Co., Englands augenblicklich gröfster 
Reederei (311010 T. N. am 1. Januar 1901), steht das bedenklich hohe 
Durchschnittsalter von 15 Jahren gegenüber, das nur noch von drei 
kleinen nichtsubventionierten Reedereigesellschaften über trotten wird. 
Man kann sich vorstellen, was für Dampfer den Verkehr im asiatischen 
Indien versehen. Die derzeit drittgröfste , ehemals gröfste Reederei, 
die P. and 0. mit 289755 T. N. , macht dem englischen Volke viel 
Sorge, trotz aller Beschönigungen ihres Leiters, des Sir Thomas 
Sutherland. Sie ist seit dem Jahre 1900 aus dem Verkehr mit Japan 
ganz herausgedrängt, besonders durch das siegreiche Vordringen der 



M Nach Report S. 287'8. 
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deutschen Schiffahrt 1 ). Das war für das britische Nationalgefühl sehr 
schmerzlich, war doch die P. and 0. die erste regelmäfsige Dampfer- 
linie in den ostasiatischen Gewässern überhaupt gewesen und hatte 
lauge Jahre hindurch ein tatsächliches Monopol genossen 2 ). Relativ 
am günstigsten steht noch die Union Castle Line da, aber ihr ist 
auch auf ihrem Gebiete (Südafrika) bisher wenig Konkurrenz be- 
reitet. Das wird aller Wahrscheinlichkeit nach infolge der Er- 
weiterung der deutschen Afrikafahrten schon in absehbarer Zeit anders 
werden. 

Die übrige Schiffahrt Grofsbritanniens steht zum über- 
wiegenden Teil noch auf dem Standpunkt guter Rentabilität. Aber 
es mehren sich ständig die Anzeichen, dafs der Höhepunkt erreicht, 
vielleicht schon langsam überschritten ist. Wir haben bereits gesehen, 
ein wie grofses, äufserlich allerdings noch unsichtbares Loch die 
Amerikaner in den englischen Besitz gerissen haben. Symptomatisch 
von Bedeutung ist es auch, dafs im Jahre 1891 erst 158032 T. Br. 
Räumte von der britischen Flagge unter fremde gelangten, 1895 schon 
357137 und 1899 gar 009589 T. Br. 8 ). Die Dampfer überwiegen 
dabei vollkommen. Wie gesagt , kann man diese Zahlen nur sym- 
ptomatisch verstehen ; denn von ihnen kommt ein grofser Teil auf alte 
Schiffe, die besonders Norwegen viel kauft. Aber das Auwachsen der 
Verkäufe steht in gar keinem Verhältnis zu dem des Bestandes. Die 
Verkäufe ganzer Reedereien an die deutsche Flagge, auf die wir noch 
zurückkommen werden, und die Tatsache, dafs amerikanisches Kapital 
bereits eine sehr umfangreiche Kontrolle über englische Schiffsräumte 
ausübt, treiben noch mehr zu dem Schlufs, dafs in steigendem 
Mafse Abstofsungen von Räumte stattfinden — mangels 
Rentabilität unter britischer Flagge. Von sachverständiger 
Seite wird das denn auch tatsächlich bestätigt 4 ). Durch die starke 
Vermehrung der französischen Seglerräumte in der jüngsten Zeit sind 
<lie englischen Segelschiffsreeder, die mit Norwegen schon genug zu 
tun hatten, obendrein in eine so bedrängte Lage gekommen, dafs sie 
zahlreiche Schiffe haben auflegen müssen 6 ). — Der englische Zwischen- 
handel, und mit ihm die beteiligte Schiffahrt, mufs natürlich durch 
das Freiheitsstreben der früher von ihm Abhängigen ganz besonders 



') Vgl. Keport S. 96 u. viele andere Stellen ebenda. 
*) Über die Vorgeschichte vgl. Schuhmacher S. 13 ff.; Report S. 233. 
") Report S. 170 (nach Lloyds Angaben). Eine ausführlichere Tabelle für 
die Jahre 1890—99 mit Angaben in T. N. rindet sich Report S. 30. 
*) Report S. 170, 203 u. a. 
*) Hansa 1902, S. 193/4. 

6* 
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betroffen werden. Schon bis zum Jahre 1890 konnte man einen Nieder- 
gang des englischen Zwischenhandels konstatieren 1 ), besonders der 
Durchfuhr aus und nach Frankreich, Belgien, Deutschland und der 
aus Holland. Und nach einem Jahrzehnt existiert schon das Gegen- 
stück! England selbst ist es jetzt, das die Länder des Kon- 
tinentszurDurchfuhrzubenutzen beginnt 2 ). Über Hamburg, 
Genua, Holland, Antwerpen werden in steigendem Mafse Güter ver- 
schifft; um der deutschen Levantetarife teilhaftig zu werden, schickt 
man Güter auf eine binnenländische Eisenbahnstation, von dort gehen 
sie dann über Hamburg seewärts; englische Exporteure kaufen für 
Übersee auf dem Kontinent ein und versenden über einen kontinen- 
talen Hafen u. dergl. mehr. 

Das Erwachen der übrigen Welt zu eigener Betätigung auf dem 
Meere hat Englands Vorherrschaft gebrochen. Es sieht sich schon 
heute von allen Seiten bedrängt und die Gefahr von Tag zu Tag 
wachsen. Was den Anstofs zu jenem Erwachen gegeben hat, ist be- 
reits klargestellt, aber nicht die Frage, warum denn das neue Streben 
anderer Völker wachsenden Erfolg hat. Warum kann die an Gröfse 
und altgewohnten Beziehungen mit der ganzen Erde so übermächtige 
englische Handelsflotte den auftauchenden Konkur- 
renten nicht standhalten? Die geringen Reste restriktiver 
Schiffahrtspolitik können das nicht erklären, sie standen der britischen 
Flagge auch zur Zeit ihres ungehinderten Aufschwungs entgegen, 
sogar in stärkerem Mafse. Hier und da, z. B. in Brasilien, mag durch 
neuerliche Ausschliefsung des Auslands von der Küstenfahrt England 
geschädigt sein, aber im grofsen Ganzen kann das nicht viel aus- 
machen. Auch die positive Schiffahrtspolitik , die unter den Kultur- 
staaten so sehr an Ausdehnung gewinnt, gibt keine erschöpfende Er- 
klärung. Gewifs ist auf ihr Konto ein Teil der Bedrängnis, in die 
England gerät, zu setzen und voraussichtlich für die Zukunft ein 
wachsender Teil, man denke an Japan, eventuell die Vereinigten 
Staaten, aber andere haben wieder mit sich selbst genug zu tun, 
wie wir gesehen haben, und gerade die am meisten gefürchteten 
Konkurrenten, Deutschland und Norwegen, haben, wie noch zu zeigen, 
von der Subventionspolitik nur sehr geringen Gebrauch gemacht. Sie 
haben es eben nicht nötig, sie sind schon an sich England gegenüber 
konkurrenzfähig, und das macht sie gefährlich. Die Anscliaffungs- 
kosten sind in beiden Ländern dieselben wie in England ; denn kann 



l ) Fucha S. 116, 126 ff., dort auch weitere Quellen. 
■) Vgl. Report S. 80, 89, 177, 183, 186 u. a. w. 
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man im Inland nicht billig genug bauen — in Deutschland kann mau 
es grösstenteils — , so steht dem Bezüge von Neubauten aus England 
nichts im Wege — ganz abgesehen von den zahlreichen Ankäufen 
alter Schiffe, besonders durch Norwegen, zu den billigsten Preisen. 
Die Betriebskosten stellen sich aber bei beiden Konkurrenten er- 
heblich niedriger als in England, in erster Linie wegen der niedrigeren 
Löhne. Der Unterschied gegenüber Norwegen ist jedenfalls ein sehr 
bedeutender, gleichviel, ob er nun V» oder gar 2 /s ausmacht; denn 
die betreffenden Angaben l ) müssen ja schwanken. Gegenüber Deutsch- 
land ist der Unterschied kleiner, vielleicht nur V* bis Ve, aber dennoch 
vorhanden 2 ). Es ist ja eine bekannte Tatsache, dafs sich wegen der 
besseren Heuern zahlreiche deutsche Seeleute in englischen Diensten 
befinden. Keine allgemeine, wohl aber eine partielle Bedeutung für 
die Unterlegenheit der englischen Schiffahrt ist meines Erachtens der 
englischen Tiefladelinie zuzumessen 8 ). Sie hat sich nur sehr teilweise 
bewährt, da sie so, wie sie gehaudhabt wird, der Individualität der 
Schiffe zu wenig Rechnnng trägt, sodafs dem freien Ausland, ganz 
abgesehen von eventuellen Uberladungen, eine rationellere Ausnutzung 
der Räumte möglich ist. Auch das englische Bemannungsgesetz, die 
Manning Act, wird eine gewisse Rolle bei der Betriebsverteuerung 
unter britischer Flagge spielen 4 ), wenn auch ausländische, Grofs- 
britannien selbst berührende Schiffe wegen zu schwacher Bemannung 
behördlicherseits angehalten werden können, ein Recht, von dem 
jedoch dem Vernehmen nach selten Gebrauch gemacht wird. Mehr 
imponderabiler Natur ist der dem englischen Reeder so oft vorge- 
worfene Konservatismus, die durch langjährige Verwöhnung ent- 
standene Abneigung vor starker Anspannung aller Kräfte u. dergl. 
Inwieweit jedes einzelne dieser, der obengenannten und vielleicht noch 
weiterer Momente, wie verkehrter Frachtfestsetzungen seitens der 
shipowner Conference 5 ), zu dem erfolgreichen Vordringen des fremden 
Wettbewerbs beigetragen haben, könnte nur durch eine eingehende 
Spezialuntersuchung nachgewiesen werden 6 ). Jedenfalls sind die eng- 



l ) Vgl. Report 8. 270 (genaue Spezialisierung der Monateheuern), 219 u. a.; 
Faramond in Rev. Mar. 1901, AoÜt S. 1787. 
s ) Faramond ebenda; Report S. 219, 120. 
3 ) Beispiele s. Report S. 166 ff. 
<) Vgl. Report S. 119 u. a. 
8 ) Vgl. Report S. 187/8. 

6 ) Umfangreiches Material wird voraussichtlich die vom Verein für Sozial- 
politik unternommene, bereits im Gange befindliche Erhebung über die Lage der 
in der Seeschiffahrt beschäftigten Arbeiter liefern. 
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lischen Frachten regelmäfsig höher als die der Konkurrenten. Doch 
es soll nicht unterlassen werden, an dieser Stelle eip bisher nur an- 
gedeutetes Moment noch besonders zu erwähnen. Die englischen 
subventionierten Postlinien befinden sich, wie wir sahen, in wenig 
erfreulicher Lage. Sie bedürfen der Subvention, um rentabel zu 
werden, aber dennoch ist ihre Rentabilität nur eine sehr schwache 
und die Aussichten auf Besserung sind gleichfalls sehr trübe. In 
früheren Jahren ist von Grofsbritannien für Subventionen ein höherer 
Betrag 1 ) aufgewandt worden als gegenwärtig; zur Zeit der allgemeinen 
Blüte konnte man Herabsetzungen oder gar Entziehungen vornehmen. 
So war u. a. schon seit 1840 die Cunard Line (nach New York) sub- 
ventioniert 2 ). Bekanntlich ist auch sie jetzt, wo keine Subvention 
mehr existiert, in schwieriger Lage; sie konnte im Durchschnitt der 
letzten fünf Jahre nur 2 8 /4°/o Dividende zahlen 8 ). Obgleich die 
Schiffahrtssubventionen doch auch in England im Grunde ein Wider- 
spruch mit dem Freihandelsdogma sind — und zwar nicht der einzige — 
so ist es trotzdem sicherlich zutreffend, wenn von englischer Seite 
behauptet wird, die Haupt rücksicht habe bei der Subventionierung 
immer das Postinteresse erfahren, nicht der Handel und die Reederei 4 ). 
Wozu auch? Man war ja an so vielen Stellen ohne Konkurrenten. 
Aber heute, wo an sich oder durch staatliche Beihilfe Wettbewerbs- 
fähige erscheinen, kommt an den Subventionslinien zu allererst der 
teurere Eigenbetrieb zum Ausdruck. Mit anderen Worten : Die gegen- 
wärtigen Subventionen sind zu schwach, um auf die Dauer die Kon- 
kurrenzfähigkeit gewährleisten zu können. 

Die grofse Frage ist nun die: Was gedenkt Grofsbritannien 
zu tun, um die Stellung seiner Schiffahrt zu behaupten? 
Aufs engste hängt mit dieser Frage die nach den Mitteln zur Erhaltung 
des britischen Handels überhaupt zusammen. Wie sollen die gewaltigen 
Produktivkräfte Verwertung finden, wenn das Ausland in steigenden» 
Mafse sich von ihrer Benutzung frei zu machen strebt? Nur Ein 

') Report S. 315. Die hier gegebenen Zahlen umfassen zweifellos auch die 
Postfrachten und sind daher mit den oben gegebenen nicht vergleichbar. [Sie 
weisen für 1869/70 den Höhepunkt auf. Da aber die überseeische Post damaTs 
sicherlich bei weitem noch nicht den heutigen Umfang hatte, kann das Mehr nur 
den Subventionen zugeschrieben werden. 

8 ) Vgl. Hansa 1893, S. 110; Deutsche Seehandels-Correspoudrnz 1902, Nr. 36 
(Berlin). 

8 ) Der neuerliche Vertrag der brit. Regierung mit der Cunard Line wird 
weiter unten Erwähnung finden. 

*) Report S. 55, 58, 236. Das erkennt man schon aus der England eigen- 
tümlichen, rein geschäftsmäßigen Behandlung der Vertragsdauern. 
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Mittel, das Erfolg verspricht, kann es gehen: Union und Protek- 
tion, und das ist eins, denn eins ist ohne das andere nicht denkbar, 
England hat einen Ersatz für das verloren gehende Ausland und 
zugleich ein Feld, auf dem es in Zukunft seinen Zuwachs an wirt- 
schaftlicher Kraft betätigen kann — das sind seine überseeischen Be- 
sitzungen. „We have a big empire, and we could help each other 
in many ways. u l ) Aber sie müssen erst mit dem Mutterlande in 
enge Verbindung gebracht werden ; das britische Imperium, das Greater 
Britain, mufs er»t geschaffen werden. Mag es im Innern ohne 
handelspolitische Schranken oder mit solchen aufgebaut werden 
(letzteres scheint mir wahrscheinlicher), — nach aufsen kann es nur 
protektionistisch auftreten; denn so will es der seiner Schöpfung zu- 
grunde liegende Gedanke. Die Zukunft der britischen Nation ruht 
auf der Verwirklichung der Union, und der zielbewufsteste und eifrigste 
Vorkämpfer derselben mufs der Mann der Zukunft sein: Joseph 
Chamherlain. Es ist hier nicht der Ort , die bisherige Entwicklung 
der britischen Reichsidee und ihre Aussichten für die nächste Zu- 
kunft eingehend zu erörtern 2 ), sondern nur soweit sie von Einflufs 
auf die Schiffahrtspolitik ist. 

Es leuchtet ein, dafs der völlige Umschwung der wirtschafts- 
politischen Anschauungen, den die anbrechende Zeit voraussetzt, bei 
dem politischen Konservatismus der Engländer nur langsam vor sich 
gehen kann. Dazu kommt, dafs sie lange Zeit trotz einzelner Rück- 
schläge mühelos vorwärtsdringen konnten. Das „Britannia rules the 
waves" wurde eben geglaubt. So ist es verstandlich, dafs man das 
Aufkommen fremden Wettbewerbs als „undue and unnecessary 
encroachment" bezeichnet 8 ) oder in Ermangelung der Ehrlichkeit 
gegen sich selbst weidlich auf das Ausland schimpft und — lügt. 
Wie unzählige Male wiederholte sich in der englischen Presse die 
Fabel von den „heavy sul>sidies tt , mit denen Deutschland seine Schiff- 
fahrt grofszüchte, sodafs der Leiter der ersten deutschen Reederei, 
Albert Ballin, sich veraulafst sah, einen Aufklärungsbrief an die 
„Times" zu senden 4 ). Verständlich ist es auf der anderen Seite 



') Report S. 219. 

■) Vgl. darüber Fuchs, Rathgen, Hewins, dort zahlreiche weitere 
Quellen (Hewins „Der Imperialismus und seine voraussichtliche Wirkung auf die 
Handelspolitik des Vereinigten Königreichs". Sehr. d. Ver. f. Sozialpolitik LXXXXI, 
Leipzig 1901). 

») R ith gen S. 186 nach Gastreil „Our Trade in the World in Relation 
to Foreign Competition 1885-1895" (London 1897). 

<) S. u. a. Hansa 1900 S. 437; 1901 S. 409/10, 421. 
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auch, dafs sich vereinzelte Stimmen erheben, die den herrechenden 
Zustand kurzer Hand über den Haufen werfen wollen. So schlug 
Lord Brassey vor, man solle zu dem französischen System all- 
gemeiner Subventionen übergehen; die „Shipping Gazette" redete 
einer besonders gegen die deutsche Schiffahrt gerichteten subven- 
tionierten Mittelmeerlinie das Wort 1 ); eine Reederei in Hull hatte 
1895/189(5 um Gewährung einer Subvention gegen die Konkurrenz einer 
subventionierten norwegischen Linie gebeten 2 ) u. s. w. Natürlich 
wurde all diesen Anregungen praktisch keinerlei Folge gegeben. 
Aber verdienten solche Stimmen als Symptome schon volle Beachtung, 
so sind in der jüngsten Zeit tatsächlich die ersten Schritte getan, 
die einen Bruch mit der bisherigen Schiffahrtspolitik 
bedeuten. Am 16. Januar 1901 ist eine subventionierte Linie ins 
Leben getreten, die an erster Stelle den Interessen des Handels dienen 
soll, nicht wie die bisherigen Linien vornehmlich den postalischen*). 
Die Eider Dempster Line erhält jährlich 40000 % für regelmäfsige 
Fahrten zwischen Bristol und Jamaica, die die Ausfuhr landwirt- 
schaftlicher Produkte der Kolonie fördern soll, insbesondere von 
Obst (Bananen). Kakao, Branntwein, Rum u. s. w. Bis zum Juli 1901 
waren bereits grofse Mengen davon nach England gelaugt. Die 
Reederei ist gehalten, auf jeder Reise nicht weniger als 20000 Büschel 
Banauen zu Tagespreisen einzukaufen. Wichtig ist auch, dafs die 
Subvention von Mutterland und Kolonie zu gleichen Teilen getragen 
wird, und zwar in England nicht von der Post-, sondern von der 
Kolonialvcrwaltung. Die Dampfer müssen mindestens 15 Knoteu 
laufen, zu bestimmten Preisen Passagiere und die Post frei befördern. — 
Das etwas frühere Vorgehen Kanadas zur Hebung seines Nahmngs- 
mittelexports nach England wurde schon erwähnt. Es hat den aller- 
günstigsteu Erfolg gehabt 4 ). Schon seit mehreren Jahren sucht die 
kanadische Regierung zum engeren Anschlufs an das Mutterland die 
Idee eines Schnelldampferverkehrs mit Grofsbritannien zu realisieren. 
Sie ist bereit zu einer Subvention von 150000 j£, aber auch so hat 
sich bisher kein Reeder an das sehr unsichere Unternehmen heran- 
gewagt. Nachdem sich die vorjährige Kolonialkonferenz für die Ein- 
richtung der Linie ausgesprochen hat , kommt die Angelegenheit 
vielleicht in neuen Flufs, wenn sich die Regierung des Mutterlandes 
auch ihrerseits zu einer Subvention entschliefst. Die Verwirklichung 

') Hansa 1898, S 376, 387. 

-) Report 8. 269 ff. (Abdruck des betr. Briefwechsels), S. 176. 

3 ) Report S. 14*15, 110/11, 286; Rathgen S. 150. 

4 Statistisches s. Rathgen S. 163. 
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des Planes würde ein neuer Ausdruck der imperialistischen Schwenkung 
der britischen Schiffahrtspolitik sein, das postalische Interesse würde 
nur eine ganz untergeordnete Rolle dabei spielen. — Das gleiche 
gilt endlich von der jüngsten tatsächlich erfolgten britischen Sub- 
vention, von dem im September v. J. mit der Cunard Line geschlossenen 
Vertrage. Die genannte Linie hatte sich dem Morgan-Trust (s. unten) 
nicht angeschlossen, vielleicht im Einverständnis mit der Regierung, 
der alles daran liegen mufste, weuigstens die wichtigste der den Nord- 
atlantik befahrenden Reedereien vor der Amerikanisierung zu be- 
wahren. Blättermeldungen zufolge ist der Vertrag auf die Dauer 
von 20 Jahren abgeschlossen, die Reederei soll aufser einer Jahres- 
subvention von 150000 £ ein mit 2 8 /4°/o verzinsliches Darlehn zum 
Bau von zwei neuen erstklassigen Schnelldampfern erhalten. Dem- 
gegenüber enthalten die Verpflichtungen der Reederei nichts das ge- 
wöhnliche Mals Übersteigendes. Dieser neueste Schritt Englands, 
der vor wenigen Jahren noch ganz undenkbar gewesen wäre, ist 
seinem Gegenstande nach sicherlich der bedeutungsvollste der bisher 
erfolgten, — aber, wie mir scheint, seinem Inhalte nach auch ein 
sehr bedenklicher. Mag die jährliche Subvention schon recht hoch 
gegriffen sein, in dem kapitalkräftigen England einem alten bedeuten- 
den SeeschirTahrtsunternehmen obendrein aus der Staatskasse ein 
günstiges Darlehn zu gewähren, das scheint mir zu weit gegangen. 
Der Erfolg wird jetzt in der Hauptsache von der Tüchtigkeit der 
Reedereileitung abhängen. Mangelt es daran und verläfst man sich 
auf die leicht erlangte Staatshilfe, so werden die traurigen Erfahrungen 
einzelner Länder des Kontinents auch England nicht erspart bleiben. 
Im anderen Falle werden in den nächsten Jahren die deutsche nord- 
atlantische Schiffahrt, wie besonders der Morgan-Trust, mit einer er- 
heblich verstärkten Konkurrenz zu rechnen haben, wenn auch ein Kampf 
zwischen beiden Parteien durchaus nicht unvermeidlich erscheint. 

Weitere Schritte hat England auf der neuen Bahn bisher nicht 
unternommen. Jedoch ist noch ein vorbereitendes Ereignis wichtig 
genug, um besonders erwähnt zu werden. Im Frühjahr des Jahres 1901 
wurde im Unterhaus der Beschlufs gefafst, eine Sonderkommission 
einzusetzen zur Untersuchung der ausländischen Seeschiffahrts- 
subventionen und ihres Einflusses auf den britischen Handel und Ver- 
kehr. Die Kommission hat bis zum 1. August eine grofse Anzahl 
sachverständiger und offizieller Persönlichkeiten vernommen und den 
in dieser Arbeit schon vielfach angezogenen Bericht über ihre Ver- 
handlungen veröffentlicht. Derselbe enthält eine grofse Menge an 
Tatsachenmaterial, wenn auch nicht überall einwandfreies und stellen- 
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weise sehr lückenhaftes. In Erstaunen setzen mufs einen jedoch die 
oft kaum glaublich mangelhafte Information der Staatsbeamten. Die 
Kommission gelangte zu der Erkenntnis, dafs zu einer völligen Klar- 
stellung der Angelegenheit weitere Verhandlungen erforderlich sein 
würden, und hat dem Parlament die Neuernennung einer Kommission 
empfohlen 1 ). Sie ist also nicht zu eigenen positiven Vorschlägen 
gelangt, die von den Vernommenen geäußerten sind jedoch schon 
beachtenswert genug 2 ). Sie schlagen dreierlei Wege ein, die sich 
gegenseitig aber keineswegs ausschliefsen : 

1. Man müsse die Schiffe fremder Flaggen, die britische Häfen 
besuchen, zur Befolgung der für die britischen Schiffe 
geltenden Vorschriften zwingen, also zur Beachtung der 
Tiefladelinie-, Bemannungs- u. s. w. Gesetze; 

2. es müfsten Subventionen gewährt werden, um mit dem billiger 
arbeitenden Ausland auf denselben Kostenpunkt zu kommen ; 

3. die Schiffahrt zwischen Mutterland und überseeischen 
Besitzungen müsse der britischen Flagge vorbehalten werden. 
Dafs die Kommission selbst ähnlichen Anschauungen huldigt, 

geht aus ihren Verhandlungen klar hervor. Colonel Ropner, eins 
ihrer Mitglieder, der Präsident der Britischen Schiffahrtskammer, 
äufserte Zeitungsnachrichten zufolge auf deren letzter Jahres- 
versammlung, ohne die Gewährung einer staatlichen Beihilfe nach 
Art der amerikanischen Pläne sei auf die Dauer ein Erfolg kaum 
zu erhoffen. — Mit dem Gedanken einer Monopolisierung des Küsten- 
verkehrs des Vereinigten Königreichs hat sich die Kommission nicht 
befreunden können, aus Furcht vor Repressalien. Dagegen hat Canada 
für sein Gebiet denselben Gedanken seit Oktober v. J. tatsächlich zur 
Durchführung gebracht, und in Australien scheint man lebhafte Neigung 
zu einem gleichen Versuche zu verspüren. 

Wann Grofsbritannien einen jener Wege, vielleicht einmal gar 
alle drei einschlagen wird, vermag niemand vorherzusagen. Wie die 
Dinge zur Zeit liegen, scheinen der erste und zweite die gangbarsten 
— es sind ja bereits Ansätze zu ihnen vorhanden — , während der 
dritte erst rechte Bedeutung für ein einiges Reich zu haben scheint. 
Sie liegen alle drei auf dem Gebiete protektionistischer Politik und 
wenn einmal die Idee eines enggefügten britischen Weltreichs zur 

') Dem ist auch stattgegeben worden; der neue Bericht war beim Abschlufs 
dieser Arbeit noch nicht erschienen. Soweit aus Mitteilungen der Tagespresse die 
Verhandlungen der neuen Kommission bekannt geworden sind, ist der Fortschritt 
der Stimmung für unionistisch-imperialistische Schiffahrtspolitik vielfach erkennbar. 

•) Vgl. Report S. 219, 255, 162 ff., 208, 173/74 u. s. w. 
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Tat werden sollte — dann wird auch die Schiffahrtspolitik einen 
protektionistischen Charakter annehmen, restriktiv, wo sie sich auf 
den heimischen Boden stützeu kann , positiv , wo sie dem Auslande 
aufserhalb des heimischen Machtbereichs entgegentritt. Die Union 
scheint mir Lebensbedingung für die britische Nation zu sein, und 
dafs die britische Nation sie zustande bringen wird, dafs sie ihre 
„Wiedergeburt", wie Chamberlain treffend sagt, vollziehen wird, dafür 
bürgt wohl ihre oft bewährte, zähe Lebensfähigkeit, 

Deutschland. 

Erst seit der Neugründung des Reichs, seitdem es wieder eine 
deutsche Flagge gab, kann man von einer deutschen Schiffahrts- 
politik reden. Der Protektion, restriktiver wie positiver, enthielt sich 
das neue Reich im ersten Jahrzehnt seines Bestehens aber völlig. 
Die ausländische Seeschiffahrt und der ausländische Schiffbau hatten 
vollkommen freien Eintritt, den inländischen Seegewerben wurde 
keinerlei staatliche Unterstützung zu ihrer Förderung und Stärkung 
gegenüber dem Auslande zuteil. Und man kann wohl sagen, dafs diese 
indifferente Politik den deutschen Seegewerben nicht zum Schaden ge- 
reicht hat. Die deutsche Seeschiffahrt war seit langem gewohnt, auf 
eigenen Füfsen zu stehen, sich draufsen nur auf sich selbst zu verlassen. 
So war auch der im ganzen stetige Fortschritt von 1870 bis 1880 — er 
war keineswegs besonders rapide — das Resultat eigener fleifsiger 
Arbeit. Allerdings darf man auch nicht vergessen, dafs es eine be- 
sonders drückende Auslandskonkurrenz für Deutschland nicht gab, 
dafs die deutschen Betriebsbedingungen durchweg günstige waren, und 
dafs hinter der Seeschiffahrt eine sich kräftig entwickelnde Volks- 
wirtschaft stand. Beide Momente — die passive Haltung der Staats- 
gewalt und die günstigen Vorbedingungen — mufsten die deutsche 
Reederei und den aufkommenden Eisenschiffbau sich im Kerne ge- 
sund entwickeln lassen. 

Und dennoch hat sich auch das Deutsche Reich auf die Dauer 
von einem Eingreifen in die Entwicklung nicht fernhalten können. 
Der kurz nach Beginn der neuen Schutzzollpolitik ausgesprochene 
prinzipielle Vorbehalt der Küstenfahrt ist im wesentlichen nicht mehr 
als ein handelspolitisches Unterhandlungsobjekt geblieben, das mit 
den meisten der in Betracht kommenden Staaten gegenseitig aus- 
getauscht wurde. Ungleich bedeutungsvoller waren die Mafsnahmen 
positiver Natur, zu denen man gelangen mufste* je eher, desto besser. 
Die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands drängte mehr und mehr 
hinaus über die Grenzen des Landes, seine überseeischen Interessen 
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nahmen stetig zu, andererseits war aber das Ausland an vielen für 
die Zukunft wichtigen Stellen weit voraus oder im Begriff, ziel- 
bewußt vorwärtszudringen. Zwei Gebiete waren es vor allem, denen 
Deutschlands Schiffahrlspolitik eine besondere Aufmerksamkeit zu- 
wenden mufste, zwei Gebiete, von denen man mit Sicherheit voraus- 
sehen konnte, dafs sie eine bedeutende Rolle in der Weltwirtschaft 
zu spielen berufen sein würden: Ostasien mit seiner Inselwelt, wo 
sich ein riesiges Konsumtions- und Produktionsgebiet eröffnete, und 
Afrika, wo man nach verhängnisvollem Zögern endlich, noch gerade 
vor Torschlufs, zugegriffen hatte, um sich ein Stück Kolonialbesitz 
zu sichern. Auf beiden Gebieten hatte die Initiative deutscher Kauf- 
leute bereits erhebliche Interessen geschaffen, während die deutsche 
Reederei, vornehmlich in Afrika, noch weit im Rückstände war. An 
regelmäfsige Fahrten mit fest innegehaltenem Fahrplan war garnicht 
zu denken, und noch auf lange Zeit hinaus mufste ein privates Vor- 
gehen in dieser Richtung ausgeschlossen erscheinen. Konnte doch 
selbst England, von dem übrigen Europa garnicht zu reden, nur mit 
staatlicher Hilfe regelmäfsige Verbindungen mit diesen entfernten, 
noch zu wenig entwickelten Gebieten unterhalten. Ein positives 
Eingreifen wurde unabweisbare Pflicht der Reichsregierung. 

Zunächst galt es, den deutschen Handels- und auch politischen 
. Interessen im fernen Osten eine entsprechende Unterstützung durch 
die Handelsflotte zuteil werden zu lassen. Ende Mai 1884 ging dem 
Reichstage ein Gesetzentwurf zur Schaffung von Postdampferverbindun- 
gen nach Ostasien und Australien zu 1 ). „Der Vorsprung," hiefs 
es in der Begründung, „den andere Nationen, insbesondere England 
und Frankreich, unter dem Schutze ihrer früh gewonnenen Einheit 
und Stärke, auf diesem Gebiete vor Deutschland erlangt haben, wird 
sich nur durch Anwendung derselben Mittel, welchen jene Staaten 
ihn verdanken, für Deutschland eiuholen lasseu." Es sollte eine 
Hauptlinie nach Ostasien (bis Hongkong) mit einer Zweiglinie 
Hongkong-Korea-Japan und ebenso eine Hauptlinie nach Australien 
(bis Sydney) mit einer Zweiglinie Sydney-Auckland-Tonga-Samoa ge- 
schaffen werden. Insgesamt war eiue jährliche Subvention von 
4 Millionen Mark vorgesehen. Bedauerlicherweise brachte der Reichs- 
tag der Bedeutung der Vorlage so geringes Verständnis entgegen, 
dafs dieselbe in der Kommission auf Veranlassung des Zentrums und 

') Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen Reichstags 1884 IV 
Nr. 111. — Vgl. über die Vorgeschichte und die ersten Jahre der ostasiatischen 
Postdampferlinien auch M. Lindemann „Der Norddeutsche Lloyd. Geschichte 
und Handbuch" (Bremen 1892) S. 90 ff. 
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der freisinnigen Parteien begraben wurde. Doch bereits gegen Ende 
des Jahres erschien die Vorlage von neuem, diesmal in wesentlich 
erweiterter Gestalt 1 ). Die Gebietserwerbungen in Afrika hatten 
ihren Anfang genommen, und es war ein Akt weiser Voraussicht» 
wenn die Regierung schon jetzt die Errichtung einer eigenen regel- 
raäfsigen Linie erstrebte. Sie sollte in vierwöchentlichen Zwischen- 
räumen die Verbindung mit Zanzibar über West- und Südafrika 
herstellen. An den australischen Linien hatte die Vorlage nichts 
Wesentliches geändert , dagegen der ostasiatischen Hauptlinie eine 
zweite Nebenlinie hinzugefügt, die zwischen Triest (Venedig) und 
Alexandria oder Genua und Alexandria verkehren und zugleich auch 
der australischen Hauptlinie als Zugangslinie dienen sollte. Die 
Subvention war auf 5,4 Millionen Mark festgesetzt. Wieder brachte 
das Zentrum es fertig, dafs die Vorlage einer Kommission überwiesen 
und hier abgelehnt wurde. Anfang März 1885 jedoch wurden die 
ostasiatischen Linien vom Plenum mit grofser Majorität angenommen, 
die neue afrikanische Linie dagegen abgelehnt. Der auf 15 Jahre 
laufende Vertrag 2 ) wurde mit dem Norddeutschen Lloyd abgeschlossen, 
die Subvention betrug 4 Millionen für die je vierwöchentlichen 
Fahrten nach Ostasien und Australien und 400000 Mark für die zwei- 
wöchentlich zu befahrende Anschlufslinie Triest- Alexandria. Die 
afrikanische Linie erschien erst im Januar 1800 wieder 8 ). Die Zu- 
stände in der Verbindung mit Ostafrika, wo ein bedeutendes Gebiet 
erworben war und obendrein die Kampfe zur Unterdrückung des 
Sklavenhandels tobten, waren unleidliche geworden. Der Reichstag 
sah sich denn auch veranlafst, dem Entwürfe sofort zuzustimmen, so- 
dafs das Gesetz bereits am 1. Februar fertig war 4 ). Nach dem im 
Mai auf 10 Jahre mit der Deutschen Ostafrika Linie in Hamburg ab- 
geschlossenen Vertrage sind jährlich 13 Fahrten zwischen Hamburg 
und Delagoa-Bay über Suezkanal-Ostafrika zu leisten, von Zanzibar 
aus sind zwei Anschlufslinien an die Festlandsküste, eine nördliche 
und eine südliche, zu unterhalten. Die Gesaratsubvention beträgt 
900000 Mark im Jahre. 

Über die Wirkungen der staatlichen Unterstützung geben die 
den Entwürfen zur Erneuerung der Verträge beigefügten Denk- 
schriften eingehende Auskunft. Betrachten wir zunächst die Ent- 

') Anlage z. d. Vcrhdl. d. D. Reichtstags 1884/85 V, Nr. 16. 
8 ) H.-A. 1885 I, S. 501 ff. ; Gesetz ebenda S. 3.%, abgedr. aus dem Centrai- 
blatt für das Deutsch*» Reich, bezw. Reichsgesetzblatt. 

») Anl. z. d. Verhdl. d. D. Reichstags 1889/90 III, Nr. 106. 
*) H.-A. 1890 I, S. 126 27; Vertrag ebenda S. 308 ff. 
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wicklung der Postdampferverbindung mit Ostasien 1 ). Das Urteil 
über das Gesamtresultat des ersten Jahrzehnts läfst sich wohl dahin 
zusammenfassen, dafs die Subvention zu knapp bemessen war, um 
von Anfang an die Rentabilität des Unternehmens sicherzustellen und 
um den steigenden Ansprüchen des Verkehrs zu gentigen. Damit ist 
schon gesagt, wie der tatsächliche Verlauf der Wirkung war: zu 
Anfang Verlust für den Unternehmer, dann zwar Rentabilität, aber 
eine auf die Dauer unzulängliche. Bis zum Jahre 1894 — 7 volle 
Betriebsjahre hindurch - arbeitete die Reederei mit Verlust, der für 
1800 eine Höhe von fast 2 Millionen Mark erreichte; seit 1894 trat 
ein steigender, aber mäfsiger Gewinn ein, sodafs bis zum Schlufs 
des Jahres 1896 immer noch ein Verlust von 5,26 Millionen Mark blieb. 
Nur mit Hilfe der Gewinne aus seinen freien Linien , die natürlich 
stark leiden mufsten, ja, oft durch die Verluste auf den Subventions- 
linien absorbiert wurden, konnte der Lloyd die ungünstige Zeit durch- 
machen. Nachdem dieselbe 7 Jahre angehalten, hatte man sich doch 
veranlafst gesehen, eine Erleichterung für den Lloyd eintreten zu 
lassen: die Mittelmeerlinie wurde definitiv beseitigt (sie war schon 
1887 wegen mangelnden Verkehrs um die Strecke Triest-Brindisi ge- 
kürzt worden), die Hauptlinie hatte dafür künftig Genua und Neapel 
zu berühren; weiter wurde Korea aus der japanischen Zweiglinie 
gestrichen , dazu die ganze australische Zweiglinie. Zum Ersätze 
wurde die Zweiglinie Singapore-Sundainseln-Deutsch-Neuguinea ein- 
gerichtet und die Subvention auf 4,09 Millionen Mark herabgesetzt 2 ). 
Wie erwähnt, hoben sich nach dieser Neuerung die Jahresgewinne 
langsam. Dennoch kamen die Kontrahenten schon nach wenigen 
Jahren zu der Überzeugung, dafs sich mit einer Erhöhung der Sub- 
vention um nur reichlich ein Drittel ungleich mehr, und zwar zu- 
gleich das im wirtschaftlichen wie auch im politischen Interesse 
mittlerweile erforderlich Gewordene erreichen lasse. Hierauf kommen 
wir gleich zurück, denn um keine falsche Vorstellung von dem bis- 
herigen partiellen Mifserfolge zu erhalten, mufs noch erläutert werden, 
dafs dieser Mifserfolg eben nur ein partieller war. Obwohl die 
Reederei selbst im ersten Jahrzehnt mit Verlust arbeitete, haben die 
ostasiatische und die australische Postdampferlinie eine weittragende 
Bedeutung für Deutschlands Handel und Schiffahrt gehabt. Der 
regelmäfsige Verkehr hat die kommerziellen Beziehungen zwischen 

') Anl. z. d. Vcrhdl. d. D. Reichstags 1897/98 II, Nr. 103; im übrigen vgl. 
Schuhmachers. 15 ff., Philippovich S. 104, Fitger (1892) S. 29, (1902) S. 23/24, 
86 ff., Hansa an vielen Stellen, Nauticus 1900, S. 43/44 u. 8. w. 

») HA. 1898 I, S. 903/4. 



Digitized by OooqIc 



I 



- 95 - 



Deutschland und dem Osten aufserordentlich entwickelt, wie in der 
genannten Denkschrift mit reichem statistischen Material nachgewiesen 
wird : der Passagierverkehr hat beträchtlich zugenommen, und nicht 
nur Einfuhr und Ausfuhr sind an sich stark gestiegen, sondern auch 
der Zwischenhandel, insonderheit der englische in Tee und Drogen, 
ist mehr und mehr ausgeschieden worden. Das hat einen bedeuten- 
den Aufschwung der freien Schiffahrt, der Frachtschiffahrt, zur Folge 
gehabt. Ihre viel niedrigeren Frachtraten kommen besonders Massen- 
gütern und solchen, deren Beförderung nicht eilt, zustatten. Die 
den Frachtverkehr mit Ostasien pflegende Hamburger Kingsin Linie 
hat von 1885 bis Anfang 1897 ihre Dampfertiotte von 15800 T. 
(11 Schiffe) auf 51 350 T. (15 Schiffe) vermehrt und statt des bis- 
herigen 20tägigen Verkehrs einen 14tägigen einführen können. Die 
Deutsch- Australische Dampfschiffs -Gesellschaft, gleichfalls in Ham- 
burg beheimatet, hat von 1890 bis 1897 ihren Schiffspark von 
19500 T. (7 Schiffe) auf 33430 T. (9 Schiffe) gebracht. Die unter 
deutscher Flagge stattfindende chinesische Küstenschiffahrt hat gleich- 
falls seit 1893^1894 gute Fortschritte gemacht. Endlich ist den Sub- 
ventionen noch eins zu danken, vielleicht das Wertvollste: ihr nach- 
haltiger Einflufs auf den deutschen Schiffbau. Die Subventionslinien 
haben den deutschen Werften unmittelbar keine absonderlich grofsen 
Vorteile gebracht, wohl aber mittelbar. Denn sie haben den Anstofs 
zum Bau der modernen grofsen Post- und Schnelldampfer in Deutsch- 
land gegeben. Vor 1886 wurde der Bedarf an schnellen , grofsen 
Passagierdampfern ausschliefslich in England gedeckt. Der gesetz- 
liche Zwang, die Subventionsdampfer im Inlande zu bauen, brachte 
den deutscheu Werften die ersten derartigen Aufträge. Wie sie sich 
der ihnen gestellten Aufgabe gewachsen zeigten und wie seitdem 
gerade dieser Zweig der Schiffbaukunst in Deutschland seine höchsten 
Triumphe gefeiert hat, ist hinreichend bekannt. 

Wie erwähnt, wurde der Ablauf des Vertrages mit dem Lloyd 
nicht abgewartet. Die Verhältnisse hatten sich derart verschoben, 
dafs eine vorzeitige Revision erforderlich schien. Die grofse wirt- 
schaftliche Bedeutung des Ostens wurde von Tag zu Tag klarer, die 
dortigen Fortschritte Deutschlands berechtigten durchaus zu der 
Hoffnung auf eine gute Zukunft. Die nur vierwöchentliche Verbindung 
mufste demgegenüber schon an sich als reichlich knapp bezeichnet 
werden, im Hinblick auf das Vorgehen des Auslands aber direkt als 
unzureichend. Die neuerlichen Verträge der englischen und fran- 
zösischen Gesellschaften sicherten ihnen nicht nur auch fernerhin 
häufigere Expeditionen, sondern vor allem auch gröfsere Geschwindig- 
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keit, als der Lloyd mit seiner bisherigen Subvention leisten konnte. 
Das übrige Ausland, Europa wie Amerika, verschärfte durch Sub- 
ventionierung von Linien nach dem Osten die Konkurrenz in der 
Schiffahrt noch mehr. Japan begann in dem internationalen Wett- 
streit der Reederei aufzutauchen. Natürlich gab die Konkurrenz im 
Handel der in der Schiffahrt nichts nach — im Gegenteil. Die Er- 
öffnung der sibirischen Bahn stand in wenigen Jahren zu erwarten, 
es galt, auf den zu erwartenden Wettbewerb im Post- und Personen- 
verkehr vorbereitet zu sein. Endlich liefs die politische Entwicklung 
der Dinge im Osten eine Verstärkung der Verbindung mit der Heimat 
dringend geboten erscheinen. So legte denn die Regierung bereits 
im Januar 1898 dem Reichstage den Entwurf zu einer Erweiterung 
der ostasiatischen und australischen Linien vor, der in allem Wesent- 
lichen schnell zur Annahme gelangte, sodafs der neue fünfzehnjährige 
Vertrag 1 ) mit dem Lloyd im Herbst desselben Jahres abgeschlossen 
werden konnte. Für den Beginn der neuen Fahrten wurde der 
1. Oktober 1899 definitiv festgesetzt. Nach mehrfachen Abänderungen 
der Neuguinea-Linie wickelt sich der Betrieb jetzt so ab: Die Ver- 
bindung mit Ostasien ist verdoppelt, auch die Schnelligkeit erheblich 
vergröfsert. Es gibt jetzt zwei Hauptlinien , die abwechselnd von 
Bremerhaven und Hamburg ihren Ausgang nehmen und zu drei 
Vierteln vom Lloyd, zu einem Viertel von der Hamburg-Amerika Linie 
betrieben werden. Die eine Hauptlinie geht über Hongkong bis 
Schanghai, die andere über Hongkong bis Japan, jede vierwöchentlich, 
und zwar so, dafs eine 14tägige Verbindung bis Hongkong erzielt 
wird. Um auch mit Schanghai eine 14tägige Verbindung zu haben, 
ist im Anschlufs an die nach Japan durchgehende Linie eine Zweig- 
linie Hongkong- Schanghai neu geschaffen. Die Neuguinea-Linie ist 
seit dem 1. Januar v. J. so geregelt, dafs eine sechs wöchentliche Ver- 
bindung Singapore-Neuguinea-Sydney aufrecht erhalten wird, ein 
Bindeglied also zwischen den ostasiatischen und der australischen 
Hauptlinie. Letztere ist unverändert geblieben. Für die Mehr- 
leistungen ist die Subvention um IVe Millionen erhöht worden, so- 
dafs Deutschland für seine Postdampferverbindungen mit dem Osten 
gegenwärtig insgesamt 5590 000 Mark im Jahre verausgabt. — Die 
Erfolge der Neuorganisation sind trotz des ungünstigen Ein- 
flusses der chinesischen Wirren, die gerade in die Anfangszeit des 
neuen Betriebes fielen, im ganzen genommen aufserordentlich erfreu- 
liche gewesen, dank der hervorragenden, weitblickenden Leitung der 
beiden grofsen Gesellschaften. Das Bild drehte sich gegen früher 

') H.-A. 1898 I, S. 903 ff. ; Nachträge 1899 I, S. 373; 1900 I, S. 944. 
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zum Teil gerade um. Schon 1898 kaufte der Lloyd zwei englische 
Linien an, die in der indisch-ostasiatisehen Küstenfahrt beschäftigt 
waren, die Scottish Oriental Steamship Company und die gewöhnlich 
die Holt Line genannte East India Steamship Company. Der Lloyd 
hat ihren Schiffspark durch Neubauten und Ankauf von Dampfern 
sofort fast verdoppelt, seinen Subventionslinien im Osten angegliedert 
und zahlreiche neue Routen in der südostasiatischen Inselwelt ein- 
gerichtet. Er beschäftigt hier zur Zeit, gegen 65000 T. Dampfer. 
Aber noch weiter entfaltete sich die deutsche Flagge im fernen Osten. 
Die Hamburg-Amerika Linie hatte 1898 die bereits erwähnte ham- 
burger Kingsin Linie, die einzige deutsche Reederei, die einen freien 
regelmäfsigen Frachtverkehr mit China unterhielt, aufgesogen. Um 
einen zerstörenden Konkurrenzkampf mit dem Lloyd zu vermeiden, 
wurde der gemeinsame Betrieb der Reichspostdampferlinien und der 
Frachtlinie vereinbart. Die Amerika Linie erwarb ferner die Schiffe 
der in der nordchinesischen Küstenfahrt tätigen apenrader Reederei 
von Jebsen, gemeinsam mit dem Lloyd wurde die Jangtsefahrt auf- 
genommen u. s. w. Kurz — das Netz der Dampferlinien der beiden 
Gesellschaften in Ostasien ist während der letzten 3 bis 4 Jahre der- 
artig ausgebaut und verdichtet worden, dafs die deutsche Handels- 
flagge hier eine der herrschenden Stellungen einnimmt und die 
deutsche Schiffahrt dem deutschen Handel stellen- 
weise weit vorausgeeilt ist. Ganz gewifs wäre man hier noch 
nicht so weit, wenn nicht das Reich durch die Postdampfer-Subvention 
den Grundstock gelegt hätte. Aber andererseits haben wir hier ein 
treffliches Beispiel vor uns von dem Werte, den die Person des 
Empfängers für den Erfolg der Subvention hat. Der ist auch auf 
der australischen Linie nicht ausgeblieben: ohne Erhöhung der Sub- 
vention, aus eigener Kraft hat der Lloyd bereits seit dem Herbst 
1901 den vierwöchentlichen Betrieb in einen dreiwöchentlichen um- 
gewandelt. — Im Anschlufs hieran sei der Vertrag mit der 
Jaluit-Gesellschaftin Hamburg vom Dezember des Jahres 1901 *) 
erwähnt, der an die Stelle eines Vertrages vom August 1900 trat 
und zunächst auf drei Jahre geschlossen ist. Die Gesellschaft wird 
verpflichtet, jährlich eine mindestens dreimalige Verbindung zwischen 
Sydney und Neuguinea, den Karolinen, Marianen, Marshall-Inseln 
u. s. w. zu unterhalten. Ursprünglich hatte der Lloyd auf seiner 
Guinea-Linie auch die neuen deutschen Erwerbungen berührt; da 



«) H.-A. 1902 I, 8. 152 ff. Über die Subvention für die Linie Apia-Pago- 
Pago 8. o. S. 79. 
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jedoch der Verkehr hier noch zu wenig entwickelt ist, wurde davon 
Abstand genommen und der Vertrag mit der Jaluit-Gesellschaft ge- 
schlossen. Die jährliche Subvention beträgt 120000 Mark (bisher 
90000 Mark) und wird von der Postverwaltung gezahlt. Sie wird 
allerdings „Vergütung" genannt, doch gilt auch von ihr das wieder- 
holt Ausgeführte. 

Die Entwicklung der 1890 begründeten Subventionslinie nach 
Ostafrika hat viel Ähnlichkeit mit der ostasiatischen gehabt 1 ).. 
Auch hier im Anfang ein Verlust auf Seiten der Reederei, doch nicht 
so grofs wie der des Lloyd. Nur die beiden ersten Betriebsjahre 
brachten einen Verlust von zusammen 1,2 Millionen Mark, das dritte be- 
reits einen nicht unbedeutenden Gewinn, das vierte wieder einen kleinen 
Verlust (52000 Mark); seitdem ein allerdings schwankender, aber 
ständiger Gewinn, sodafs Ende 1898 das Gesamtresultat der Sub- 
ventionslinien einen Gewinn von reichlich Vi Million Mark darstellte. 
Demgegenüber ist aber zu bemerken, dafs die Gesellschaft den 
anfänglichen Verlust, zu dem noch Anfangsverluste auf den erweiterten 
Strecken (s. unten) kamen, nicht wie der Lloyd auf andere Linien 
hatte abwälzen können. Sie hatte sich daher zu ihrer Konsolidierung 
Anfang 1895 genötigt gesehen, das Stammkapital von 6 auf 5 Millionen 
Mark herabzusetzen, also 1 Million verloren zu geben. Das hat ihre 
Lage wesentlich gebessert, sodafs für das Betriebsjahr 1895 die erste 
Dividende (t>°/o) gezahlt werden konnte. In den beiden letzten 
Jahren des Subventionsvertrages hat das Unternehmen einen weiteren 
6ehr günstigen Fortgang genommen, sodafs bis zum Ablauf des Ver- 
trages der Kapitalverlust wieder eingeholt war. Auch bei der Ost- 
afrika Linie hat sich also in den ersten Jahren die Subvention als 
unzureichend erwiesen, aber auch hier hat es die Leitung durch um- 
sichtiges und weitausgreifendes Vorgehen bald zu den besten Erfolgen 
gebracht. Man sah sehr bald ein, dafs nur durch eine Ausdehnung 
des Betriebes auf eigenes Risiko eine günstige Bilanz zu erreichen 
sein werde. Aus eigener Initiative wurden die sich vertragsmäfsig 
nur bis Delagoa-Bay erstreckenden Fahrten bereits 1892 bis Durban 
(Natal) ausgedehnt, eine Zweiglinie Zanzibar-Bombay, die dem alten 
Handel der Inder mit Ostafrika Rechnung tragen sollte, wurde ge- 



l ) Ausführliches siehe in der Begründung des neuen Gesetzentwurfs vom 
April 1900 (Anl. z. d. Verhdl. d. D. Reichstags 1898/1900, VI, Nr. 702); Nauticus 
1900, S. 48 ff. Ein sehr anschauliches Bild von dem Betriebe der Linie und 
seinen besonderen Schwierigkeiten entwarf eine auf der vorjährigen Hauptver- 
sammlung der Deutschen Kolonialgesellschaft in Lübeck von Eduard Woermann- 
Hamburg gehaltene Rede (abgedruckt im Hamb. Corr. v. 8. Juni 1901 Nr. 264). 
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schaffen, anfangs achtwöchentlich, später vierwöchentlich. Allmählich, 
seit 1898 ständig, wurden die Fahrten auf der Hauptlinie zu 14tägigen, 
also genau das Doppelte des Vertragsmäfsigen geleistet. Der gesamte 
Warenverkehr hatte sich bis 1898 der Menge nach vervierfacht, 
dem Werte nach mehr als verdreifacht, der Personenverkehr hatte 
sich sogar versiebenfacht. — Diese günstigen Erfolge ermutigten die 
Kontrahenten, als die Neuordnung des ablaufenden Vertrages vorge- 
nommen werden mufste, einen grofsen Schritt vorwärts zu tun. 
Selbstverständlich war es zunächst, dafs nunmehr die Htägige Ver- 
bindung auf der bisherigen Hauptlinie vertraglich sichergestellt 
werden sollte. Weiter erschien eine Erhöhung der Geschwindigkeit 
bis Zanzibar auf die der französischen Messageries Maritimes und die 
Beibehaltung der Bombay-Linie erwünscht. Die Hauptsache war 
aber, dafs jetzt auf das schon 1884 (s. oben) aufgetauchte Projekt, 
Südafrika in den Dienst einzubeziehen , zurückgegriffen wurde. Die 
Wichtigkeit des Kaplandes und der beiden Republiken für den 
deutschen Handel hatte ständig zugenommen. Die Ausfuhr wurde 
aber zum überwiegenden Teil, die Einfuhr fast ganz von den englischen 
Linien bewältigt, die ihre Fahrten zum Teil sogar bis Hamburg aus- 
dehnten und sehr hohe Frachten verlangten. Seit 1899 hatte aller- 
dings die hamburger australische Frachtdampferlinie ausgehend 
Kapstadt in vierwöchentlichen Zwischenräumen angelaufen, aber eben 
nur auf der Ausreise und nur mit langsamen Frachtdampfern. Da 
auch der Passagierverkehr auf einer deutschen Linie günstige Aus- 
sichten zu haben schien, schlug die Regierung im April 1900 dem 
Reichstag eine derartige Erweiterung der afrikanischen Subventions- 
linien vor. Der Reichstag erklärte alsbald seine Zustimmung, bereits 
im Juli wurde der neue Vertrag mit der Ostafrika-Linie auf 15 Jahre 
geschlossen 1 ). Die Fahrten nach dem Kap wurden zweckinäfsiger- 
weise in eine organische Verbindung mit der alten Hauptlinie gebracht, 
iudem Rundfahrten um Afrika eingerichtet wurden. Von Hamburg 
ausgehend sollen alle vier Wochen je eine westliche und eine östliche 
Rundfahrt stattfinden, über Antwerpen und Lissabon, bezw. über 
Antwerpen und Neapel. Damit die Utägige Verbindung mit Ost- 
afrika aufrechterhalten wird, ist in die östliche Rundfahrt eine 
Zwischenlinie eingelegt. Die Subvention ist vom 1. April 1901 ab 
auf 1,35 Millionen Mark erhöht worden. Das Resultat des ersten 
seitdem verflossenen Betriebsjahres mufste naturgemäfs darunter leiden, 



>) Gesetz a. H.A. 1900 I, S. 847; Vertrag ebenda S. 668 ff.; Nachtrag 1901 
I, S. 644. 
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dafs es eben das erste war. Aber „immerhin," heifst es im letzten 
Jahresberichte, „sind die Kosten der Einrichtung des neuen Betriebes 
verschwindende gewesen gegenüber den Kosten, die uns in diesem 
Jahre der Krieg und die Pest in Südafrika bereitet haben." Wenn 
die Reederei trotzdem eine Dividende von 2°/o zur Verteilung bringen 
konnte, so kann der künftigen Entwicklung wohl mit Zuversicht 
entgegengesehen werden. — Ähnlich wie im Osten Asiens die Post- 
verwaltung mit der Jaluit-Gesellschaft einen Vertrag über den Betrieb 
einer Nebenlinie geschlossen hat, so auch in Afrika, und zwar mit 
der Woermann Linie in Hamburg. Dieselbe hat alle vier Wochen 
eine Verbindung zwischen Kapstadt und Swakopmund herzustellen. 
Die Fahrt mufs in längstens 7 Tagen zurückgelegt werden, die so- 
genannte „Vergütung" beträgt im Jahre 10500 Mark 1 ). 

Man darf aber bei einer Schilderung der Schiffahrts-Subventionen 
Deutschlands nicht vergessen, dafs auch von der indirekten Sub- 
ventionierung Gebrauch gemacht worden ist. Schiff baumaterial 
ist von Einfuhrzöllen befreit; ohne diese Vergünstigung wäre die 
glänzende Entwicklung, die der Schiffbau genommen, nicht möglich 
gewesen. Heute allerdings wird das Material zum gröfseren Teile 
im Inlande hergestellt, und diesem werden für den Transport an die 
Werften billigere Eisenbahnfrachten gewährt. Da die Eisenbahnen 
in Deutschland durchweg Staatseigentum sind, so bietet sich in ihnen 
ein ebenso bequemes wie wirksames Mittel, die Schiffahrt auf in- 
direkte Weise zu unterstützen, indem den Exportgütern ermäfsigte 
Frachten bis zum Hafen gewährt werden. Die bedeutungsvollste An- 
wendung hat dies System in den kombinierten Eisenbahn -Schiffs- 
frachten erfahren, bisher für den Levante- und Afrikaverkehr, und 
zwar mit gröfstem Erfolge. Sie haben die Ausfuhr nach den ge- 
nannten Gebieten stark belebt und so zu der stetigen Weiterentwick- 
lung der beteiligten Reedereien, der Levante und Ostafrika Linie, 
sehr wesentlich beigetragen. In seinen Eisenbahnen besitzt Deutsch- 
land eine nicht zu unterschätzende, in ihrer Anwendung noch sehr 
ausdehnungsfähige Handhabe zur indirekten Förderung seiner 
Schiffahrt. 

An den deutschen Subventionierungen sieht man so recht klar, 
wieviel Gutes staatliche Mittel hervorbringen können, wenn sie auf 
fruchtbaren Boden ausgesät werden. Die in Deutschland befolgte 
Praxis, die direkte staatliche Unterstützung auf das Allernotwendigste 



') S. Anl. z. d. Verhandl. d. D. Reichstag» 1898/1900 VI, S. 4301; Report 
S. 281. 
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zu beschränken, hat auf die Dauer nur Gutes gewirkt; denn sie hat 
die der deutschen Reederei schon ohnehin innewohnende Energie 
nur noch vergröfsert und den Erfolg für künftige Zeiten nur noch 
gewisser gemacht. 

Norwegen und Schweden. 

Unter den europäischen Volkswirtschaften nimmt die Norwegens 
von jeher eine ganz besondere Stellung ein infolge der natürlichen 
Eigenart des Landes. Der Erwerb der Bevölkerung ist in der Haupt- 
sache auf Forstwirtschaft, Bergbau, Fischerei und Seeschiffahrt ge- 
stellt. Der jährliche starke Überschufs an Menschenkraft mufs zahl- 
reiche Existenzen von dem mit wirtschaftlichen Gütern nicht zu reich- 
lich gesegneten Festlande aufs Meer treiben. Norwegen weist von 
allen seefahrenden Nationen den bei weitem stärksten Prozentsatz an 
seemännischer Bevölkerung auf: auf 1000 Einwohner kommen nicht 
weniger als llt>2 T. Schiffsräumte, selbst in England mit dem zweit- 
stärksten Prozentsatz nur 634 *). Und das in Norwegen aufgewachsene, 
stahlharte Menschenmaterial ist seit Urzeiten so ziemlich das Beste 
gewesen, was die See überhaupt gesehen hat. „Kühnere und tüchtigere 
Seeleute als die Norweger gibt es wohl nicht" 2 ). Ihre unverwöhnte 
Lebensführung setzt sie in Stand, für die billigsten Löhne zu arbeiten. 
Die Kapitalkraft des Landes ist gering, die Artikel des Ausfuhr- 
handels, vor allem Holz, Steine und Fischereiprodukte, repräsentieren 
geringe Werte, auf denen hohe Transportkosten nicht stehen können. 
Daher einerseits der schon erwähnte starke Ankauf alter Schiffe aus 
dem Auslande und andererseits das bedeutende Überwiegen der 
Segelschiffe. Nach Zahl wie Raumgehalt gehen sie allerdings auch 
in Norwegen , obwohl langsam , zurück , während die Dampferflotte 
und der Dampfschiff bau sich im letzten Jahrzehnt erheblich vermehrt 
haben 8 ). Besonders in der Küstenschiffahrt haben die Dampfer die 
Segelschiffe schon weit zurückgedrängt. Weil das Heimatland selbst 
der Schiffahrt nicht genügend Nahrung zu geben vermag, bieten die 
einzelnen Seeleute wie die norwegischen Schiffe dem Ausland ihre 
Dienste an. Sie sind denn auch über den ganzen Erdball verbreitet; 



') Norway S. 405. Über den gegenwärtigen Stand von Handel und 
Schiffahrt Norwegens dort S. 403 ff. „Commerce and Stripping" von Kiaer, bes. 
S. 415 ff.; auch Fahlbeck S. 353 ff. 

*) Fitger 1902 S. 69. 

8 ) Vgl. Lexis S. 574; H.-A. 1901 II, S. 707; Nauticus 1901, S. 428; Hansa 
1902 S. 500 f. 
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allbekannt sind ja die Norweger als Holzverfrachter mit ihren mehr 
unter als über Wasser segelnden Schiffen. 

Bei dieser Sachlage ist es ohne weiteres klar, dafs die Seeschiff- 
fahrt einer allgemeinen Unterstützung seitens des Staates nicht be- 
darf. Aber sowohl die Notwendigkeit eines regelmäfsigen Postdienstes, 
als auch der Wunsch, den regelmäfsigen überseeischen Verkehr mit 
Dampfschiffen und besonders auch den viel Geld ins Land bringenden 
Fremdenverkehr zu heben, haben in der neuesten Zeit auch die 
norwegische Regierung zu positivem Eingreifen, zur Subven- 
tionierung veranlafst 1 ). 

Der Natur des Landes entsprechend, spielt der zur See bewerk- 
stelligte inländische Postverkehr eine grofse Rolle. Damit die 
beteiligte Schiffahrt den durch den Postdienst gestellten höheren An- 
forderungen gerecht werden kann, wird den betreffenden Reedereien 
vom Staate jährlich ein ansehnlicher Beitrag bewilligt; 1899/1900 be- 
trug derselbe 1 205000 Kr. Er war früher höher, der zunehmende 
Verkehr hatte eine Herabsetzung gestattet. Da viele Gegenden zu 
entlegen sind und keinen nennenswerten eigenen Verkehr besitzen, 
um eine regelmäfsige Schiffsverbindung rentabel machen zu können, 
so wird jährlich ein weiterer Staatsbeitrag den beteiligten Reedereien 
bewilligt. Der Postverkehr ist hier minimal, die Hauptsache ist 
Güter- und Personenverkehr, und um ihn aufrecht zu erhalten, wird 
die Staatsunterstützung gewährt; sie belief sich 1899/1900 auf rund 
800000 Kr. — Gegenüber diesen Subventionen zugunsten des Inlands- 
verkehrs nehmen die für den überseeischen Verkehr eine weit 
bescheidenere Stellung ein. Sie belaufen sich nur auf 508800 Kr. 
Drei verschiedene Routen sind es, die staatlich unterstützt werden: 
erstens eine tägliche Verbindung zwischen Kristiansand und Fredriks- 
havn in Jütland, sie dient in erster Linie dem Post- und Personen- 
verkehr. Die zweite, seit 1891 bestehende Subventionslinie, Bergen- 
Trondhjem-Newcastle on Tyne, ist aufserdem mit Rücksicht auf die 
Hebung des norwegischen Exports und Fremdenverkehrs begründet 
worden. Sie beansprucht die Hälfte der genannten Gesamtsumme für 
einen dreimaligen Verkehr in der Woche. Es wurde bereits oben erwähnt, 
dafs eine englische Reederei, die ehemals den Verkehr mit Norwegen 
allein vermittelte, unter der neuen Konkurrenz schwer zu leiden hatte. 
Sie sah sich schliefslich genötigt, einen Vertrag einzugehen, der die 
beiderseitigen Betriebsbedingungen fortan regelte 2 ), — das beste Zeichen 



') Norway S. 465/66; Report 8. 4, 171, 269 ff.; Hansa 1896, S. 209. 
*) Report S. 172. 
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für den guten Erfolg der norwegischen Linie. Für ihn spricht auch 
der Umstand, dafs die Subvention noch vor wenigen Jahren um 
40000 Kr. höher war. Die dritte Route, die subventioniert wird, — 
eine Mittelmeerlinie — ist ausschliefslich den Handelsinteressen dienst- 
bar; sie geht von den Nord- und Westhafen Norwegens aus. 

Im ganzen genommen sind also die Subventionen Norwegens 
anderen Ländern gegenüber sehr niedrig, um so mehr als die norwegische 
Handelsflotte mit 1499 700 T. Raumgehalt 1 ) unbestritten den dritten 
Rang unter den europäischen einnimmt, die überseeische der Ver- 
einigten Staaten weit übertrifft und von allen seefahrenden Nationen 
den höchsten Anteil der Nationalflagge am Seeverkehr aufweist: 
fast 68 °V). 

Noch weit geringere direkte staatliche Aufwendungen für seine 
Handelsflotte macht Norwegens Schwesterstaat Schweden 2 ). Seine 
Handelsflotte ist allerdings auch um mehr denn die Hälfte kleiner, nur 
587 6(59 T. 8 ). Die höchste Subvention wird auf der verkehrsreichsten 
Strecke, der Verbindung mit Deutschland (Trelleborg— Swinemünde), 
gezahlt, nämlich 209387 Kr. Hier ist auch der Postverkehr der be- 
deutendste. Es folgt die Gotland - Dampfschiffahrtsgesellschaft , die 
den Verkehr mit Wisby vermittelt; sie erhält für jede Reise einen 
Zuschufs von 200 Kr. Für Postbeförderung wurden ihr aufserdem 
61951 Kr. gezahlt. Die Postdampferverbindung nach Kurland (Libau) 
ist mit 10143 Kr. subventioniert, die nach Dänemark mit 13910 Kr. 
Für Postfahrten nach England und Amerika sollen 7350 Kr. gezahlt 
worden sein. Diese für Postbeförderungen angegebenen Zahlen 
scheinen mir viel eher Postfrachten als Subventionen zu sein, ich 
vermag die Frage aber nicht zu entscheiden. Eventuell würde also 
nur jene kleine Subvention für die Fahrt nach Gotland bleiben. 
Jedoch machen sich in Schweden seit einiger Zeit Bestrebungen*) 
geltend, den überseeischen Handel durch Einrichtung subventionierter 
Linien zu fördern. Demgegenüber weisen aber andere Stimmen — 
und wohl mit Recht — darauf hin , dafs es zunächst viel wichtiger 
sei, die Verbindungen mit Deutschland und England weiter aus- 
zubauen, da der schwedische Handel noch zu gering sei, um den 
Zwischenhandel der Genannten entbehren zu können. — 

In Norwegen und Schweden gibt es noch keine grofse Reederei, 
die durch einen ausgebildeten regelmäfsigen Dienst auf den heutigen 

') HA. 1902 I, S. 269 (im Jahre 1900) 
») Report S. 4, 26; Hansa 1896, S. 209. 
») H.-A. 1902 I, S. 269 (im Jahre 1900). 
*) Vgl. Export 1901, S. 12&24. 
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Hauptstrafseii des Weltverkehrs eine Rolle spielte. Aufserhalb 
weniger fester Linien im nordeuropäischen internationalen Verkehr 
ist die Handelsflotte überallhin zerstreut, Fracht suchend, wo solche 
gerade zu finden ist, und sich oft genug mit dem Abfall anderer 
Nationen begnügend. Es mangelt eben noch durchweg an moderner 
Organisation, an der Vereinigung vieler Einzelkräfte zu einem ziel- 
bewufsten Ganzen. Darin ist den beiden Skandinaviern das viel kleinere 

Dänemark 

schon weit voraus, trotzdem seine Handelsflotte mit 408440 T. 
an Gröfse hinter der Schwedens zurücksteht *). Aber bezeichnend ist 
schon, dafs in Dänemark die Dampfschiffe vollkommen überwiegen; 
auf sie kamen am 1. Januar 1001 nicht weniger als 250137 T. 
und im letzten Jahrfünft eine Zunahme von rund 100000 T. 
Dänemark beteiligt sich in kräftigem Mafse auch an der regelmäfsigen 
Schiffahrt nach Nordamerika, Westindien und seit einigen Jahren 
durch die Ostasiatische Gesellschaft in Kopenhagen auch an der Fahrt 
nach dem Osten. Es besitzt drei Reedereien mit je 22000 bis 30000 T. 
an Dampfern, die durchschnittlich mehr als 2000 T. Raumgehalt haben. 
Die beherrschende Stellung nimmt aber die bereits 1866 gegründete 
Forenede Dampskibs Selskab (Vereinigte Dampfschiffsgesellschaft) 
ein 2 ). Sie verfügte im Frühjahr des Jahres 1901 über eine Dampfer- 
flotte von 127 Schiffen mit fast 130000 T. Br. Aufser zahlreichen 
Verbindungen zwischen Kopenhagen und anderen dänischen Häfen, in 
denen allein 28 Schiffe beschäftigt sind, betreibt sie nicht weniger 
als 30 regelmäfsige überseeische Linien, nach allen nordeuropäischen 
Ländern, den dänischen Inseln im nördlichen Meere, nach Frankreich, 
Portugal und dem Mittelmeer und endlich wöchentlich und 14tägig 
je eine Linie nach Nordamerika. Die Linien nehmen nur zum Teil 
ihren Ausgang von Kopenhagen oder einem anderen dänischen Hafen, 
die meisten beginnen oder endigen in finnischen, russischen oder 
deutschen Häfen und berühren dänische nur unterwegs. Für folgende 
Fahrten erhält die Reederei vom dänischen Staate Subventionen 8 ): 
a. Linie Esbjerg — Parkeston (Harwich), dreimal wöchentlich; die 
Linie ist zur Hebung der Ausfuhr von Produkten der Milch- 
wirtschaft und Fischerei ins Leben gerufen. Die Reederei hat 



') Statistical Abstract for Foreign Countries XXVIII (London 1902), S. 19. 
Die Zahlen gelten nur für das eigentliche Dänemark. 

8 ) über ihre Entwicklung vgl. Rev. Mar. 1901 Avr., S. 949 ff. 
8 ) Report S. 5; Hansa 1Ö96, S. 209. 
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besonders niedrige Frachten zu gewähren und erhält nach der 
Menge der beförderten Güter einen Zuschufs, 1897 187 270 Kr.; 

b. Esbjerg— Grimsby, zweimal wöchentlich seit dem Herbst 1897, mit 
einer Subvention von 60000 Kr. im Jahre; der Linie werden 
aufserdem die Kaiabgaben in Esbjerg erlassen, was 1897/98 
15000 Kr. ausmachte; 

c. Kopenhagen — Faröer— Island, 20 Reisen im Jahre. Hier handelt 
es sich natürlich in erster Linie um die Herstellung einer regel- 
mäfsigen Postverbindung ; die Subvention wird denn auch in 
Gestalt einer festen Summe von jährlich 40000 Kr. gezahlt. 
Des weiteren mnterstützt Dänemark noch die Postlinien Gjedser — 

Warnemünde mit 71200 Kr. im Jahre, und Kopenhagen— Malmö 
(Schweden) mit 87(30 Kr. Endlich ist noch die Subvention für die 
Verbindung zwischen Kallundborg und Aarhus zu erwähnen. Sie 
wird in der Weise gewährt, dafs die Staatskasse sich verpflichtet, ein 
eventuelles Defizit des Unternehmers zu decken, sodafs der tatsächliche 
Zuschufs natürlich je nach dem Jahresertrag schwankt; 1897 betrug 
er z. B. 52 295 Kr. Welche Reedereien diese letzten drei Subven- 
tionslinien betreiben, habe ich nicht ermittelt, desgleichen nichts 
Genaueres über die erzielten Resultate. Jedoch ist aller Grund vor- 
handen, dieselben für günstige zu erklären. Abgesehen von der die 
dänische Reederei im allgemeinen auszeichnenden Unternehmungslust 
und dem schnellen Wachstum der Dampf schiffsflotte, steht die gröfste 
Reederei, die Forenede Dampskibs Selskab, die ja auch den Löwen- 
anteil der Subventionen bezieht, so günstig da, dafs sie in ihren 
ersten 33 Betriebsjahren eine durchschnittliche Dividende von 7 2 /s °/o 
auszahlen konnte *), — ein Ergebnis, das nicht so bald seinesgleichen 
wieder finden dürfte. 

Holland. 

Unter den germanischen Seestaaten Europas einst der mächtigste, 
noch 1870 Schweden und Dänemark erheblich überlegen, steht Holland 
heute unter ihnen allen an letzter Stelle, mit nur 347000 T. und 
darunter 208200 T. Dampferräumte 2 ). Seit 1870 hatte sich seine 
Handelsflotte ununterbrochen im Rückgang befunden. Schon die 



») Rev. Mar 1901 Avr., S. 950. 

8 ) Jaarcijfers voor het Koninkrijk der Nederlande. Rijk in Europa 1900. 
's Gravenhagc 1901, S. 177 (am 1. Januar 1901). Iu der gegebenen Zahl sind 
allerdings nur Schiffe von 50 T. aufwärts enthalten, während man in Dänemark 
von 4 T. an rechnet; aber die Unterlegenheit Hollands ist trotzdem klar. 
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Konkurrenz Englands und der Übergang zur Dampfschiffahrt und 
vor allem die Unmöglichkeit, den Kolonialhandel länger zu monopoli- 
sieren, waren für die holländische Reederei der Anlafs zu harter Be- 
drängnis gewesen. „Noch bis in die siebziger und selbst in die acht- 
ziger Jahre hinein," schreibt Fitger 1 ), „hielt Holland den Rest seiner 
ehemaligen Flotte von Ostindienfahrern, stolzen, luxuriös eingerichteten 
Seglern, deren Kapitäne wie Admirale oder Nabobs auftraten . . . Aber 
der altgewohnte Luxus konnte in der hastenden, kargenden, nur 
rationell handelnden Gegenwart seinen Platz nicht mehr behaupten. 
Die Frachtstürze der siebziger und achtziger Jahre verursachten der 
nicht sparsamen holländischen Reederei so schwere Verluste, dafs sie 
in hellem Zorn ihren Besitz ans Ausland abgab. tt 

Mitte der achtziger Jahre wurde aber den Holländern die Not- 
wendigkeit klar, für geregelte Postverbindungen Sorge zu tragen und 
besonders etwas für den Verkehr mit und in den ostindischen Be- 
sitzungen zu tun 2 ). Die Subventionen werden ausschliefslich an 
bestimmte Linien gezahlt und sind mit der Postbeförderung verbunden. 
Doch besteht zwischen der Festsetzungsart der Subventionen für den 
überseeischen und der für den Verkehr in den ostasiatischen Kolonien 
ein Unterschied : erstere erhalten feste Summen für jede einzelne 
Reise, letztere werden nach der zurückgelegten Meilenzahl unter- 
stützt. Die höchstsubventionierte Reederei ist die Stoomvaartmaat- 
schappij „Zeeland", die den täglichen Überfahrtsdienst nach England 
(Vlissingen— Queensborough) versieht; sie erhielt 1898 nicht weniger 
als 440337 fl. Das ist bedeutend mehr als für die englische Linie 
Dover — Calais; dafür geht aber auch der gröfsere Teil der Post über 
Vlissingen. Der normal verlaufende, eng begrenzte Verkehr läfst 
naturgemäfs besondere Wirkungen der staatlichen Unterstützung nicht 
zum Vorschein kommen. Die Gesellschaft erfreut sich eines sehr 
ruhigen Daseins. Die anderen überseeischen Subventionslinien dienen 
dem Verkehr des Mutterlandes mit seinen Kolonien, den west- und 
ostindischen. Insonderheit erhält also keine Subvention die Holland- 
Amerika-Linie , die regelmäfsige Fahrten nach New York betreibt 
und im nordatlantischen Verkehr immerhin eine gewisse Rolle spielt. 
Die Verbindung mit den westindischen Besitzungen unterhält der 
Koninklijke West-Indische Maildienst. Die Reederei bezog 1898 vom 



*) Fitger 1892, S. 22. 

") Vgl. Report S. 4, 25 ff; Hansa 1896, S. 209. Über die einzelnen Reedereien 
8. die Konsulatsberichte aus Amsterdam und Rotterdam im H.-A. und Jaarcijfers 
pp. Europa, Abschn. X G. 
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Staate 47 600 fl. für 24 Reisen. Unter der rückgängigen Handels- 
bewegung der Kolonien in den letzten Jahren hat sie etwas gelitten. 
Der ungleich wichtigere Dienst nach den Besitzungen in der südost- 
asiatischen Inselwelt wird durch die Stoomvaartmaatschappij „Neder- 
land" und den Rotterdamschen Lloyd von Amsterdam bezw. Rotter- 
dam aus versehen. Ihre subventionierten Fahrten finden in ungefähr 
14 tägigen Zwischenräumen statt ; daneben betreiben sie noch eine 
monatliche Frachtlinie. Beide verfügen über stattliche Flotten grofser 
schnellfahrender Dampfschiffe und haben sich im letzten Jahrzehnt in 
der günstigsten finanziellen Lage befunden. Die Gesellschaft „Neder- 
land" erhielt 1898 210455, der Lloyd 221 320 fl. Die gesamten Auf- 
wendungen des Mutterlandes betrugen demnach fast 920000 fl. — 
Nicht viel niedriger stellten sich die von der ostindischen Kolonial- 
regierung dem dortigen regelmäfsigen Küstenverkehr gewährten 
Unterstützungen. Empfängerin ist seit 1891 die Koninklijke Pakket- 
vaartmaatschappij. Wie bereits erwähnt, wird ihre Subvention nach 
der durchlaufenen Meilenzahl berechnet. Je nach der betreffenden 
Route, deren es über ein Dutzend gibt, schwanken die Einheitssätze 
zwischen V!» und 2IV2 fl. Die vertragsmäfsige und aufservertragliche 
Meilenzahl wird im voraus festgesetzt, ihre Gesamtsumme allmählich 
erhöht, die vertragsmäfsige jedoch seit einigen Jahren vermindert, so- 
dafs auch die Subventionen niedriger geworden sind *). Den höchsten 
Stand erreichten sie 1894 mit rund 957000 fl., 1898 waren sie jedoch 
schon auf 690000, 1899 auf 505 514 fl. gesunken; für 1900 waren 
nur 400000 fl. veranschlagt. Die Pakketvaart befindet sich wie die 
anderen Subventionslinien in sehr günstiger Lage; sie hat im letzten 
Jahrfünft des vorigen Jahrhunderts durchschnittlich 9 °/o Dividende 
zahlen können. — Im Frühjahr vorigen Jahres hat man einen bereits 
vor Jahren versuchten, aber zweimal mifsglückten Plan, der für die 
ostindischen Kolonien von gröfster'Bedeutung ist, wieder aufgenommen, 
diesmal aber mit mehr Nachdruck und wohl mehr Aussicht auf Er- 
folg: die Einrichtung einer regulären Verbindung zwischen Java und 
China— Japan. 300000 fl. sollen im ersten Jahrfünft des Vertrages, 
250000 im zweiten, 200000 im dritten gezahlt werden bei einem 
monatlichen Betriebe. Besonders die Zuckerausfuhr hofft man durch 
die neue Linie bedeutend heben zu können. 

Das Tempo, in dem sich die schon bestehenden Subventionslinien 
entwickeln, ist ein sehr gemächliches, wie das der ganzen übrigen 
Dampfschiffahrt, — langsam, aber beständig. Doch zu langsam im 



*) Jaarcijfers pp. Kolonien, Abschn. IX D. 
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Verhältnis zur Verkehrszunahme, mit der die holländische Reederei 
nicht hat Schritt halten können. Denn während der Anteil der 
Nationalflagge am Seeverkehr zu Beginn der neunziger Jahre noch 
30 °/o ausmachte, ist er bis zum Jahre 1900 auf 25 °/o zurückgegangen ; 
die Fremden sind entsprechend bis 75 °/o vorgedrungen ! ). Man wird 
nicht fehlgehen, diese Erscheinung in der Hauptsache dem schnellen 
Steigen des holländischen Zwischenhandels zuzuschreiben. Die von 
diesem bewegten Güter fallen aber zum grofsen Teil den die Nieder- 
lande während der Reise anlaufenden ausländischen regelmäfsigen 
Linien zu. — 

Rufsland. 

An letzter Stelle haben wir noch Rufsland zu betrachten. Wie 
in seiner allgemeinen Handelspolitik, so nimmt es auch in der staat- 
lichen Fürsorge für seine Seeschiffahrt Westeuropa gegenüber eine in 
mancher Beziehung unterschiedliche Stellung ein. Ich habe es unter 
die dritte Ländergruppe gesetzt, weil seine gegenwärtige positive 
Schiffahrtspolitik in der Hauptsache auf die Förderung regelmäfsig 
befahrener Einzelrouten gerichtet ist. In den letzten Jahren haben 
sich aber die Unterstützungen von Einzelunternehmen der russischen 
Schiffahrt — auch solcher, die keine regelmäfsigen Linien betreiben — 
dera»rt ausgebreitet, dafs man auf den ersten flüchtigen Blick denken 
könnte, man habe allgemeine Unterstützungen nach Art einiger west- 
europäischer Staaten vor sich. Aber es handelt sich bei allen 
direkten, teilweise auch bei den indirekten Subventionen in Wirklich- 
keit nur um eine grofse Zahl von Einzel mafs nahmen. Das 
entspricht ja auch durchaus der politischen Verfassung des Landes. 
Wo ein ungebundener Wille herrscht, ist ein derartiges Vorgehen 
das zweckmäfsigste , um so mehr als so jederzeit finanziellen Rück- 
sichten Rechnung getragen werden kann Es ist lehrreich zu sehen, 
wie dieses allgemeine Eingehen auf den Einzelfall, den Einzelunter- 
nehmer heute im absoluten russischen Reiche wiederkehrt, nachdem 
es schon zur Zeit der colbertistischen Wirtschaftspolitik in West- 
europa als „intuitus personae" eine grofse Rolle gespielt hatte. Es 
wird kein gesetzlicher Anspruch auf direkte Unterstützung geschaffen, 
sondern dem einzelnen Antragsteller, wenn es geraten erscheint, ge- 
holfen. Gerade in dieser individuellen Behandlung aller Fälle, in 
dieser Beweglichkeit liegt der grofse Vorzug des russischen Systems, 
des Bestimmungsrechts eines WMllens vor dem schwerfälligen, aus 

') Jaarcijfers pp. Europa, Absehn. IX, X. 
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Verständnislosigkeit , Parteihader u. dergl. so vieles verderbenden 
Parlamentarismus des heutigen Westeuropa. Voraussetzung ist aller- 
dings, dafs jener Einzelwille das Richtige, das Beste will und — kann, 
intellektuell wie materiell, und dafs die gegebenen Vorbedingungen 
seinen Absichten günstig sind; sonstigenfalls bleibt auch in einem 
absoluten Reiche viel zu wünschen übrig. 

Diese Voraussetzungen sind nicht durchgehends in der besten 
Weise erfüllt, und daher sind denn auch die Erfolge nicht so be- 
deutend, wie es wünschenswert und auch möglich sein könnte. Denn 
eine grofse russische Handelsflotte hätte ein riesiges Feld vor sich, 
das sie ihrer Tätigkeit unterwerfen könnte. Werden doch heute — 
ähnlich wie in den Vereinigten Staaten - nur 8 bis 10 °/o des ge- 
samten überseeischen Verkehrs von der Nationalflagge bewerkstelligt 1 ). 
Aber einer schnelleren Verselbständigung steht eben mancherlei im 
Wege 2 ), zunächst die Unvollkommenheit des russischen Schiffbaus. 
Die leistungsfähigen Privatwerften haben an den Aufträgen für die 
Kriegsflotte hinreichenden Verdienst, den übrigen, den meisten, fehlt 
es an Kapital und Kredit, und ihre Einrichtungen sind keineswegs 
auf der Höhe. Aufserdem kommt ihnen das Material zu teuer zu 
stehen. Schiffe aus dem Auslande zu beziehen ist dem Reeder aber 
ohne weiteres kaum möglich, da ihm enorm hohe Zölle entgegen- 
stehen; gegenwärtig bis zu 38 Rbl. per Pud (= 16,4 kg). Die so 
vielfach sinnlos übertriebene russische Schutzzollpolitik hat sich auch 
hier nicht strikt aufrechterhalten lassen: wie schon oft bei anderen 
Positionen des Zolltarifs hilft man sich auch hier, indem man einfach 
zeitweilige Ausnahmen dekretiert, das Gesetz durchbricht. Im Mai 1898 
wurde auf 10 Jahre die freie Einfuhr von Schiffen gestattet, aber nur 
für die überseeische Fahrt 8 ). — Der Entwicklung der überseeischen 
Schiffahrt stehen ferner Mängel und Fesseln der Gesetzgebung im 
Wege, vor allem Bemannungsvorschriften. Gesetzesreformen erfordern 
aber in Rufsland besonders viel Zeit. Und da, wo die Regierung 
selbst positive Unterstützungen gewähren will, stellt sich ihr hemmend 
eine grofse Schwierigkeit in den Weg: die Geldknappheit, Wahr- 
scheinlich würde man gern viel weiter gehen, als man tatsächlich 
bisher getan hat, wenn nur das nötige Geld vorhanden wäre. Lieber 
würde man natürlich den Weg der Restriktion, der bare Ausgaben 
nicht erfordert, einschlagen; aber dem schieben die übrigen see- 

«) Kovalevsky S. 847. 

») Wittschewsky S. 442; Kovalevsky S. 460/61. 848 ff. 
») 11.- A. 1898 I , S. 637. Natürlich sind damit die wenigen in Betracht 
kommenden Werften nicht einverstanden. 
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fahrenden Staaten einen Riegel vor. Wo man es jedoch nur irgend 
kann, hat man es getan. Die kleine Küstenfahrt, d. h. die Fahrt 
zwischen Häfen desselben Meeres , ist schon seit den dreifsiger und 
vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts vorbehalten, neuerdings 
(seit dem 1. Januar 1900) aber auch wie in Nordamerika die grofse 
Kustenfahrt, die Fahrt zwischen den verschiedenen Meeren, die das 
russische Reich begrenzen. Die kleine Küstenschiffahrt hatte sich 
unter dem Schutze ihres Monopols schon bisher schneller entwickelt 
als die überseeische Schiffahrt. Dagegen hätte das Monopol die so- 
genannte grofse Küstenfahrt, die vom Standpunkte des Unternehmers 
aus doch nichts anderes ist als überseeische, allein nicht auf den 
gegenwärtigen Stand zu bringen vermocht. Wegen der sehr un- 
günstigen geographischen Verhältnisse und des zum Teil noch mangel- 
haft entwickelten Verkehrs hätte die grofse Küstenfahrt vor allem 
regelmäfsige Linien nicht unterhalten können. Regelmäfsige Verbin- 
dungen zwischen den einzelnen Meeren des Riesenreiches sind aber 
natürlich von hervorragendster Bedeutung. Da mufsten die staat- 
lichen Geldmittel zu Hilfe kommen. 

Die älteste und bedeutendste der Subventionslinien 1 ) ist die 
Russische Schiffahrts- und Handelsgesellschaft. Sie ist schon 185b" 
gegründet, unter dem Beistande der Regierung, die einen Teil des 
Kapitals zeichnete, Anlegeplätze in den Häfen schenkte u. dergl. Die 
Reederei besitzt zur Zeit 77 Dampfer von annähernd 190000 T. Br., 
darunter 36 Postdampfer. Während die Subvention in der ersten Zeit 
1,9 Millionen Rbl. erreichte, hat sie in dem gegenwärtig geltenden 
Vertrage von 1891 bereits auf ungefähr den dritten Teil, auf 
610000 Rbl., herabgesetzt werden können. Aufser zahlreichen Linien 
im Schwarzen Meer hat die Gesellschaft von ihrem Sitze Odessa aus 
auf 15 Jahre einen regelmäfsigen Dienst mit der Levante und 
Alexandria zu unterhalten, aufserdem eine Linie Odessa— St. Peters- 
burg, Odessa— Marseille und eine nach Ostasien bis Wladiwostok. 
Ihre Erfolge sind im ganzen erfreuliche gewesen, was man schon aus 
der Herabsetzung der Subvention schliefsen darf; im Durchschnitt 
der letzten Jahre konnte auf das 10 Millionen Rbl. betragende 
Kapital eine Dividende von 6 °/o gezahlt werden. — Die nächst- 
gröfste, gleichfalls subventionierte Reederei ist die bekannte Frei- 
willige Flotte, eine Rufsland eigentümliche, besonders interessante 
Erscheinung. Sie wurde 1878, als nach dem kaum beendeten 

») Kovalevsky S. 849/50; Rev. Mar. 1901 Sept., S. 1972 ff. ; Report S. 4/5; 
Hansa 1896, S. 209. 



Digitized'by Google 



in - 



türkischen Kriege eine neue Verwicklung mit dem seegewaltigen 
England drohte, aus Privatbeiträgen gegründet. Innerhalb weniger 
Monate waren 4 Millionen Rbl. gesammelt, für die zur Unterstützung 
der Kriegsflotte geeignete Handelsdampfer angekauft werden sollten. 
Der Krieg wurde glücklich vermieden, die Freiwillige Flotte aber 
als bleibende Einrichtung beibehalten und mit Hilfe der Regierung, 
deren Marineabteilung das Verwaltungskomitee untersteht, weiter 
ausgebaut. Nach den bis zum Jahre 1912 geltenden Bestimmungen 
sollen die Schiffe in Friedenszeiten den Interessen des russischen 
Handels, insonderheit der Verbindung der europäischen Häfen mit 
dem fernen Osten (18 Reisen jährlich) dienen, in Kriegszeiten als 
Hilfskreuzer verwandt werden. Die Gesellschaft verfügt zur Zeit 
über 17 bis 20 grofse Schiffe, die von der besten Beschaffenheit sein 
sollen. Offenbar ist aber das Hauptgewicht auf ihre eventuelle Ver- 
wendung zu Kriegszwecken gelegt. Dementsprechend sind sie auch 
ganz anders gebaut als die „Hilfskreuzer" fremder Handelsflotten. 
Sie können allerdings eine grofse Zahl von Passagieren, aber nur ge- 
ringe Warenmengen befördern; denn während ihre Bruttotonnage 
rund 130000 T. beträgt, haben sie nur 50 000 T. N. zur Verfügung. 
Nach Zeitungsinitteilungen vom Sommer vorigen Jahres wünschte der 
Finanzminister denn auch eine weitergehende Verwertung für die 
Handelsinteressen; er scheint aber wenig Erfolg damit zu haben. 
Denn für nur 600000 Rbl. jährlich hat die Regierung im Bedarfs- 
falle eine starke Stütze zur Verfügung. — Den Verkehr mit Ost- 
asien pflegen noch eine Reihe anderer Gesellschaften : so die Russisch- 
Ostasiatische Gesellschaft, die Gesellschaften „Rufsland", „Neptun", 
die Ozean - Dampfschiffahrtsgesellschaft u. a. Sie werden alle vom 
Staate unterstützt. In Ostasien selbst bestehen verschiedene Gesell- 
schaften für den Verkehr der dortigen russischen Häfen mit China 
und Japan; so erhält die Reederei Schewelew 160 000 Rbl. im Jahre, 
die Reederei Feodorow 6000. Dazu kommt noch eine Reihe subven- 
tionierter gröfserer Reedereien in den westlichen Meeren: die 
Schwarze Meer -Donau -Gesellschaft erhält nicht weniger als 313000 
Rubel 1 ), im äufsersten Norden die Archangelsk -Murman- Gesell- 
schaft 281000, die Archangelsk - Petschora- Gesellschaft 10000 Rbl. 
Im ganzen zahlt Rufsland jährlich gegen 2 Millionen Rbl. an seine 
Seeschiffahrtsunternehmungen, die, soweit sie mit Dampfern arbeiten 

l ) Trotzdem hat diese Gesellschaft sich nicht halten können, sondern infolge 
der augenblicklichen Ungunst der wirtschaftlichen Verhältnissse ihre Liquidation 
beschliefsen müssen (vgl. H.-M. 1902 Nr. 48, S. 584). 
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und nur einigermaßen von Bedeutung sind, ausnahmslos unterstützt 
werden. Zu erwähnen wäre wohl noch, dafs jährlich über l /i Million 
für den Dampfschiffsverkehr auf dem Kaspi- und dem Baikal -See 
verausgabt wird. 

Wie aus der vorstehenden Aufzählung hervorgeht, wird die Ver- 
bindung mit dem östlichen Asien von der Regierung ganz besonders 
gepflegt. Ihr wird noch eine weitere, sehr wesentliche Unterstützung 
dadurch zuteil , dafs allen durch den Suezkanal nach den russischen 
Häfen im Osten fahrenden russischen Schiffen die Kanalgebühren 
ersetzt werden, einerlei ob sie bereits anderweitig subventioniert sind 
oder nicht. Die staatliche Aufwendung zu diesem Zwecke belief sich 
in den letzten Jahren bis auf (300000 Rbl. Die Rückerstattung der 
Suezkanalgebühren, die wir ja auch in Österreich fanden, mufs man 
noch zu den direkten Subventionen zählen. In den anderen Ländern, 
die Linien nach Ostasien u. s. w. subventionieren, ist die Kanal- 
gebühr bereits in die Subventionssumme eingerechnet. — Einen sehr 
allgemeinen Gebrauch hat Rufsland aber von der indirekten 
Unterstützung gemacht. Wie erwähnt, hat man sich gezwungen 
gesehen, von der Erhebung der Einfuhrzölle auf Schiffe für die über- 
seeische Fahrt abzusehen. Die Mehrzahl der russischen Dampfer ist 
ausländischen, über 50 °/o allein englischen, zu einem nicht unerheb- 
lichen Teil auch deutschen Ursprungs 1 ). Insonderheit sind die Post- 
dampfer durchweg im Auslande gebaut. Auch die Schiffe für die 
grofse Küstenfahrt werden jedenfalls frei eingeführt. Dadurch, dafs 
sie unterwegs ausländische Häfen anlaufen, wird die Fahrt schon zu 
überseeischer. Es scheint, dafs auch zugunsten der übrigen Schiff- 
fahrt Befreiungen von den Zolllasten vorgenommen werden. Des- 
gleichen ist den Antragstellern in weitem Mafse Gewerbesteuer- 
freiheit zugestanden , der Freiwilligen Flotte sogar Freiheit von jeg- 
licher Abgabe. 

Die Wirkungen, die Rufsland mit der positiven (und auch der 
restriktiven) Unterstützung seiner Seeschiffahrt erreicht hat, sind 
wohl günstige zu nennen. Denn der Bestand an Dampfern (Finnland 
und die Binnenseen nicht mitgerechnet) ist gegenüber 1895 in der 
letzten Zeit beträchtlich gestiegen 2 ): 



>) Nauticus 1901, S. 429. Kufsland selbst hat 1899 nur 1 Dampfer von 
113 T. (1900 : 2 von 250 T.) |gebaut und 26 hölzerne Segler von 4800 T. (1900: 
35 von 6149 T.\ s. Nauticus 1901, S. 427, 1902, S. 421. 

Ä ) Lexis S. 574; Kovalevsky S. 851. Für 1901 nach Mitteilungen der 
Tageapresse aus einer amtlichen statistischen Denkschrift. 
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Dampfer T. Segler T. 

Anfang 1895 154000 360000 

1899 182 200 146500 

Ende 1901 249300 188000. 

Auch die Seglerflotte, die seit Mitte der neunziger Jahre eine rapide 
Abnahme erfahren hatte, hat sich wieder erholt. — Trotzdem ist 
aber wohl sicher, dafs der Aufschwung ein schnelleres Tempo an- 
nehmen würde, wenn die Regierung sich entschliefsen könnte, die 
See- und Zollgesetzgebung noch freiheitlicher zu gestalten. Man ist 
auf dem richtigen Wege, wenn man zuerst eine kraftige Reederei 
schaffen will und ihr einen möglichst billigen Bezug ihres Materials 
zu sichern beginnt. Man sollte aber bei dem bisher Geschehenen 
nicht stehen bleiben. Wo dann im Einzelfall noch Hilfe not tut, 
kann die Regierung unverzüglich eingreifen durch direkte Unter- 
stützung und sich ganz dem Einzelfall anpassen, vorausgesetzt, dafs 
ihr stets die nötigen materiellen Kräfte zur Verfügung stehen. Bei 
einem aufgeklärten und weitschauenden Regiment könnte der Erfolg 
kaum ausbleiben; denn ein mächtiges Feld stände segenbringender 
Tätigkeit offen. 

In Rufsland spielt, wie kaum besonders hervorgehoben zu werden 
braucht, das Streben, vom Auslande unabhängig zu werden, bei der 
Unterstützung der Seeschiffahrt eine viel stärkere Rolle als in den 
anderen Staaten der dritten Ländergruppe. Insofern entbehrt die oben 
erwähnte äufsere Ähnlichkeit der russischen Subventionspolitik mit der 
der zweiten Ländergruppe auch nicht der inneren Grundlage, und 
insofern bildet Rufsland ein Bindeglied zwischen beiden Länder- 
gruppen. 



IV. Sehlufs-Betraehtungren. 



Es ist ein buntes Bild, das an uns vorübergezogen ist, ver- 
wirrend in seinen vielgestaltigen Einzelheiten — und dennoch überall 
dieselbe Grundidee, die Erkenntnis, dafs der Fortschritt übers Meer 
herüberkommt, aus dem Verkehren mit anderen Völkern. Immer 
klarer wird dieser eine Gedanke allen Völkern, die überhaupt 
denken. Wie weit ihn jedes Volk bereits zur Tat hat werden lassen, — 
das eben macht das Gesamtbild so bunt; denn jedes Volk ist ein 

Greve, Seescbiffahrts-Subvontionon. 8 
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Individuum, äufserlich und innerlich besonders geartet. Wie unter 
den einzelnen Menschen, so gibt es aber auch unter ihnen ähnliche, 
und es ist kein Zufall, dafs wir auf der einen Seite überwiegend 
Germanen, auf der anderen Romanen erblicken. Die ersteren 
sind jünger, unverbrauchter, zum Teil anspruchsloser, erzeugen einen 
mehr oder minder grofsen Überschufs an Menschenkraft; unter ihnen 
befinden sich die gegenwärtigen Hauptbesitzer der Hauptproduktions- 
elemente, und wie in der Weltwirtschaft im allgemeinen, so nehmen 
sie in der Seeschiffahrt im besonderen die fuhrende Stellung ein. 
Die Romanen sind auf den zweiten Platz angewiesen, allem Anschein 
nach für lange Zeit. Sie sind alle mehr oder minder abgenutzt, sind 
zum Teil stark zurückgedrängt, zum Teil aus ihrer Inferiorität noch nie 
herausgekommen (man denke an die südamerikanischen Staatengebilde), 
und für die moderne Seeschiffahrt unter durchweg ungünstigeren 
Vorbedingungen. Aber sie haben keineswegs die aktive Beteiligung 
an den weltwirtschaftlichen Kämpfen aufgegeben, ihre Rolle noch nicht 
ausgespielt, Zum Teil befinden auch sie sich in starker Vermehrung, und 
wo das nicht der Fall ist, wie in Frankreich, da ist der Wille, etwas 
zu bedeuten, desto schärfer ausgeprägt. Ein Gesundungsprozefs be- 
ginnt in der romanischen Welt; die Erinnerung an die ehemalige 
Führerschaft in der Kulturwelt, die auch Führerschaft in der See- 
fahrt war, wird zu neuem Leben erweckt. Neben Germanen und 
Romanen stehen die Völker fremder Rassen, vor allem Rufs- 
land und Japan, beide erst neuerdings unter den seefahrenden Völkern 
erschienen, das eine in der äufseren Form seiner Subventionspolitik 
den Germanen, das andere den Romanen sich anschliefsend ; innerlich 
steht aber auch das erste dem Standpunkte der Romanen näher. Für 
die Folge wird sich das dagegen von Japan höchstwahrscheinlich nicht 
mehr behaupten lassen; es wird eine allgemeine Unterstützung seiner 
Schiffahrt nicht mehr nötig haben und sich mit Mafsnahmen nach 
Art der in den meisten germanischen Ländern angewandten begnügen 
können, während Rufsland wohl noch etliche Zeit im Rückstände 
bleiben wird. 

Damit sind wir zu einer Frage gelangt, die sich einem unwill- 
kürlich stets aufdrängt, wenn man Erscheinungen des gegenwärtigen 
Wirtschaftlebens betrachtet : die Frage nach der Zukunft. Wo- 
hin treibt die Entwicklung? Klar vorgezeichnet ist sie überall da, 
wo zur Subvention gegriffen wurde, um die ausländische Schiffahrt 
heranzuziehen oder um einzelne Wege auszubauen. Beide Ziele 
können erreicht werden, und sind sie erreicht, so hat die Subvention 
ihren Dienst getan. Anders aber bei dem dritten Ziele, das obendrein 
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gerade heute von so eminenter und von noch ständig zunehmender 
Bedeutung ist : das Streben nach Unabhängigkeit. Sie vollkommen zu 
erreichen, ist unmöglich, das liegt in der Natur der Sache, — also 
soweit wie möglich, ist die Losung. Vom Standpunkte der gesamten 
Menschheit ist dies Streben nur auf das freudigste zu begrüfsen ; je mehr 
Völker an der Seefahrt teilnehmen, desto besser. Wie verträgt sich 
das aber mit den Interessen dessen, der bisher die Schiffahrtsgelegen- 
heit gewährte? Möglich ist, dafs er Sieger auch über die subven- 
tionierte Schiffahrt des Gegners bleibt, möglich aber auch, dafs tr 
sich wehren mufs. Entweder unterstützt er schon selbst seine Schiff- 
fahrt, um sie im Konkurrenzkampf gegen das Ausland zu stärken. — 
dann kann er sich gezwungen sehen, seine Subventionen zu erhöhen. 
Restriktive Ausgleichsmafsregeln anzuwenden, wird nun regelmäfsig 
nicht ratsam sein; denn gerade um sie zu vermeiden, hat man ja zur 
Subvention gegriffen, und obendrein handelt es sich zumeist nicht 
nur um zwei Parteien, sondern um viele. Da taucht denn die Gefahr 
auf, dafs man sich gegenseitig in der Subventionierung 
überbietet. Eben dasselbe könnte übrigens auch da zu befürchten 
sein, wo mehrere Handelsflotten ein indifferentes Gebiet umwerben, 
z. B. in Ostasien; auch in solchem Falle kann einer nicht alles 
haben, aber jeder will möglichst viel haben. Nauticus 1 ) meint, eine 
erhebliche Steigerung könnte „auf die Dauer nur verhängnisvoll 
werden und eine ungesunde Konkurrenz in der Weltschiffahrt er- 
zeugen". Gewifs ist diese Gefahr nicht von der Hand zu weisen, 
aber allzu bedrohlich ist sie auch nicht. Denn abgesehen davon, dafs 
unter normalen Verhältnissen auch der Güter- und Personenverkehr 
zur See ständig zunehmen, also auch für neue Kräfte Raum gewähren 
wird, mufs eine andere Rücksicht auf die Dauer die Oberhand ge- 
winnen (hat es, wie wir sahen, in vielen Fällen bereits getan): die 
finanzielle, und das um so mehr, je stärker die Staatskasse für alle 
die anderen, beständig sich mehrenden Aufgaben in Anspruch ge- 
nommen wird. Die vielen minderkräftigen Staaten würden sehr bald 
abfallen und die wenigen grofsen und starken sich einen Kampf bis 
zum Ende noch sehr überlegen. Der auf allen Gebieten verschärfte 
wirtschaftliche Kampf hat nach manchem verlustreichen Ringen die 
Menschen glücklicherweise mehr und mehr zu der Erkenntnis ge- 
bracht, dafs es viel gewinnbringender ist, vor Ausbruch der Feind- 
seligkeiten sich auf gütlichem Wege zu einigen. — Als 
zweiter Fall ist aber denkbar, dafs das Ausland einen Staat bedrängt, 



>) Nauticus 1900, S. 48. 

8* 
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der seine Schiffahrt noch nicht allgemein subventioniert. Wir haben 
eine Reihe von Staaten kennen gelernt , die aus dieser Bedritngung 
heraus zur Subventionierung schritten, andere, die im Begriff sind, 
es zu tun. Werden auch die übrigbleibenden ihnen folgen? lautet 
die Frage, die für England ja schon in nicht zu ferner Zukunft ein 
ernster Beratungsgegenstand werden zu sollen scheint und die als 
nächsten unser eigenes Land angehen würde. Einerseits würde Eng- 
land uns und anderen unter günstigeren natürlichen Bedingungen 
arbeitenden Völkern gegenüber vor die Frage gestellt sein, wie es 
sich der wachsenden Konkurrenz erwehren will. Überall da, wo 
England sich auf seinen eigenen Boden stützen kann, steht ihm, wie 
oben gezeigt, als wirksamster, weil noch wenig begangener W T eg die 
Restriktion offen, aufserhalb seines Bereichs wird es eine positive 
Politik einschlagen müssen. Andererseits hätten aber England und 
wir uns gemeinsam gegen die Konkurrenz derer zu verteidigen, die 
mit günstigeren künstlichen Arbeitsbedingungen in den Wettkampf 
eintreten, und dieser Gefahr wird augenblicklich ein besonders reges 
Interesse entgegengebracht; es ist die vielgenannte „amerika- 
nische Gefahr". Von den übrigen Völkern, denen durch all- 
gemeine staatliche Unterstützungen überlegene Betriebsbedingungen 
ihrer Reedereien geschaffen werden sollen, befürchtet man nicht all- 
zuviel ; desto Schlimmeres dagegen von den Vereinigten Staaten, dem 
Lande der gewaltigsten Kapitalkonzentrationen und der fort- 
geschrittensten Wirtschaftsorganisation, die es der seltenen geschäft- 
lichen Energie seiner Bewohner verdankt. 

Von der amerikanischen Gefahr auf landwirtschaftlichem und 
industriellem Gebiete ist hier nicht der Ort des näheren zu sprechen, 
sondern nur von der Gefahr einer starken überseeischen Reederei 
Amerikas. Wir wollen mit einigen Sätzen bei ihr verweilen. 

In England wie bei uns hat mancher die Gefahr verlacht, 
mancher hat sie so schwarz ausgemalt, als ob Amerika nur den Arm 
zu recken brauche, um Englands und Deutschlands Flagge vom Ozean 
hinwegzufegen, zunächst und vor allem vom Nordatlantik natürlich. 
Wenn's so einfach ginge, hätte man's gewifs schon lange getan. Be- 
sonders wenn man mit der sonst so gern und so kräftig gehandhabten 
Restriktionspolitik zum Ziel gelangen könnte , man hätte nicht ge- 
zögert ; wir würden „eine amerikanische Wiederholung der Cromwellschen 
Navigationsakte w bereits vor wenigen Jahren erlebt haben, nicht erst 
„in wenigen Jahren", wie im vorigen Jahre geschrieben wurde 1 ). 



') Vgl. V. Leo, „Entwicklungstendenzen im Welthandel" (Berlin 1901) S. 12. 
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Wie erinnerlich, wurde bereits 1897 ein derartiger Vorschlag ab- 
gewiesen (s. o. S. G9). Die Amerikaner sind denn doch zu klug, um 
es auf einen Kampf mit der ganzen Welt ankommen zu lassen. 
Kann man durch bare Ausgaben, vielleicht ohne Kampf, also am 
Ende doch billiger, dasselbe erreichen, so ist das vorzuziehen. An 
Geld wird's schliefslich nicht mangeln. Angenommen nun, eine 
Subsidy Bill würde zum Gesetz und die amerikanische Handelsflotte 
in den Stand gesetzt, Englands und Deutschlands Reeder zu unter- 
bieten — was wäre von einem solchen Konkurrenzkampf zu erwarten? 
Die Amerikaner selbst, soweit sie die Subventionierung überhaupt 
befürworten, sind natürlich voller Hoffnung; durch ihre kommerziellen 
Erfolge in den letzten Jahren und Europas leider nur zu oft gezeigte 
Kleinmütigkeit sind sie nicht bescheidener geworden. Der Senat 
äufserte sich in seinem Bericht über den letzten Entwurf so: „Das 
Gesetz wird den Vereinigten Staaten eine neue Flotte bringen, die 
nur hinter der englischen zurückstehen wird , und einen Ozeanpost- 
dienst, der den englischen, französischen und deutschen in jeder Hin- 
sicht übertreffen wird, ausgenommen vielleicht nur für einige wenige 
weitere Jahre den Dienst zwischen New York und England und den 
Kordseehilfen. Es wird den Schiffbau so vergröfsern, dafs es all- 
mählich mindestens von Deutschland, vielleicht aber sogar auch von 
England den Mittelpunkt dieses Gewerbes nach den Vereinigten 
Staaten verpflanzen wird, wie dies ja auch mit anderen Gewerben in 
der jüngsten Zeit der Fall gewesen ist" u. s. w. Am Erfolge kann 
ein Zweifel garnicht aufkommen. — Mau mufs, worauf Ballod 1 ) bei 
der Besprechung eines eventuellen Zollkrieges mit Amerika treffend 
hinweist, zunächst unterscheiden zwischen Fracht- und Passagier- u. 
Postverkehr. Im ersteren kann Deutschlands und noch mehr Eng- 
lands Schiffahrt hart betroffen werden, im letzteren liegt die Sache 
aber vorläufig — und wohl nicht nur auf „einige wenige Jahre" — 
anders, und hier gegenwärtig auch wieder mehr zugunsten Deutsch- 
lands als Englands. Aber wie das auch werden mag, — neigt sich 
der Sieg auf die Seite Amerikas, d. h. beginnt Amerikas Anteil am 
Verkehr zu überwiegen (das Verlangen nach einem angemessenen 
Anteil wird man billigerweise nicht zurückweisen können), so wird 
man auch auf dieser Seite des Ozeans nicht untätig bleiben. Deutsch- 
land und England wären dann vor die Wahl gestellt, ob sie gegen die 
amerikanischen Schiffe restriktive oder positive Ausgleichsmafsregeln 
anwenden wollen. Ersterenfalls werden die Vereinigten Staaten es 



') Ballod S. 216. 
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kaum an einer Antwort fehlen lassen, und ein Kampf, der zunächst 
den Handel noch viel schwerer trifft als aller Schutzzoll und ihn als- 
dann mehr oder weniger dritten Flaggen als willkommene Beute zu- 
führt, schiene unausbleiblich, — um am Ende beide Parteien dennoch 
zu einer Verständigung zu zwingen. So scheint es geratener, Amerika, 
wenn's not tun sollte, mit der eigenen Waffe zu schlagen, durch Sub- 
ventionierung. Auch dann könnte es zu einem Kampfe durch gegen- 
seitiges Sichüberbieten kommen, wie oben gezeigt, und das Resultat 
wäre wieder ein Friedensschlufs, der die gegensätzlichen Interessen so 
oder so vereinigte. Unter Umständen wäre es auch denkbar, dafs 
England und Deutschland durch die Androhung von Ausgleichs- 
mafsregeln der einen oder .anderen Art auf Amerika einen Druck 
auszuüben vermögen, aber das würde einmal Geschick und dann eben 
noch irgend welche besonderen sonstigen Umstände zugunsten Eng- 
lands und Deutschlands voraussetzen. 

Nun hat aber die Lage neuerdings sehr wesentlich an Kompliziert- 
heit dadurch gewonnen, dafs tatsächlich ein grofser Teil der in nord- 
atlantischer Fahrt tätigen englischen Schiffsräumte unter amerika- 
nischer Kontrolle steht. Die bereits früher von J. P. Morgan & Co. 
zu Eigentum erworbenen Schiffe sind mit dem im letzten Frühjahr 
gegründeten amerikanisch-englischen Dampfschiff-Trust, der so- 
genannten International Mercantile Marine Company, verschmolzen 
worden. Dadurch ist der gröfste Teil der den Verkehr mit den 
Vereinigten Staaten versehenden regelmäfsigen englischen Schiffahrts- 
linien in den Machtbereich der Amerikaner gekommen. Ein immer- 
hin bedeutender Teil der regelmäfsigen Frachtdampferlinien, die 
grofse Schar der Trampdampfer und von den Postlinien, wie schon 
erwähnt, die wichtigste, die Cunard Line, sind nicht in die Sphäre 
des Trusts gezogen worden. 

Über die voraussichtlichen Konsequenzen des Trusts siud 
in den letzten Monaten aufserordentlich lebhafte Erörterungen au- 
gestellt worden. Hinsichtlich seiner Wirkungen in der an dieser 
Stelle in erster Linie interessierenden Richtung, also hinsichtlich 
seiner Einwirkung auf die Subventionspolitik der in Betracht kommen- 
den Staaten, scheint mir zunächst — im Gegensatz zu einer sehr 
verbreiteten Meinung, die wohl einer Überschätzung des Trusts ent- 
springt — das gewifs zu sein, dafs auch der Trust ein allgemeines 
positives Eingreifen der nordamerikanischen Regierung zugunsten 
einer nationalen Seehandelsflotte nicht entbehrlich macht, dafs also 
Feine Bildung keineswegs mit einem „Todesurteil" über jede Subsidy 
Bill identisch ist. Den beteiligten amerikanischen Privatleuten, den 
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hinter ihnen stehenden Exportindustriellen und Eisenbahngesell- 
schaften kann die auf dem Nordatlantik jetzt zu erringende Stellung 
von ihrem privatwirtschaftlichen Standpunkte aus genügen; die ver- 
schiedenen dem Trust zugrunde liegenden Verträge betonen keines- 
wegs das amerikanisch-nationale Moment, sie sind vielmehr vom rein 
geschäftlichen Interesse diktiert. Die Macht des Trusts kann aber 
nicht der ganzen übrigen amerikanischen Volkswirtschaft gentigen 
und ebensowenig der Regierung, für die eine eigene überseeische 
Handelsflotte doch auch von grofser politischer Bedeutung, ja un- 
entbehrlich ist. 

Wie nun eine amerikanische Subsidy Bill im Auslande gebaute 
Schiffe behandeln würde, ist unmöglich vorauszusagen. Aber auch 
im Falle einer teilweisen Subventionierung von Auslandsbauten 
würde es nach den neuerdings zwischen dem Morgan-Trust und der 
englischen Regierung getroffenen Vereinbarungen, soweit über die- 
selben Zuverlässiges in die Öffentlichkeit gedrungen ist, nicht ohne 
weiteres möglich sein, dafs die britische Flagge auf den Trustschiffen 
durch die amerikanische ersetzt wird. Der Trust, ein Ausflufs der 
wirtschaftlichen Expansion der Vereinigten Staaten, verfolgt in seiner 
gegenwärtigen Gestalt nur wirtschaftliche Zwecke. Doch Verträge 
lassen sich rückgängig machen. Sicherer für das englische National- 
interesse ist also jedenfalls der der Cunard Line gegenüber ein- 
geschlagene Weg (abgesehen natürlich von den Gefahren, die die Art 
und Weise, wie jener Weg begangen wurde, einschliefst). Das 
privatwirtschaftliche Interesse der am Trust beteiligten englischen 
Reeder und Aktieninhaber würde ja in keinem Falle, wie auch der 
äufsere Verlauf der Verhältnisse werden mag, benachteiligt, wohl 
aber sehr leicht das national-wirtschaftliche Interesse Englands, ganz zu 
schweigen von dem national-politischen. 

Erfreulicherweise haben wir demgegenüber in Deutschland guten 
Grund, der Entwicklung der Dinge, soweit sie durch den transatlan- 
tischen Trust in ein neues Stadium getreten ist, zuversichtlich ent- 
gegenzublicken. Die beiden grofsen in Betracht kommenden deutschen 
Reedereien, die Hamburg- Amerika Linie und der Bremer Lloyd, haben 
sich ihre nationale Selbständigkeit gewahrt und mit dem Trust auf 
20 Jahre (mit Revisionsberechtigung nach 10 Jahren) eine die gegen- 
seitigen Betriebssphären, und zwar für die deutschen Reedereien in 
vorteilhafter Weise, abgrenzende Vereinbarung getroffen. Das ist 
nicht nur vom national -politischen, sondern auch vom national-wirt- 
schaftlichen Standpunkte aus sehr erfreulich. Denn der Verkehr auf 
dem Nordatlantik hatte seit längerer Zeit und in zunehmendem Mafse 
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an einer Überspannung der Konkurrenz gelitten, die für alle Be- 
teiligten immer lästiger und verlustbringender werden mufste. Verhand- 
lungen zur Herbeiführung einer Betriebskonvention, die im Herbste 
1901 unter dem Vorsitze des Generaldirektors der Hamburg- Amerika 
Linie in London stattfanden, hatten nicht zum Ziele geführt. 
Schon damals äufserte Generaldirektor Ballin 1 ): „Wenn Mr. Morgan 
mehrere britische Dampferlinien unter seine Kontrolle bringt, so wird 
sich, wie ich hoffe, meine alte Erfahrung wieder bewähren, dafs es 
viel leichter ist, mit grofsen, mächtigen Parteien zu paktieren als mit 
kleinen, schwachen Unternehmungen." Diese Hoffnung hat sich nun 
ja auch erfüllt, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil die 
beiden deutschen Gesellschaften eine dem Morgan -Trust völlig ge- 
wachsene Kraft darstellen. Dafs von ihr im nächsten Jahrzehnt nichts 
verloren werde , wird die Aufgabe der Betriebsleitungen und des 
deutschen Schiffbaus sein. Die deutschen Verträge mit dem Trust 
haben den größeren Teil der Konkurrenten auf einer gesunden Basis 
vereinigt. Die Gefahr, dafs die Cunard Line — die fremden Wett- 
bewerber sind wenig zu fürchten — einen Konkurrenzkampf gegen 
die Verbündeten eröffnen sollte, scheint mir, wie schon früher g» sagt, 
nicht sehr bedrohlich. — 

Wir haben über die aus der noch ständig wachsenden Anwendung 
der allgemeinen Subventionspolitik sich ergebenden Schwierig- 
keiten gesprochen; wie sind aber die Aussichten eines Aufhörens 
der allgemeinen SchifTahrtsunterstützungen ? Hier und da beginnt 
man mit Einschränkungen der Aufwendungen, teils aus finanziellen 
Rücksichten, teils weil die erzielten Erfolge es gestatteten. An ein 
völliges Aufhören der Subventionierung ist normalerweise ja erst zu 
denken, wenn ihr jeweiliger Zweck erreicht ist und, wie man natür- 
lich hinzusetzen mufs, sichergestellt scheint. Bei der Mehrzahl der 
Staaten mit allgemeiner Subvention ist eine dauernde Sicherstellung 
des erstrebten Zieles aber überhaupt ausgeschlossen, wenigstens so- 
lange ihre heutigen Produktionsverhältnisse im wesentlichen un- 
verändert bleiben. Soweit sie von der Natur gesetzt sind, sind sie 
so gut wie unwandelbar; soweit Menschenwerk sie schuf, sind sie 
allerdings wandelbar, aber auch nicht von heut auf morgen. Denkbar 
ist es z. B. , dafs in diesem oder jenem Lande die öffentliche See- 
gesetzgebung dem Fortschritte der Reederei günstiger gestaltet wird, 
dafs die Arbeitslöhne in den billiger produzierenden Ländern mit der 
Zeit steigen u. s. w., aber im ganzen läfst sich' behaupten, dafs eine 

') Gegenüber einem Redakteur des Hainbg. Corresp. (Nr. 530, 11. Nov. 1901). 
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Unterstützung der Seeschiffahrt in den minder günstig dastehenden 
Ländern noch auf lange Zeit erforderlich sein wird, wenn die be- 
treffenden Völker auf der Betonung nationaler Schiffahrt bestehen 
bleiben. Wie ein Volk zur Erhaltung der nationalen politischen 
Existenz sich dauernde Lasten für Heer und Kriegsflotte auferlegen 
kann, wie es zur Erhaltung der nationalen wirtschaftlichen Existenz 
sich dauernde Lasten durch Schutzzölle auferlegen kann, so auch zur 
Erhaltung einer nationalen Handelsflotte, die ja neben ihrer Be- 
stimmung, dem Handel zu dienen, auch den politischen Interessen 
eine wertvolle Stütze ist. Dieses Betonen der Nationalität, heute ein 
Grundzug des Lebens der Menschheit, halte ich im Interesse des all- 
gemeinen Fortschritts für durchaus notwendig und deshalb für gesund. 
Wie lange seine Herrschaft dauern wird, ob der heutige Nationalismus 
nicht nur eine Periode ist, die die einzelnen Völker zu möglichster 
Entfaltung bringen soll, um eine neue Periode der Verschmelzung 
vorzubereiten — wer vermag das zu sagen? 
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